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1 .1 Bund und Länder

Rechtsgrundlage

S 4 ttr. 1 des cesetzes über die Finanzstati-
stik i.d.F. der Bekanntmachung vom 11. Juni
1980 (BGBI. I S. 673, 782), geändert durch
das nZweite Gesetz zur Anderung statistischer
Rechtsvorschriften" (2. Statistikbereinigungs-
gesetz) vom 19. Dezember 1986 (BGBI. I
s. 2555).

Tatbestand

Kassenmäßige Steuereinnahmen des Bundes und
der Länder nach Steuerarten und Verteilung im
Rahmen des Steuerverbunds gemäß Grundgesetz
und entsprechender Ausführungsgesetze.

Perioclizität
Monatliche zusammenstellung und Berichter-
stattung

Kreis der Befragten
Oberf inanzdirektionen bzw. Finanzministerien
der Länder - Bundesministerium der Finanzen -
Stat ist isches Bundesamt

Ve röffentl ichungen

Bundesanze ige r
BuIletin des Presse- und Infor-
mationsamtes der Bundesregierung

Dokumentation des Bundes-
ministeriums der Finanzen

Statistisches Bundesamt :

Wochendienst = wöchentlich
wirtschaft und Statistik = monatlich
Fachserie 14, Reihe Q, = vierteljährlich,

jährI ich

Statistische Landesämte r
Statistische Berichte L I,/1 = monatlich,

vierteljährlich

1 Allgqqelqftliqqefqg zu! q!e!iqtik

monatlich

'l . 2 Gemeinden,/Gemeindeverbände

Rechtsg rundlage

§ 4 ttr. 2 des cesetzes über die Finanzstati-
stik i.d.F. der Bekanntmachung vom 1 1. Juni
1980 (BGBI. I s. 673, 782), geändert durch
das trZweite Gesetz zur Anderung statistischer
Rechtsvorschriften" ( 2. Statistikbereinigungs-
gesetz) vom 19. Dezember 1986 (BGBI. I
s. 255s).

Tatbestand

Kassenmäßige Steuereinnahmen der Gemeinden
und Gemeindeverbände nach Steuerarten und
Verteilung im Rahmen des Steuerverbunds
gemäß Grundgesetz und entsprechender Aus-
führ ungsgesetze.

Periodizität
vierteljährliche Erhebung und Aufbereitung

Kreis der Befragten
Gemeinden/Kreisverwaltungen - Statisti sche
Landesämter - Statistisches Bundesamt

Veröffentl ichungen

Statistisches Bundesamt :

Wochendienst
wirtschaft und Statistik
Fachserie 14, Reihe 4

= wöchentlich
viertelj ährIich,= iährlich]

Statistische Landeslimter :
Statistische Berichte L ll/2 = vierteljähr-

Iich
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2. 1 Kassenmäßige Steuereinnahmen

(assenmäßige Steuereinnahmen sind die inner-
halb eines bestimmten Zeitraums in die Kassen
der Gebietskörperschaften fließenden Beträge,
gleichgültig für welches Jahr sie geleistet
wurden oder wann die Steuerschuld entstanden
ist. Ohne Rücksicht auf periodengerechte Er-
fassung sind im Istaufkommen eines bestimmten
Berichtszeitraums also auch Vorauszahlungen,
AbschLußzahlungen, Nachzahlungen, Säumnis-
zuschläge usyr. enthalten; ggf. ist das Auf-
kommen durch Erstattungen gemindert.

2.2 Steuerberechnunq und Steuerentricht un9

Der Zusammenhang zwischen dem Zeitpunkt, an bzw.
Zeitraum, in dem sich die wirtschaftlichen
und rechtlichen Vorgänge abspielen, an wetrche
die Steuer anknüpft, und dem Zeitpunkt der
Steuerentrichtung ist bei den einzelnen Steu-
ern recht unterschiedlich. Er hängt zum einen
von der für die einzelne Steuer getroffenen
gesetzlichen Regelung, zum andern von der
Lage des Einzelfalls (2.8. Dauer der Veran-
lagungsarbeiten, Stundungsgewährung usw. ) ab.

Für die Mehrzahl der Steuern ist der zeitliche
Zusammenhang auch bei einem längeren Abrech-
nungszeitraum, wie er etrra bei Lohnsteuer und
Umsatzsteuer (1 Jahr) gegeben ist, wegen der
monatlichen Voranmeldung dieser Steuern rela-
tiv eng. Erhebliche zeitliche Verzögerungen
treten dagegen vor allem bei den Veranlagungs-
steuern vom Einkommen und Vermögen auf, deren
erhebungstechnische Besonderheiten nachstehend
dargestellt werden.

veranlagungn findet im übrigen nur unter be-
stimmten, im Vermögensteuergesetz näher
definierten Voraussetzungen statt, z.B. bei
zwischenzeitlicher Änderung der Bemessungs-
grundlage oder Anderung der persönlichen vor-
aussetzungen.

Je nach Steuerart beansprucht die Veranlagung
- unter Berücksichtigung der Abgabetermine
für clie Steuererklärung - 8 bis l8 llonate
(Vermögensteuer 1 bis 2 Jahre); nach Lage des
Einzelfalls wird die Steuerschuld unter Um-

ständen aber auch erst erheblich später fest-
gestel It .

- Vorauszahlungen,/Te i1 zahlungen

Der Steuerpflichtige hat vierteljährliche
Zahlungen auf die Steuerschuld des Ver-
anlagungszeitraums (Einkommen- und Körper-
schaftsteuer), des Erhebungszeitraums (Gewer-
besteuer) bzw. auf die Jahressteuerschuld
(Vermögensteuer) zu entrichten. Sie belaufen
sich in der Regel auf ein viertel der Steuer,
die sich bei der letzten Veranlagung ergeben
tratl ) - bei der Einkommen- und Körper-
schaftsteuer nach Anrechnung dei Steuerab-
zugsbeträge (Lohnsteuer, Kapitalertrag-
steuer und Körperschaftsteuer2 ) ) .

- Vorauszahlungsanpassungen

Das Finanzamt bzw. die Gemeinde kann die Vor-
auszahlungen an die Steuer anpassen, die sich
für den Veranlagungszeitraum (Gewerbesteuer:
Erhebungszeitraum; Vermögensteuer: Kalender-
jahr) voraussichtlich ergeben wird. Die An-
passung kann noch bis zum Ablauf des auf den
Ve ranlag ung sze it raum f o Igenden Kalende r jahr es
(Einkommen- und Körperschaftsteuer) bzw. in
dem auf den Erhebungszeitraum folgenden Er-
hebungszeitraum (Gewerbesteuer) vorgenommen
werden. Bei nachträglichen Vorauszahlungser-
höhungen ist der Erhöhungsbetrag,/nachgefor-
derte Betrag innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe des Vorauszahlungsbescheids zu ent-
r i chten .

1 ) Bei der Vermögensteuer sind die in Höhe
von einem Viertel der Jahressteuer ge-
leisteten nendgüItigen" Teilzahlungenvonden Vo ra us zahl u ngen
auf die noch nicht bekanntgegebene
Jahressteuer zu unterscheiden. Die Zah-
lungsweise ist dieselbe.

2) Die anrechenbare Körperschaftsteuer rech-net zu den Einkünften aus Kapitalvermögen.

Ertsi!! der §!ese s ssbsl§ -§ursE-Ye re!Iee c!s

- Veranlagungszeitraum

Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer:
I Jahr.

Vermögensteuer: in der Regel 3 Kalenderjahre;
Ietzte Veranlagung zum l. Januar 1989 für die
Jahre 1989 bis l99l - sog. Hauptveranlagung.
Eine zwischen zwei Hauptveranlagungszeit-
punkten liegende nNeuveranlagung" oder "Nach-

I
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Für Zwecke der Gewerbesteuervorauszahlungen
kann das Finanzamt den sich voraussichtlich
für den laufenden oder vorangegangenen Erhe-
bungszeitraum ergebenden einheitlichen Steuer-
meßbetrag festsetzen.

- Abschlußzahlungen

Auf die im Veranlagungsverfahren festgesetzte
Steuer werden angerechnet

die für den betreffenden Veranlagungs-,/Erhe-
bungszeitraum (Vermögensteuer: das Kalender-
jahr) entrichteten Vorauszahlungen;
bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer
nach Maßgabe des § 35 EStc ferner die durch
Steuerabzug erhobene Steuer (soweit sie auf
die bei der Veranlagung erfaßten Einkünfte
entfälIt) und die anrechenbare Körperschaft-
steuer.

Ist die Steuerschuld größer als die Voraus-
zahlungen/Abzugsbeträge, so ist der Differenz-
betrag - sogenannte Abschlußzahlung (Vermö-
gensteuer: Nachzahlung) - kurzfristig an das
Finanzamt,/die Gemeinde zu entrichten. Ist sie
kleiner, so erfolgt Rückzahlung an den Steuer-
pfl ichtigen.

- Rückzahlungen/Erstattungen

Eine Rückzahlung oder cutschrift kann die
Folge überhöhter Vorauszahlungen (Vorauszah-
lungsanpassungen) und,/oder geminderter Be-
steuerungsgrundlagen (2.8. rückläufiger Gewin-
ne) sein. Bei der veranlagten Einkommensteuer
kommt es in den FäIlen, in denen Arbeitneh-
mer (Lohnsteuerpflichtige) wegen Inanspruch-
nahme des § 10 e (früher § 7 b) EStc oder nach
§ 46 EStG zur Einkommensteuer veranlagt wer-
den, häufig zu Erstattungen. Die Erstättungen,
die das Aufkommen an veranlagter Einkommen-
steuer schmäIern, tragen weitgehend den Cha-
rakter eines Lohnsteuerjahresausgleichs für
Veranlagte.

§!eser!es!!9rg9rc!se!l:tgs!9ts!e!!c!9e!

Sie sind u.a. bedingt durch
Betriebsprüfungen, die eine Neufestsetzung
der Steuer erforderlich machen,

richterliche Entscheidungen über Bestehen
und/oder Höhe einer Steuerschuld.

Erhebung bei Steuertariferhöhungen der Ver-
brauchsteuern für bereits versteuerte Erzeug-
nisse in Höhe der Differenz zwischen altem
und neuem Steuersatz zur Verhinderung von
Steuervorteilen durch Vorratskäufe bei ent-
sprechenden Lagerkapazitäten; Zahlungstermin
in der Regel kurzfristig.

Aus dem Steueraufkommen qeleistete Zulaoen

Hierzu zählen z.B.
Arbeitnehmer-Sparzulagen nach dem 3. Ver-

mögensbi lclungsgesetz,
Arbeitnehmerzulagen nach dem Berlinförde-
rungsgesetz (BerlinFG),

Investitionszulagen nach dem Investitions-
zulagengesetz,

Zulagen gemäß § 19 BerIinFG.

2.3 Steueraufkommen und Steuerverteilung nach
Art der Gebietskörperschaften

Gesetzliche 9rs!gless

Grundlage für die Zuordnung der Steuern zu
den verschiedenen Arten von Gebietskörper-
schaften uncl für ihre endgültige Verteilung
bilden Art. 106 und 107 cc i.d.F. des Fi-
nanzreformgesetzes (21. Gesetz zur Änderung
des Grundgesetzes vom 12. I,lai 1969, BGBI . I
S. 359) in Verbindung mit dem

- Gesetz über den Finanzausgleich zwischen
Bund und Ländern in der Fassung der Bekannt-
machung vom 28. Januar 1988 (BcBl. I S. 94),

- Gemeindefinanzreformgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28. Januar 1985, BGBI. I
S. 201 (nebst Verordnungen über die Ermitt-
lung der Schlüsselzahlen und clie Aufteilung
des Gemeindeantells an der Einkommensteuer),

- zerlegungsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 25. Februar 1971, BGBI. I S. 145,

jeweils zuletzt geänclert durch den Einigungs-
vertrag vom 31. August 1990 (BGBI. II S. 889,
966).

gsr!9!lcls§eegsc
Es stehen zu (Steuereinnahmen vor der Steuer-
vertei Iung )

§eg!e!egsr
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Bund und Ländern gemeinsam
das Aufkommen aus der Lohn- und veranlagten
Einkommensteuer, der Kapitalertragsteuer,
der Körperschaftsteuer und den Steuern vom
Umsatz
(Geme inschaf tsteue rn ),

dem Bund
das Aufkommen aus der Gesellschaft-, Börsen-
umsatz-, Versicherung- und Wechselsteuer. den
Verbrauchsteuern (ohne Biersteuer) sowie der
Ergänz ung sabgabe
(Bundessteu.rrr3 ) ),

den Ländern
das Aufkommen aus der Vermögen-, Erbschaft-,
Grunderwerb-, Kraftfahtzeog-, RennvJett- und
Lotteriesteuer, der Feuerschutzsteuer und der
Bi e rste ue r
(Landessteuern),

den Gemeinden
das Aufkommen aus den Grundsteuern, der Ge-
vrerbesteuer und den örtlichen Aufwand- und
Verbrauchsteue rn
(Gemeindesteuern).

Bestehen in einem Land keine Gemeinden, so
steht das Aufkommen der Gemeindesteuern dem

Land zu.

Es verbleiben,/fließen zu (Steuereinnahmen nach
der Steuerverteilung )

den EG:

zötle4) r r"iI. des umsatzsteueraufkomm-
,.n"5 ) sowie BsP-Eigenmittel5 ) .

dem Bund:
die Bundessteuern (ohne Zölle),

42,5 vH der Lohn- und veranlagten Einkommen-
steue r ,

50 vH der Kapitalertrag- und Körper-
schaftsteuer,

3) zöIIe werden ab 1989 nicht mehr unter den
"Bundessteuernn sondern als eigene Kate-
gorie nachgewiesen.

4) Ab 1975 gesamtes Zollaufkommen der Bundes-
republik Deutschland ohne, ab 1989 ein-
schl ießIich EGKs-zöIIe.

5) Von 1975 - 1979 führte die Bundesrepublik
Deutschland den EG die ihnen zustehenden
eigenen Einnahmen (außer Agrarabschöpfungen
und ZöIlen) aufgrund einer Ubergangsrege-
Iung (BSP-Schlüssel) zui von 1980 bis 1985
wurden die Umsatzsteuerzahlungen an die EG
nach Maßgabe eines bestimmten Prozentsatzes
(höchstens I vH) - der auf EG-Ebene verein-
barten - ngemeinsamen Bemessungsgrundlage
für die Mehrwertsteuern geleisteti mit dem
Inkrafttreten des Beitritts von Spanien und
Portugal zur EG am 1.1.1985 wurde auch der
Finanzrahmen der Gemeinschaft angehoben: der
Höchstsatz der Mehrwertsteuer-EigenmitteI
wurde von I auf l 14 vH der Bemessungs-
grundlage erhöht.

6) Ab 1988 Eigenmittelbeträge auf der Basis
des Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen
(Spitzenfinanzierung) ; ( It. Eigenmittel-
Beschluß des Rates der EG vom 24. Juni
1988).

der Steuern vom Umsatz (abzüglich
EG-Umsatzsteuerantei 1 ) 

7 )'
der Gewerbesteuerumlage,

65 vH

50 vH

Die Steuereinnahmen des Bundes werden ab 1988

durch die den EG zustehenden BsP-Eigenmittel
gemindert.

den Ländern:

die Landessteuern,
42,5 vH der Lohn- und veranlagten Einkommen-

steuer,
50 vH der Kapitalertrag- und Körperschaft-

steue r ,
35 vH der Steuern uo* u*"atr8),
50 vH der Gewerbesteuerumlage,

den Gemeinden:

die Grundsteuern,
die Gewerbesteuer (abzüglich der Gewerbe-
steuerumlage ) ,

t5 vH der Lohn- und veranlagten Einkommen-
steuer (Gemeindeanteil),

die örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteu-
9)ern

Aus der Fiktion eines getrennten staatlichen
und kommunalen Bereichs für Hamburg und Berlin
(West) - für Bremen ergibt sich die Trennung
aus dem Status der beiden selbständigen Ge-

meinden Bremen und Bremerhaven - in der vor-
liegenden Statistik folgt:

Die Steuerüberweisungen zwischen beiden Be-
reichen werden brutto nachgewiesen. In den

"Steuereinnahmen der Länder" sind die dem

staatlichen Bereich, in den nSteuereinnah-
men der Gemeinden" die dem gemeindlichen
Bereich zugeordneten Steuern,/Steuerüber-
weisungen der St.adtstaaten enthalten.

7) Der Bundesanteil an den Steuern vom Umsatz
wird außerdem durch Ergänzungszuweisungen
an finanzschwache Länder gemindertl die in
der tabellarischen Darstellung unberück-
sichtigt bleiben.

8) Ergänzungszuweisungen an finanzschwache
Länder vom Bund unberücksichtigt.

9) Das sind insbesondere Kino-, übrige Ver-
gnügung-, Hunde-, Getränke-, Schankerlaub-
nis-, Jagd- und Fischereisteuer.

-8-



9!e r :sUe il g lg g l -,-s! e g!e l - §! e ge re r lleBg I - v g I
crd-resh-der-§!eee!v9E!erl sls

Die steuereinnahmen vor und nach der Vertei-
Iung decken sich nicht, sondern differieren
in den einzelnen Berichtszeiträumen um sehr
unterschiedliche Beträge.,Die Ursache hierfür
liegt darin, daß der Gemeindeanteil an der
Einkommensteuer, soweit er eine Ausgabe des
staatlichen Bereichs zugunsten der Gemeinden
darstellt, mit AbIauf des jeweiligen Berichts-
zeitraums in Höhe von 15 vH des Einkommensteu-
eraufkommens feststeht und in dieser Höhe die
Einnahmen des Bundes und der Länder nach der
Verteilung im gleichen Berichtszeitraum min-
dert. Den Gemeinden fließen dagegen die Ein-
nahmen aus dem Gemeindeanteil an der Einkom-
mensteuer mit einer zeitlichen Verzögerung von
jeweils einem Vierteljahr zu; sie erhalten
darüber hinaus im 4. Quartal eine zweite Vier-
teljahreszahlung, während im 1. Quartal des
neuen Jahres nur Restbeträge auf die sog.
Schlußabrechnung anf aIIen.

Für die von den Gemeinden abzuführende Gewerbe-
steuerumlage gilt derselbe Zahlungsrhythmus wie
für den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer;
da Bund und Länder die Gewerbesteuerumlage je-
doch zu den gleichen Terminen einnehmen, zu

denen die Gemeinden sie abführen, ergibt sich
zwischen staatlichem und gemeindlichem Bereich
hier keine zeitliche Überschneidung.

Von dem skizzierten Darstellungsmodus weichen
einige Länder ab: Hamburg, Bremen, BerIin
(West) und Rheinland-Pfalz weisen den von den
Gemeinden vereinnahmten Anteil an der Einkom-
mensteuer ohne zeitliche Differenz nach, d.h.
jeweils in Höhe von 15 vH der im gleichen
Zeitraum aufgekommenen Lohn-/veranlagten Ein-
kommensteuer. Ohne Verzug gegenüber dem ihrer
Berechnung zugrundeliegenden Gewerbesteuer-
aufkommen nach Ertrag und Kapital wird ferner
die Gewerbesteuerumlage von Bremen in Ein-
nahme und Ausgabe und von Rheinland-Pfalz in
Ausgabe (gemeindlicher Bereich) gemeldet.

2.4 Reg ionaler Verte ilunqsmodus

örtlichen Aufkommens, modifiziert durch die
Bestimmungen des Zerlegungsgesetzes, das die
aus der Wirtschaftskonzentration resultieren-
den Verzerrungen durch einen Zahlungsausgleich
zwischen den Ländern mildert. Di.ese Verzer-
rungen entstehen vor allem dadurch, daß die
Körperschaftsteuer von Unternehmen mit mehre-
ren Betriebsstätten dem Land zufließt. in dem

die Geschäftsleitung des Unternehmens ihren
Sitz hat und ferner dadurch, daß die Lohn-
steuer - vlegen eines vom Wohnort abweichenden
Beschäftigungsorts oder infolge des zentralen
Abrechnungsverfahrens - vielfach nicht dem

Land zufließt, in dem die Arbeitnehmer wohnen.

Steuern vom Umsatz

Die regionale Verteilung der Länderanteile
erfolgt nach einem in § 2 des Gesetzes über
den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern
festgelegten Schlüssel, der sowohl das Ver-
hä1tnis der Einwohnerzahl in allen Ländern
berücksichtigt als auch eine Mindestausstat-
tung der steuerschwächeren Länder mit Steuer-
einnahmen vorsieht; die beiden Komponenten
der Umsatzsteuer, nämIich ltehrvrertsteuer und
Einfuhrumsatzsteuer, sind n a c h der
Steuerverteilung nicht mehr erkennbar.

geEe!lqee!!e!l an der E!BEeEBe!s!eser

Der Gesamtheit der Gemeinden eines Landes
stehen 1 5 vH der im Land unter Berücksichti-
gung der Zerlegung aufgekommenen Lohnsteuer
und veranlagten Einkommensteuer zu. Der An-
teil jeder einzelnen Gemeind,e bestimmt sich
nach ihrem Anteil an der Summe der im Rahmen

der Bundesstatistiken über die Lohnsteuer und

die veranlagte Einkommensteuer ermittelten
Einkommensteuerbeträge, die auf zu versteu-
ernde Einkommensbeträge bis zu 32 000r bei Zu-
sammenveranlagung bis zu 54 000 Dll entfallen.

Geuerbes!euersElese

Sie wird für jede Gemeinde nach der Formel

Istaufkommen der Gewerbesteuer x 52
EeEesatz

IE n- s!d-5ätPeEsehe!!§!eser

Für ihre Verteilung auf die einzelnen Bundes-
Iänder gilt grundsätzlich das Prinzip des
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2.5 Verschieclenes

geEre§!eshleis

Das Jahresergebnis wird ab Berichtsjahr 1981

durch Addition der vier Vierteljahre gebildet.
Dabei bleiben Änderungen unberücksichtigt, die
sich durch nachträgliche Berichtigungen erge-
ben können.

Neshscie-9er-gEclqerEesDc!eser-eb-1991

Nach Einführung des neuen Grunderwerbsteuer-
rechts zum 1. Januar 1983 behandeln die Län-
der den TeiI des Grunderwerbsteueraufkommens,
den sie ihren Kommunen überlassen, haushalts-
systematisch unterschiedlich: Die meisten Län-
der verbuchen das Grunderwerbsteueraufkommen
- mit Ausnahme von Abwicklungsbeträgen nach
dem alten Recht (2uschlag zur Grunderwerb-
steuer) - voII a1s Landessteuer und überlassen
ihren Gemeinden Teile davon als Zuweisungen,
die in der vorliegenden Darstellung unberück-
sichtigt bleiben. Zu dieser Ländergruppe 9e-
hören Schleswig-Ho1stein, Niedersachsen, Nord-
rhein-hlestfalen (ab 1987), Hessen (ab 1984) r

Baden-Württemberg und Bayern. Die Länder
Saarland und Bremen verbuchen nur den ihnen
effektiv verbleibenden TeiI als Landessteueri
den kommunalen Anteil verbuchen die Gemein-
den,/Gv. als originäre Steuereinnahmen. Eine
Sonderstellung nehmen Hamburg und Berlin
(hlest) (100 t Landesanteil) sowie Rheinland-
Pfalz (100 t Kommunalanteil) ein. Aus den dar-
gelegten Gründen ist der Einzelvergleich der
staatlichen und kommunalen Anteile je für sich
genommen gestört, es empfiehlt sich daher, nur
das Grunderrrerbsteueraufkommen insgesamt
(staatliche und kommunale Anteile zusammenge-
faßt) zu Vergleichszwecken heranzuziehen.

EeI-qer-§!eeerces!elIe!s -s!beE!ieEeisb!ie!e
Pc!Eäee

Nicht in den vorliegenden Nachweis der Steuer-
verteilung zwischen den Gebietskörperschaften
aufgenommen wurden die vom Bund an finanz-
schwache Länder geleisteten Ergänzungszuwei-
sungen in Höhe von 1990: 3 002 Mil1.DM bzw.
4. vj. 1990: 841 MiII. Du (19892 2 680 tti11.DM
bzw. 4 Vj 1989: 7l2 UiII. DM). Ebenfalls unbe-
rücksichtigt blieb die teilweise oder vö11ige
Überlassung von Steuererträgen seitens der
Länder an die Gemeinden im Rahmen des kommuna-
len Finanzausgleichs.

3!grelz grg-seee!ä!sr-3!gerer-9!e!islller

Zwischen den Nachweisungen der Steuereinnah-
men (nach der Steuerverteilung) in den Fach-
serien 14, Reihe 4 (Steuerhaushalt) und Reihe
2 (vierteljahreszahlen zur öffentlichen Finanz-
wirtschaft) bestehen - bedingt durch den z.T.
unterschiedlichen Aufbau und Berichtsweg bei-
der Statistiken - Differenzen, deren wich-
tigste nachstehend erläutert werden:

- EG-AnteiIe

Die in Fachserie 14, Reihe 4 eine besondere
Ebene bildenden Einnahmen sind in den Ergeb-
nissen der Fachserie 14, Reihe 2 nicht ent-
halten.

- Länderanteile an den Steuern vom Umsatz

Der Fachserie 14, Reihe 4 liegen die monat-
Iichen Meldungen des Bundesministeriums der
Finanzen zugrunde (siehe unter 2.4 'Steuern
vom Umsatzr'), die sich nicht auf das Haus-
haltsjahr, sondern auf das sog. Ausgleichs-
jahr beziehen, während die Fachserie 14,
Reihe 2 die kassenmäßigen Ist-Ergebnisse der
einzelnen Länder im Berichtsvierteljahr nach
Abrechnung der Ansprüche des Landes aus der
Umsatzsteuer und der Forderungen oder Ver-
bindlichkeiten des Landes, gem. cesetz über
den Finanzausgleich zwischen Bund und Län-
dern enthäIt.

- Gemeindesteuern

Die Gemeindesteuern der §!q§!g!gg!gg, in
Fachserie 14, Reihe 4 im gemeindlichen Be-
reich einzeln aufgeführt, sind in Fachserie
14, Reihe 2 dem Bereich "Staat'r zugeordnet
und werden nur in einer Summe ausgewiesen.

- Steueranteile

Abweichungen in der Darstellung des Gemeinde-
anteils an der Einkommensteuer und der Gewer-
besteuerumlage bei den §!gq!§!qg!gg erklären
sich aus der Fiktion eines getrennten staat-
lichen und gemeindlichen Bereichs in Fachse-
rie I4, Reihe 4.

- Weitere Differenzen erklären sich aus zeitli-
chen überschneidungen bei der Abrechnung mit
dem Bund bei der Einkommen- und Körperschaft-
steuer.
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3 Wichtiqe Ander ungen des Steuerrechts und der Steuerverte ilung !!901 )

(ohne Änderungen, die nach dem 31.12.1gg0 in Kraft treten)

3 Steuerreformgesetz 1990 vom 25.7.1988
(BcBl. I S. 1093) sowie begleitende Uaßnah-
men durch Änderung der Recht,sverordnungen
bzw. Verwaltungsanweisungen.

3. 1.1 Entlastungsmaßnahmen
Itlit der 3. Stuf e der Steuerreform, deren erste
1986 und deren zseite 1988 wirksam wurde, wird
vor allem der neue linear progressive Tarif
eingeführt. Der Einkommensteuertarif wird im
einzelnen wie folgt neu gestaltet:
- Der Grundfreibetrag wird von 4 752/9 504 DM(1edig,/verheiratet) auf 5 615,/l l 232 Dt{ ange-

hoben.
- Der Eingangssatz wird von bisher 22 t unr drei

Prozentpunkte auf 19 t gesenkt. Dadurch kann
die untere Proportionalzone mit diesem gleich-
bleibenden Eingangssatz statt bisher bei
18 035/36 071 DM künftig bei 8 153,216 307 Dtt
enden.

- In der Progessionszone, die kilnftig bei I 154/
15 308 DU beginnt und bei 120 041/240 083 DU
endet, wird ein linearer Anstieg der Grenz-
steuersätze zwischen dem Eingangssatz von
19 t und dem auf 53 t abgesenkten Spitzensatz
ei ng ef ilhrt

- Die obere Proportionalzone mit einem Spitzen-
satz von 53 t (bisher 56 t) beginnt kllnftig
ab 120 042/240 084 Du (bisher bei 130 032,/
260 064 Dn).

Im einzelnen werden 1990 zugunsten der Fami-
lien folgende Verbesserungen wirksam:
- Der Kinderfreibetrag wird von 2 484 auf

3 024 DU angehoben
- Ausbildungsfreibeträge kommen für Kinder, die

gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienstgeleistet haben, bis zur Vollendung des 29.
Lebensjahres in Betracht.

- Der Höchstbetrag für den Abzug von Unterhalts-
aufwendungen fllr bedürftige Angehörige steigt
von 4 500 auf 5 400 DM.

- Flir Alleinstehende wird der Haushaltsfreibe-trag rrie der Grundfreibetrag von 4 752 auf
5 51 6 Dll erhöht.

- Die Eintragung des vollen Kinderfreibetrags
auf der Lohnsteuerkarte ist für Kinder nicht
miteinander verheirateter Eltern und in ande-
ren Halbteil ungsfällen mö9lich.

- Für die persönliche häusliche Pflege von
Schrrerstbehinderten wird ein Pauschbetrag von
1 800 DU eingeführt (Pflegepauschbetrag). Zu-
gleich werden in entsprechenden FäIlen <lie
steuerlichen Höchstbeträge flir die Beschäfti-
gung einer tiaushaltshilfe und bei lleimunter-
bringung von bisher 1 200 auf ebenfalls
1 800 DI't angehoben.

- Zur wirksameren Förderung der Bildung von
Irlohneigentum bei Familien wird das sog.nBaukindergeld" (S 34 f EStc) von 600 auf
7 50 DI'{ erhöht.

1) Siehe auch Finanzberichte 1989 und 1991 des
Bundesministeriums der Finanzen.

De r z usät zI iche So ncle rausgaben-Höchstbetrag
für Vorsorgeaufwendungen (sog. Vorregabzug)
wird un 1 000 auf 4 000 DM (bei Verheirateten
um 2 000 auf 8 000 DM) angehoben. Die Erhöhung
des Vorwegabzugs kommt allen selbständig Täti-
gen, die ihre Vorsorgeaufwendungen selbst tra-
gen zugute und kann von ihnen in vollem Umfang
genutzt werden.

Des weiteren wird der Spitzensteuersatz bei
der Einkommensteuer von 56 auf 53 I und der
Körperschaftsteuersatz auf einbehaltene Gewin-
ne von 56 auf 50 t herabgesetzt. Ausgeschütte-
te Gewinne bleiben wie bisher mit 36 t belastet.
Der bisherige ermä8igte Körperschaftsteuersatz
von 50 t für nicht in das körperschaftsteuer-
liche Anrechnungsverfahren einbezogene Organi-
sationen ( z.B. Sparkassen, Versicherungsverei-
ne auf Gegenseitigkeit, Betriebe gewerblicher
Art von Körperschaften des öffentlichen Rechts)
wird einheitlich auf 45 t gesenkt.

3. I .2 Finanzierungsmaßnahmen

Einschränkungen der steuerfreien Werbungsko-
stenersatzleistungen des Arbeitsgebers (§ 3

Nr. 16 EStG)

Einschränkung der Steuerfreiheit von Lohnzu-
schlägen für Sonntags-, Feiertags- und Nacht-
arbeit (§ 3b EStc)

Einschränkung des steuerlichen Abzugs von be-
trieblich veranlaßten Bewirtungskosten auf
80 t der entstandenen Aufwendungen (§ 4 Abs. 5

EStG)

Einschränkungen der 0bertragung smöglichke it
von stillen Reserven, die bei der Veräußerung
bestimmter Wirtschaftsgliter aufgedeckt werden;
Übertragungen stiller Reserven auf im Vorjahr
angeschaffte oder hergestellte I{irtschattsgE-
ter (§§ 6b, 6c ESLG)

Begrenzung der Steuerfreiheit von Belegschafts-
rabatten auf 2 400 D[l jährlich (§ I Abs. 3 EStc)

Schaffung eines einheitlichen Arbeitnehmer-
pauschbetrags von 2 000 DM; gleichzeitig Er-
höhung des Kilometer-Pauschbetrags für Fahrten
zwischen lilohnung und Arbeitsstätte von 0r43
auf 0,50 DU je Entfernungskilometer (§§ 9, 9a
EStG )
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Beschränkung des Sonderausgabenabzugs von Bau-

sparbeiträgen auf 50 t der Beitragsleistung
(§ 10 Abs. 1 Nr. 3 EStG)

Einschränkung des Sonderausgabenabzugs von Auf-
wendungen für eine hauswirtschaftliche Aus-
und Weiterbilclung (§ 10 Abs. 1 Nr. 7 - neu -
EStG)

Herabsetzung des Sonderausgaben-Pauschbetrags
von 270/5A0 DM auf 108/216 DI{ (Alleinstehende,/
verheiratete) (§ tOc Abs. 1 EStG)

Zeitlich unbegrenzte Erweiterung des Verlustab-
zugs (§ 10d EStGr § 10a GewStG)

Verbesserung der Besteuerung bei der Land- und

Forstirirtschaft: Durch die Einfährung von §Ieit-
regelungen in § 14a Abs. 4 und 5 EStG wird er-
reicht, daß die Freibeträge bei Abfindung wei-
chender Erben und bei Schulclentilgung durch
relativ geringfügige Einkommensilberschreitun-
gen nicht mehr gänzlich wegfallen, sondern in
stufen auslaufen.

Abschaffung des Freibetrags für Freie Berufe
von 1 200 Du (§ 18 Abs. 4 EStG)

Abschaffung des Ntersfreibetrags von 720/
I 440 DM (Alleinstehende,/Verheiratete) (§ 32

Abs. 8 EStG) unal Anhebung des Altersentlastungs-
betrags von 3 000 auf 3 720 Du (§ 24a EstG)

Einbeziehung weiterer Lohnersatzleistungen in
den Progressionsvorbehalt, Ansatz der Lohner-
satzleistungen mit den Leistungsbeträgen
(§ 32b EstG)

Aufhebung des Freibetrags zur Pflege des EI-
tern-Kind-Verhältnisses von 600 DM (§ 33a

Abs. I EStG)

Einschränkung der Steuerermäßigung für a-o.
Einkünfte, soweit diese 2 MilIionen DM 'rlber-

steigen (§ 34 Abs. 1 EStG)

Anhebung des Lohnsteuer-Pauschsatzes für TeiI-
zeitbeschäftigte von 10 auf 15 t bzw. 25 t
(§ 40a Abs. 1 unct 2 ESIG) bzw. von 2 auf 3 t
flir Aushilfskräfte in der Land- und Forstwirt-
schaft (§ 40a Abs. 3 EStG) sowie Erhöhung be-
stimmter Lohngrenzen

Anhebung des Lohnsteuer-Pauschsatzes für be-
stimmte Zukunftssicherungsleistungen des Ar-
beitgebers zugunsten der Arbeitnehmer bei An-
hebung des begünstigten Betrages von 2 400 auf
3 000 DM (§ 40b EStG)

Abschaffung der Preissteigerungsrücklage bei
Einführung der Lifo-Bewertungsmethode (§ 51

Abs. 1 Nr.2 Buchsts' b ESIG; § 74 EStDv; § 6

ESrC)

Absenkung des Bewertungsabschlags von bis zu

20 t bei bestimmten Importwaren mit wesentli-
chen Preisschwankungen in zwei Stufen auf 10 t
(s 51 Abs' 1 Nr' 2 Buchst'm ESIG' § 80 EStDv)

Aufhebung der Geltungsdauer der Sonderabschrei-
bungen für bestimmte Investitionen im Kohle-
und Erzbergbau zum 31.12.1989 (§ 51 Abs' 1 Nr'
2 Buchsc. n EStG; § 81 EStDv)

Senkung der Abzugsbeträge bei der Bemessungs-

grundlage für die Kirchensteuer von 500 auf
300 DI.{ je Kind (§ 5la EstG)

Aufhebung der Steuerfreiheit bestimmter Zusam-

menschlüsse von Unternehmen zur Durchftthrung
von Sanierungs- und Entwicklungsaufgaben (§ 5

Abs. 1 Nr. 17 KStG; § 3 GewStGi § 3 VStG)

Versagung des steuerlichen Verlustabzugs bei
der Körperschaft- und Gewerbesteuer, wenn eine
Körperschaft ihre wirtschaftliche Identität
ändert (sog. Mantelkauf) (§ I KSIG; § 10a

GewStG)

Einbeziehung der gewinn- und umsatzabhängigen
Vergütungen in die Hinzurechnungen der Zinsen

zun Gewinn bei der Berechnung des Gewerbeer-
trags (§ 8 Nr. 1 GelrStG)

Änderung der Sonderregelung für die Behandlung

von Dauerschulden bei Kreditinstituten (§ 19

GewStDV)

Aufhebung des Investitionszulagengesetzes (Arti-
kel 6). Eine Übergangsregelung sieht folgendes
vor:
1. AfIe vor dem 1.1.1990 abgeschlossenen Inve-

stitionen werden noch uneingeschränkt durch
Investitionszulag en gef 'ördert.

2. Nach dem 31 .12.1989 und vor dem 1 ' 1 ' 1991

abgeschlossene Investitionen sowie vor dem

1 .1.1 991 geleistete Anzahlungen auf Anschaf-
fungskosten und entstandene Teilherstellungs-
kosten werden begünstigt, wenn mit den Inve-
stitionen vor dem 1.4.1989 begonnen worden

ist.

Einschränkung der Berlinförderung (Artikel 7) :

- Absenkung des Sockelkürzungssatzes bei der
tt.t"t.ff6tpräferenz von 3 bzw. 4 t auf 2 bzw'
3 t, Umgeslaltung des Präferenztarifs (§§ 1,
1a BerIinFG)
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- Wegfall der Abnehmerpräferenz für Röstkaffee
und Kakaohalberzeugnisse, wenn Eersteller
unter der Mindestrrertschöpfungsquote von 10 tIiegen (§ 4 i.V.m. § 2 BerlinFG)

- UnschichEung der Herstellerpräferenzeinbuße
(Zigaretten und Rauchtabak) (§ 4 ebs. g

Be rI inFG )

- Anhebung des Rechnungszinsfußes für Pensions-
rückstellungen in Berlin von 4 auf 5 t (§ 13a
Be rl inFG )

- Beschränkung der erhöhten Absetzungen von
75 t für bewegliche Wirtschaftsgüter des An-
lagevermögens in BerIin auf neue Wirtschafts-güter (§ l4 BerlinFG)

- Einschränkung der Investitionszulage nach
§ 19 Berlin FG

Aufhebung des Auslandsinvestitionsgesetzes (Ar-
tikel 8) bei gleichzeitiger Übernahme von § 2

AIG in § 2a EStG

Aufhebung des Abzugs der Geschäftsguthaben der
Genossen vom Betriebsvermögen der Genossen-
schaften der gewerblichen Wirtschaft und der
kleinen warengenossenschaften (§ 104a BewG)

Aufhebung der Vermögensteuerfreiheit für das
der öffentlichen wasserversorgung dienende Be-
triebsvermögen (§ 1 l7 Abs. 1 Nr. 1 BevlG)

Aufhebung der mit 80 t beginnenden degressiven
Umsatzsteuerermäßigung für Kleinunternehmen
bei Anhebung der Umsatzsteuer-Freigrenze von
20 000 auf 25 000 DM (§ 19 UStc)

Änderung einiger Vorschriften des 5.
bildungsgesetzes (Artikel 1 7)

Vermögens-

Anderung des Wohnungsbau-Pr?imiengesetzes (Arti-
kel 1 8)

Aufhebung der 10jährigen Grundsteuervergünsti-
gung f ilr l{ohnraum, der nach clem 3 I . 1 2. 1989 be-
zugsfertig wird (§ 82, §§ 92a bis 94 Zweites
Wohnungsbaugesetz) . Gleichzeitig Anhebung des
sog. Baukindergeldes von 600 auf 750 DM (§ 34f
ESTG)

Anhebung des Regelsatzes für die private Pkw-
Nutzung auf 30 bis 35 t (Abschnitt 118 EstR)

Aufhebung des Zukunftssicherungs-Freibetrags
von 312 DM für freiwillige Vorsorgeleistungen
des Arbeitgebers zugunsten eines Arbeitnehmers
(§2Abs.3Nr.2LstDv)

Aufhebung des Essensfreibetrages von 1,50 Dll
bei unentgeltlicher oder verbilligter Abgabe
einer Mahlzeit an einen Arbeitnehmer (Abschnitt
l9 r,srR)

Auslaufen der Geltungsdauer für ilie Sonderab-
schreibungen für Wirtschaftsgliter, die der For-
schung und Entwicklung dienen, zum 3 1 . I 2. 1 989
(§ 51 Abs. 1 Nr.2 Buchst. u, § 82d EStDv)

3.2 Achtes cesetz zur Anderung des Arbeitsför-
derungsgesetzes vom 14.12.1987 (BGBI. I
s.2602)

Durch Artikel 3 ist der Progressionsvorbehalt
des § 32b EStG auf das Überbrtlckungsgeld nach
dem Arbeitsförderungsgesetz und auf Leistungen
nach dem Soldatenversorgungsgesetz ausgedehnt
worden.

3.3 @setz zu dem Vertrag vom 18.5.1990 über
die Schaffung einer Vlährungs-, Wirtschafts-
und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik

. Deutschland und der Deutschen Demokratischen
Republik vom 25.5.1990 (BGBI. II S. 518)

3.3.1 Anderung des Umsatzsteuergesetzes (Arti-
kel I 0)

- Zulassung des vorsteuerabzugs ab 1.7.1990
für jeweils aus dem anderen Erhebungsgebiet
bezogene Vorleistungen. Erbringt ein Unter-
nehmer in beiden Erhebungsgebieten steuerba-
re Umsätze, dürfen die gesamten Vorsteuern
nur in dem Erhebungsgebiet geltend gemacht
werden, aus denen sie stammen.

- Die Ermächtigung zun Erlaß allgemeiner ver-
waltungsvorschriften zur Regelung der Inte-
ressen des innerdeutschen Waren- und Dienst-
leistungsverkehrs zwischen den beiden l{äh-
rungsgebieten (§ 26 Abs. 4 UStG) wurclen
durch eine neue Ermächtigung ersetzt, auf
deren Grundlage filr eine übergangszeit der
Absatz von Erzeugnissen aus der Deutschen
Demokratischen Republik einschließlich
Berlin (Ost) im Erhebungsgebiet begünstigt
werden kann. Von dieser Ermächtigung ist mit
der neuen allgemeinen verwaltungsvorschrift
zu § 26 Abs. 4 UStG Gebrauch gemacht werden,
die zum 1.7.1990 in Kraft getreten ist. Da-
nach besteht für die im Erhebungsgebiet an-
sässigen Unternehmer weiterhin bis zun
31 . I 2.1 990 ein Kürzungsanspruch für warenbe-
züge mit Ursprung aus der DDR in bisheriger
Höhe.

3.3.2 Anderung des Einkommensteuergesetzes(ArtikeI 1 1 )

Die wichtigsten Änderungen des Einkommensteuer-
gesetzes, die ebenfalls am 1.7.1990 in Kraft
getreten sind, sind die folgenden:
- Steuerpflicht (§ 1 Abs. 3 EStc)

Durch die Änderung werden auch Bedienstete
mit Bezügen aus inländischen öffentlichen
Kassen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufent-
halt in der Deutschen Demokratischen Republik
einschl. Berlin (ost) unter den in dieser
Vorschrift genannten voraussetzungen in die
unbeschränkte Einkommensteuerpfl icht einbezo-
gen und kommen damit insbesondere in den Ge-
nuß des Splitting-Verfahrens. Außerdem ist
§ 3 Nr. 63 EStG anzuwenden, soweit clie Bezü-
ge in der DDR tatsächlich besteuert werden.

-13-



- Steuerfreie Einnahmen (§ 3 Nr. 53 und
Nr. 59 EStG)
Die Änderungen von § 3 Nr. 63 EStG stellen
sicher, daß im Inland nur der TeiI der Ein-
künfte einkommensteuerfrei gestellt wird,
der in der DDR einschl. BerIin (Ost) bezogen
und dort besteuert wird. Werden z.B. filr eine
Tätigkeit Vergiltungen zeitlich nacheinander
oder nebeneinander sowohl aus dem Inland a1s
auch aus der DDR einschl. Berlin (Ost) 9e-zahlt und besteuert die DDR nur die Einkünf-
te, die von dort stanmen, bleiben im Inland
auch nur diese Einkunftsteile einkommensteuer-
frei. Außerdem wird klargestellt, daß die
Vorschrift wie bisher nur bei unbeschränkt
Einkommensteuerpflichtigen anzuwenden ist.
Durch Anftlgung der Nr. 59 wird sichergestellt,
daß Bürgern aus der Deutschen Demokratischen
Republik einschl. BerIin (ost) nach einem
Umzug in die Bundesrepublik Deutschland ein-
schl. BerIin (west) die Steuerfreiheit be-
stimmter Leistungen aus der DDR einschließ-
lich BerIin (Ost) erhalten bleibt.

- Steuer- und prämienunschädliche Verwendung
von Bausparmitteln in der Deutschen Demokra-
tischen Republik einschl. Berlin (ost) (§ 10
Abs. 5 EstG, § 2 Abs. 2 woPG)

In Einkommensteuergesetz und im Wohnungsbau-
Prämiengesetz wird sichergestellt, daß ab
dem 1.7.1990 eine Verwendung von BausParmit-
teln zum Wohnungsbau irn Gebiet der DDR prä-
mien- und steuerrechtlich genauso behandelt
wird wie die Verwendung im i{ohnungsbau in
der Bundesrepublik Deutschland.

- Absetzung für Abnutzung oder Substanzverrin-
gerung (§ 7 Abs. 5 ESIG)
Durch die Ergänzung wird unbeschränkt Steuer-
pftichtigen mit nach § 2a EstG bei der inlän-
dischen Besteuerung zu berücksichtigenden
Verlusten aus Tätigkeiten in der DDR einschl.
Berlin (Ost) die l{öglichkeit der degressiven
AfA bei Gebäuden eröffnet.

- Erhöhte Absetzungen bei Gebäuden in Sanie-
rungsgebieten und städtebaulichen Entvrick-
Iungsbereichen (§ 7h Abs. 4 EStG) sowie bei
Baudenlsnalen (§ 7i Abs. 4 EstG)
Die steuerliche F6rderung der ordnungsmäßi-
gen Erhaltung von Gebäuden in Sanierungsge-
bieten und städtebaulichen Entwicklungsberei-
chen sowie bei Baudenlgnalen wird für unbe-
schränkt Steuerpflichtige mit nach § 2a EStG
bei der inländischen Besteuerung zu berück-
sichtigenden verlusten aus Tätigkeiten in
der DDR einschl. Berlin (Ost) auf dort belege-
ne cebäude ausgedehnt, um einen steuerlichen
Anreiz für den Einsatz des erforderlichen
Privatkapitals zu schaffen.

- Steuerbegünstigung ftir zu eigenen Wohnzwecken
genutzte Baudenkmale und Gebäude in Sanie-
rungsgebieten und stäiltebaulichen Entwick-
Iungsbereichen (§ 10f EstG)
S 'l 0f Estc nirunt auf die §§ 7h, 7i, 1la, 1lb
EStc Bezug. Daher können aufgrund der darge-
stellten Anderung dieser vorschriften auch
unbeschränkt Steuerpflichtige die Aufwendun-
gen für Baumaßnahmen an selbstgenutzten Bau-
denkmalen und Gebäuden in Sanierungsgebieten
und städtebaulichen Entwicklungsbereichen in
der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließIich Berlin (ost) steuermindernd wie
Sonderausgaben geltend machen. Hierdurch
wird die Gleichstellung von selbstgenutzten
Ggbäuden mit den entsprechenden vermieteten
cebäuden erreicht.

- Sonderbehandlung von Erhaltungsaufwand bei
Gebäuden in Sanierungsgebieten und städtebau-
Iichen Entwicklungsbereichen (§ 11a Abs. 5
EStG )

Die Möglichkeiten der verteilung von Erhal-
tungsaufwand für Gebäude in Sanierungsgebie-
ten und städtebaulichen Entwicklungsbereichen
sowie für Baudenkmafe dient wie clie erhöhten
Absetzungen nach S 7h EStG der Erhaltung von
Altbausubstanz bzw. wie die erhöhten Abset-
zungen nach § 7i EStG dem Denlsnalschutz. Sie
wi rd deshalb f 'r1r unbeschränkt Steuerpf Iich-
tige mit nach § 2a EStG bei der inländischen
Besteuerung zu berücksichtigenden verlusten
aus Tätigkeiten in der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschl. Berlin (Ost) auf dort
belegene Gebäude ausgedehnt.

.4 Gesetz zum Abbau von Hemmnissen bei Inve-
stitionen in der Deutschen Demokratischen
Republik einschl. BerIin (Ost) (DDR-Inve-
stitionsgesetz - DDR-IG) vom 26.6.1990
(BGBr. r S. 1143)

Das Gesetz, das erstmals filr v{irtschaftsjahre,
die im Veranlagungszeitraum 1 990 enden, anzu-
wenden ist, sieht folgende Maßnahmen vor:

einführung einer steuerfreien Rücklage bei
Überführung bestimmter Wirtschaftsgtiter in
eine Kapitalgesellschaft oder Erwerbs- oder
wirtschaftsgenossenschaft in der DDR einschl.
Berlin (Ost) (§ 1 DDR-IG) sowie für verluste
einer Tochtergesellschaft in der DDR einschl.
Berlin (ost) (S 2 DDR-IG).

Die Vorschriften der §§ 1 und 2 DDR-IG wirken
sich bei der Ermittlung des Gewerbeertrags für
die Berechnung der Gewerbesteuer aus (§ 3 DDR-

IG).

Berücksichtigung von Verlusten aus in der DDR

belegenen Betriebsstätten bei gewerblichen,
freiberuflichen und land- und forstwirtschaft-
lichen ninkünften (§ 2a nbs. 5 und 6 ESIG)
sowie aus Vermietung und Verpachtung in der
DDR (§ 2a Abs. 5 EStG).

Das Gewerbesteuergesetz wird rm § 9a ergänzt,
der die steuerliche Behandlung von ceBerbever-
Iust aus Betriebsstätten in der DDR einschl.
BerIin (Ost) regelt. Danach wird der Gelrerbe-
ärtrag unter bestimmten, im Gesetz genannten
voraussetzungen auf Antrag um den Teil des Ge-
werbeverlustes gekürzt, der auf die in der DDR

einschl. Berlin (Ost) belegenen Betriebsstätten
entfäIlt. Soweit sich in einem der folgenden
Erhebungszeiträume ein positiver Gewerbeetrag
aus den in der DDR einschließlich Berlin (Ost)
belegenen Betriebsstätten ergibt, ist der abge-
zogene Betrag in dem betreffenden Erhebungszeit-
raum dem Gewerbeertrag wieder hinzuzurechnen.

3
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3.5 Gesetz zur Verbesserung und Vereinfachung
der Vereinsbester.rerung ( Vereinsf örde rungs-
gesetz) vom 18.12.1989 (BGBI. I S. 22121

Aufgrund des Vereinsförderungsgesetzes treten
ab 1990 für Vereine folgende Änderungen in
Kraft:
- Für die Besteuerung wirtschaftlicher Betä-

tigungen gemeinnütziger Körperschaften wird
eine Besteuerungsgrenze eingeführt. Danach
werden Körperschaft- und Gewerbesteuer nur
erhoben, wenn die Einnahmen aus wirtschaft-Iichen Betätigungen insgesamt mehr als
60 000 DM im Jahr betragen. Im Hinblick aufdie Wettbewerbsverträgtichkeit der Besteue-
rungsgrenze werden gesellige Veranstaltungenkünftig nicht mehr a1s Zweckbetriebe behan-delt (§ 64 Abs. 3 a.o.).

- Die Freigrenzen bei der Körperschaft- und
Gewerbesteuer werden in Freibeträge umgewan-delt und von 5 000 Dti! auf jeweils 7 500 DM
angehoben (§ 24 KSIG, § 1 I cewStG).

- Überschüsse und verluste aus verschiedenen
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
bereichen können miteinander verrechnet wer-
den (§ 64 Abs. 2 Ao). Das wird dadurch er-reicht, daß mehrere steuerpflichtige wirt-
schaftliche Geschäftsbetriebe einer gemein-
nützigen Kt perschaft a1s ein Betrieb gelten.
Bisher mußte sich jeder einzelne wirtschaft-liche Geschäftsbetrieb selbst tragen.

- Kleinere gemeinnützige Körperschaften, deren
steuerpflichtiger Umsatz im Vorjahr 50 000
DM nicht überschritten hat, haben ab 1990die Itlö91ichkeit, ihre Vorsteuer pauschal mit7 $ ihrer Umsätze abzuziehen. Wenn sie sichfür die Pauschalierung entscheiden, sind siefünf Jahre an diese ltahI gebunden (S 23a UStc)

- Der ermäßigte Steuersatz bei der Umsatzsteuer(§ 12 Abs. 2 Nr. I UStG) wird künftig auchfür Umsätze von Gemeinschaften gemeinnützi-
ger Körperschaften in der Rechtsform der BGB-
Gesellschaft gewährt (2.8. Spielgemeinschaf-ten im Sport).

- Für sportliche Veranstaltungen wurde eine
Zweckbetriebsgrenze eingeführt. Sie gelten
danach künftig als Zweckbetrieb, wenn die
Einnahmen (einschl. der Umsatzsteuer) insge-
samt 50 000 DM im Jahr nicht übersteigen.
Bei höheren Einnahmen liegt grundsätzlich
ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Ge-schäftsbetrieb vor (§ 5Za Abs. t Ao).

- Gesellige Veranstaltungen, d.h. im wesentli-
chen vereinsinterne Veranstaltungen zur
Pflege der Geselligkeit unter den Mitgliedern,
können ab 1990 nicht mehr a1s steuerbegün-stigte Zweckbetriebe behandelt irerden. Die
entsprechende Regelung in § 68 Nr. 7 Ao wurdegestrichen, da sie sich in der praxis als un-
befriedigend erwiesen hat.

- Kulturelle Einrichtungen und Veranstaltungengelten künftig stets a1s Zweckbetrieb. Diebisherige Uberschußgrenze in § 68 Nr. 7 Ao
wurde gestrichen.

- Weitere sinnvolle Freizeitbetätigungen wer-
den aIs gemeinnützig anerkannt. Die beispiel-hafte Aufzählung gemeinnütziger Zwecke in
§ 52 Abs. 2 Ao wurde ergänzt um die Förderung
der Tierzucht, der Pflanzenzucht, der KIein-gärtnerei, des traditionellen Brauchtumseinschl. des Karnevals, der Fastnacht und
des Faschings, der Soldaten- und Reservisten-
betreuung, des Amateurfunkens, des Modell-flugs und des Hundesports.

- Die steuerfreie Aufwandsentschädigung für be-
stimmte nebenberufliche Tätigkeiten zur För-
derung gemeinnütziger Zwecke im Dienst oder
Auftrag einer juristischen Person des öffent-

Iichen Rechts oder einer gemeinnützigen Kör-
perschaft bis zu.r Höhe von insgesamt 2 400
laark jährlich, die sog. Übungsleiterpauscha-
1e, wird auf Vergütungen für nebenberufliche
Tätigkeiten im Pflegedienst ausgedehnt (§ 3
Nr. 26 ESrc).

- Die Höchstgrenzen für den Abzug von Spenden
zur Förderung mildtätiger Zwecke wird von
5 t auf 10 t iles cesamtbetrages der Einkünf-
te eines Spenders angehoben (S 10b Abs. 1

EStG,s9Nr.3KStG).
- Die Einführung eines Vertrauensschutzes für

den gutgläubigen Spender solI ilie Spenden-
freudigkeit fördern (§ 10b Abs. 4 ESIG). Da-
nach kann der Spender auf die Richtigkeit
der Spendenbestätigung vertrauen, wenn er
diese nicht durch falsche Angaben erwirkt hat
oder wenn ihm die Unrichtigkeit nicht bekannt
war. Für unrichtige Spendenbestät
für fehlverwendete Spendenmittel
Haftungsregelung eingef ührt.

r9
wi

Das Gesetz enthäIt auch eine übergangrsegelung
für tlie sog. Vermietungsgenossenschaften und
-vereine. Für sie werden Schwierigkeiten be-
seitigt, die bei einigen Genossenschaften
und Vereinen im Zusammenhang mit dem teilwei-
sen Wegfall der Steuerbefreiung für gemein-
nützige Wohnungsbauunternehmen entstehen
können.

3.5 Gesetz zur steuerlichen Förderung des woh-
nungsbaus und zur Ergänzung des Steuerre-
formgesetzes 1 990 (I{ohnungsbauförderungsge-
setz - WoBauFG) vom 22.12.1989 (BGBI. I
s. 2408 )

3.5.1 Maßnahmen zur Förderung des Wohnungsbaus

Erhöhte Absetzungen für Baumaßnahmen an Gebäu-
den zur Schaffung neuer Mietwohnungen (§ 7c EStG)

Erhöhte Absetzungen für Wohnungen mit Sozial-
bindung (§ 7k EStc)

Steuerneutrale Entnahme von zum Betriebsvermö-
gen gehörenden Gebäuden sowie Grund und Boden
zur Schaffung von wohnraum (§ 5 ESIG)

Steuerrechtsänderungen bei Gebäuden in Sanie-
rungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungs-
bereichen sowie bei Baudenkmalen

Anpassung des Berlinförderungsgesetzes an die
genannten Förderungsmaßnahmen zur wahrung des
Präferenzvorsprungs Berlins und darüber hinaus-
gehende Maßnahmen

3.5.2 Iqaßnahmen zur Ergänzung des Steuerreform-
gesetzes 1990

Steuerfreiheit bestimmter Zuschtäge zum Arbeits-
lohn (§ 3b EStG)

Die wertgrenze für Werbegeschenke ist von 50 DM

auf 75 DM angehoben worden (§ 4 abs. 5 EStG)

ungen oder
rd eine
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Regelung der sog. ungekehrten Maßgeblichkeit
(S 5 EStG). Der in § 5 Abs. l- ESIG neu einge-
fligte Satz 2 verdeutlicht den allgemeinen
Grundsatz der Maßgeblichkeit der Handelsbilanz
für die Steuerbilanz bei Wahlrechten bei der
Gewinnermittlung. Dies hat insbesondere Bedeu-
tung'f[lr die FätIe der sog. umgekehrten Maßgeb-
I ichkeit .

Abzug des Importwarenabschlags beim Ansatz des
Ausgangswerts für die ertragsteuerlich ab 1990

allgemein zugelassene Bewertungsnethode zur Er-
Ieichterung des Übergangs zu diesem Bewertungs-
verfahren (§ 5 EstG)

Übertragung der bei Unternehmensbeteiligungsge-
sellschaf ten entstandenen Veräußerungsgewinne
(§ 5b Abs. 1 Nr. 5 EstG)

Verlängerung der wiederanlagefrist bei ver-
äußerungsgewinnen bestimmter Anlagegilter (§ 6b

Abs. 3 EStG)

Erhöhung der Obergrenze beim Realsplitting von
18 000 DIrt auf 21 000 Dl.t (§ 10 Abs. I Nr. 1 EStG)

Anwendung des Progressionsvorbehalts auf das
Eingliederungsgeld und die Verdienstausfallent-
schäcligung für Wehrpflichtige (§ 32b Abs. 1

EStG)

In Anlehnung an die Karenzfrist (15 bzw. 21 Mo-
nate) bei der Vollverzinsung wird die Möglich-
keit der Anpassung der Einkommensteuer-voraus-
zahlungen erweitert (§ 37 Abs. 3 ESIG).

Pauschalierung der Lohnsteuer in besonderen
Fällen (§ 40 EstG)
Die Möglichkeiten zur Lohnsteuerpauschalierung
mit 15 * nerden auf Fahrtkostenzuschüsse des
Arbeitgebers zu Aufwendungen des Arbeitnehmers
fUr !'ahrten zwischen wohnung und Arbeitsstätte
erweitert (§ 40 Abs. 2 EStG).

Pauschalierung der Lohnsteuer bei bestimmten
Zukunftssicherungsleistungen (§ 40b EStG)
Die Möglichkeiten der Lohnsteuerpauschalierung
mit l5 t werden auf Beiträge des Arbeitgebers
zu Gruppenunfallversicherungen erweitert, so-
fern diese Beiträge pro begllnstigten Arbeitneh-
mer 120 DM jährlich nicht ilbersteigen.

Übergangsregelung für das 1990 wirksam ge-
wordene Auslaufen der Sonderabschreibungen für
bestimmte Investitionen im Kohle- und Erzberg-
bau ( § 8'l EStDv) :

Die nach § St abs. 1 Nr. 2 Buchst. n EStG in
verbindung mit § 81 EstDv zulässigen sonderab-
schreibungen im KohIe- und Erzbergbau soIIen
aufgrund der Anderungen durch das steuerreform-

gesetz 1990 nur noch für vor dem 1.1.1990 ange-
schaffte oder hergestellte Wirtschaftsgüter in
Anspruch genommen werden kör-nen. Anzahlungen
auf Anschaff ungskosten und Teilherstellungsko-
sten blieben daher von den bisherigen Abschrei-
bungserleichterungen ausgenommen, wenn die In-
vestitionen erst nach dem 31.12.1989 abgeschlos-
sen werden. Nunmehr werden die Abschreibungs-
möglichkeiten auf aIIe Investitionsaufwendun-
gen des Jahres 1 990 ausgedehnt in Anlehnung an
die Übergangsregelung nach § 8 Abs. 1 Inve-
stitionszulagengesetz, die bei WegfaII des Inve-
stitionszulagengesetzes durch das Steuerreform-
gesetz 1990 getroffen worden ist.

Körperschaftsteuerf reiheit von Iandwirtschaft-
Iichen Genossenschaften und Vereinen (§ 5 KStG):
Durch die Änderung des § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG

sind die land- und forstwirtschaftlichen Genos-
senschaften und Vereine steuerfrei, soweit sich
ihr Geschäftsbetrieb auf die im Gesetz genann-
ten Tätigkeiten beschränkt. Üben die Unterneh-
men in geringem Umfang auch andere Tätigkeiten
aus, führen diese Tätigkeiten zur partiellen
Steuerpflicht. Hinsichtlich der begünstigten
Tätigkeiten bleibt die Steuerfreiheit erhalten.
Die partielle Steuerbefreiung wird jedoch nicht
uneingeschränkt gewährt, sondern - wie für Ver-
mietungsgenossenschaften in § 5 Abs. I Nr. 10

KSIG - begrenzt. Insoweit wird also zwischen
der steuerbefreiten Tätigkeit einerseits und

der steuerpflichtigen Tätigkeit andererseits
unterschieden. Übersteigen die Einnahmen aus
steuerpflichtigen Tätigkeiten 10 B der Gesant-
einnahmen, entfäIIt die Steuerbefreiung insge-
samt.

änderung des Gevrerbsteuergesetzes : Luftf ahrzeu-
ge im internationalen Verkehr sind künfti9 von
der Gewerbekapitalsteuer befreit (§ 12 Abs. 4

Nr. 1 GevrStG). Durch die Gesetzesänderung wird
der steuerliche zustand wiederhergestellt, wie
er aufgrund von Verwaltungsregelungen bis ein-
schlieslich 1985 bestanden hatte.

3.7 Gesetz zur steuerlichen Förderung schad-
stof f armer Personenkraftvragen vom

22.12.1 989 (BGBI. r S. 2436)

Das o.a. Gesetz, das am 1.1.1990 in Kraft ge-
treten ist, hat die steuerlichen Fördermaßnah-
men für schadstoffarme Neuwagen und nachgerü-
stete Personenkraftwagen neu strukturiert.
Schadstoffarme Neuwagen erhalten eine steuer-
liche Förderung (bef ristete Kraftfahrzeugsteuer-
befreiung ) , wenn
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- sie mit Ottomotor ausgestattet sind,
- sie einen Hubraum bis 2 000 ccm haben,
- die Zulassungsbehörde aufgrund der Angaben

des Herstellers oder des Importeurs fest-
stellt, daß sie als "schadstoffarmn einzu-
stufen sind,

- die Schadstoffgrenzwerte der sog. US-Norm
oder der strengen Europa-Norm eingehalten
werden (gemän Anlage XXIII zur STVZO oder
Anhang IIIA der Richtlinie 70/220/EWG),

- in der Zeit vom 1.1.1 990 bis 31.7.1991 erst-
mals zum Verkehr zugelassen werden.

Die Nachrüstung von älteren Personenkraftwagen
mit ungeregelten oder geregelten 3-Wege-Kataly-
satoren wird bei Erreichen festgelegter Abgas-
grenzwerte der Euro- oder US-Norm mit finan-
ziellen Zuschüssen gefördert. Diese betragen
550 DI,{ oder I 100 DM ( 1 200 DM, wenn zusätz-
lich ein Verdunstungsfilter zur Verhinderung
schädlicher Kohlenwasserstoffemissionen nach-
gerüstet wird).

3.8 Gesetz zur Anderung des Kraftfahrzeugsteuer-
gesetzes und des Straßenverkehrsgesetzes vom
15.12.1990 (BGBI. r S. 280{)

Aufgrund von Einwendungen der EG-Kommission
sind bei Kleinwagen unter 1,4 Liter Hubraum
neben den Grenzhrerten der US-Norm auch die
etwas höheren Grenzwerte der neuen Kleinwagen-
Richtlinie rückwirkend für Erstzulassungen ab
1 . 1 . 1 990 als Förderung sgrundlage anerkannt yror-
den. Werden diese Grenzwerte mit 3-Wege-Kat er-
reicht, dauert die Steuerbefreiung ebenso lange
wie bei Einhaltung der US-Norm. Werden die
Grenzyrerte der Kleinwagen-Richtlinie bereits
mit ungeregeltem Kat erreicht, verkürzt sich
die Dauer der Steuerbefreiung auf rd. ein Vier-
tel.

3.9 Zweites Gesetz zur Anderung des Umsatz-
steuergesetzes vom 30.3.1990 (BGBI. I
s.597)

Das o.a. cesetz sieht eine Einbeziehung der
Deutschen Bundespost TELEKOM in drei zeitlichen
Stufen in die Umsatzbesteuerung vor, und zwar

zum 1. JuIi 1990 die Überlassung (insbesondere
Vermietung und Verkauf, auch nachträgliche Funk-
tionsänderung) und Instandhaltung (Wartung,
Inspektion und Instandsetzung ) von Endstellen-
einrichtungen,

zum 1. Januar 1993 alle weiteren wettbewerbs-
dienste und

zum 1. Januar 1996 die restlichen Tätigkeiten
( insbesondere die Fernsprechunsätze) .

Außerdem regelt das o.a. Gesetz die Besteuerung
der Umsätze von Gebrauchtfahrzeugen neu. Es

wird ein neuer S 25a in das UStG eingefügt
der eine Margenbesteuerung vorsieht: Der Uß-
satz entspricht dem Unterschied zwischen Ver-
kaufs- und Einkaufspreis und bildet die Bemes-
sungsgrundlage für die Umsatzsteuer. Die Steuer
auf die Differenz darf in der Rechnung nicht
offen ausgewiesen werden. Die Regelung tritt
zum 1. Juli 1990 in Kraft und erfaßt alle ce-
brauchtfahrzeugbestände ab diesem zeitpunkt.

3.10 cesetz llber Gebühren für die Benutzung
von Bundesfernstraßen mit schweren Last-
fahrzeugen vom 30.4.1990 (BGBI. I S. 826)
sowie Änderungsgesetz vom 6.12.1990 (BGBI.
r s. 2597)

3. 10. t änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes
Für die zeit vom 1.7.1990 bis zum 31.12.1993
wird ein neuer § 9a mit besonderen steuersätzen
eingefügt; es gelten für je 200 k9 Gesamtge-
wicht oder einen TeiI davon Steuersätze

für Kraftfahrzeuge zwischen 22 DM und 124 Dll,
insgesamt jecloch nicht mehr als 3 500 DM

für Kraftfahrzeuganhänger bis zu 2 000 kg
22 DYt, liber 2 000 k9 23150 DM, insgesamt je-
doch nicht mehr als 300 DIrt.

In der Zeit vom 1.7.1990 bis zum 31.12.1993 be-
trägt der Anhängerzuschlag für die Dauer eines
Jahres 300 DI*{ (§ l0 Abs. 6 KraftStG).

3. 1 0. 2 Straßenbenutzungsgebühr
Durch das cesetz vom 30.4. sollte für die Be-
nutzung von Bundesautobahnen und Bundesstraßen
mit schweren Last,fahrzeugen ab den 2. Halbjahr
1990 eine nach Achsen und Gewicht gestaffelte
jährliche Gebilhr zwischen 1 000 und 9 000 DM

erhoben werden. Die Ec-Kommission hat am 25.7.
1990 gegen das Gesetz Klage beim Gerichtshof
der Europäischen Gemeinschaften erhoben, der
durch einstweilige Anordnung vom 12.7.1990 die
Bundesrepublik DeutschLand verpflichtete, die
Erhebung der Straßenbenutzungsgebühr für die
in den anderen Mitgliedstaaten zugelassenen
Fahrzeuge bis zum Erlaß des Urteils in der
Hauptsache auszusetzen. Die Bundesregierung
hat am 18.7.1990 festgestellt, daß das Gesetz
vom 30.4. aufgrund der einstreiligen Anordnung
des Europäischen Gerichtshofs vom 12.7.1990 in
der vorliegenden Fassung vorläufig nicht durch-
filhrbar ist; sie hat daher am 9.8.1990 eine

2

-17-



Aussetzung der Erhebung der Straßenbenutzungs-
gebühr zunächst bis zum 30.6.1991 beschlossen.
Damit wurde, soweit EG-Ausländer betroffen sind,
der einstweiligen Anordnung des EuGH vom 12.7.
1990 Rechnung getragen. Die Wirkungen der einst-
weiligen Anordnung wurden jedoch auf alle vom
Straßenbenutzungsgebührengesetz betrof f enen
Fahrzeuggruppen ausgedehnt, die Gebühr wird
also auch für Deutsche ausgesetzt. Die gesetz-
liche negelung erfolgt durch das Gesetz zur
Änderung des Gesetzes über Gebühren für die
Benutzung von Bundesfernstraßen mit schweren
Lastfahrzeugen vom 6. 12.1990.

3.11 Gesetz zur steuerlichen Förderung beson-
ders schadstoffarmer personenkraftwagen
mit Dieselmotor vom 19.12.1990 (BGBl. I
s.2906)

Durch das Gesetz zur steuerlichen Förderung
besonders schadstoffarmer personenkraftwagen
mit Dieselmotor werden sowohl die Neuwagenför-
derung als auch die Nachrüstung von besonders
schadstoffarmen Personenkraftwagen mit Diesel-
motor rückwirkend von 1.1.,l989 bis zum 3.l.7.
1992 durch Steuerbefreiung gefördert.

3.12 Verordnung zur Änderung der Lohnsteuer-
Durchführungsverordnung vom I O. I O. I 999
(BGBI. r S.1845)

Durch die Rechtsverordnung wird in erster Li-
nie die Lohnsteuer-DV an die durch das Steuer-

reformgesetz 1990 geschaffene Rechtslage ange-
paßt. Darüber hinaus enthält die Rechtsverord-
nung aber auch die von der Bundesregierung bei
der Vorlage des Entwurfs des Steuerreformge-
setzes 1990 bereits angekündigte Aufhebung des
s09. Zukunftssicherungs-Freibetrags (§ 2 Abs. 3

Nr. 2 LSTDV).

3.1 3 Sechste Verordnung zu,r Änderung der Um-
satzsteuer-DV vom 22.12.1989 (BcBI. I
s. 2s61 )

Durch die ÄnderungsVO wird die Umsatzsteuer-Dv
an Vorschriften des Ec-Gemeinschaftsrechts so-
wie redaktionell an zum 1.1.1990 wirksam wer-
dende Änderungen des UStG angepaßt.

3.14 Siebente Verordnung zur Änderung der Um-
satzsteuer-Dv von 30.6. 1 990 ( BGBI. I
s. 1313 )

Durch die Verordnung wird die Umsatzsteuer-Dv
an das im Zrrsammenharg mit der Schaffung der
Währungs-, hlirtschafts- und Sozialunion mit
der Deutschen Demokratischen Republik geänder-
te Umsatzsteuergesetz angepa8t.
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ergiebiqsten Steuern Stand Ende 'l 990*)

Steuerart
Steue rentrichtung Tarif

4 .1 Lohnst.euer

In der Regel bis zum 10. Tag nach Ab1auf je-
den Kalendermonats. Ausnahme: Vierteljahres-
zahlungen,/Jahreszahlungen, wenn die abzufüh-
rende Lohnsteuer im letzten Kalenderjahr
nicht rnehr als 5 000/600 DM betragen hat.
Das Aufkommen folgt der Lohnzahlung rnit
Abstand von mindestens einem Monat.

Übersteigt die im Iaufe eines Kalenderjah-
res einbehaltene Lohnsteuer die auf den Jah-
resarbeitslohn entfaLlende Lohnsteuer, so
wird der Unterschiedsbetrag - sofern ein
Lohnsteuerjahresausgleich (LStJA) durchge-
fllhrt wird - aus dem Aufkonmen des folgenden
Jahres erstattet. Wegen der Erstattung der
veranlagten Lohnsteuerpflichtigen siehe
unter 2. 2 nAbschlußzahlungen".

4.2 ve anlaqte Einkommensteuerr

Vorauszahlungen am 10. l,lärz, 10. Juni.
10. September und 10. Dezember. Abschluß-
zahlungen nach Veranlasunlfr clie gewöhnlich
9 bis 1 8 üonate nach Ablauf des Veranla-
gungszeitraumes durchgeführt wird. Das Auf-
kommen folgt clem Wirtschaftsverlauf im allge-
meinen mit mindestens 1-jähriger Verzögerung.
Weitere Erläuterungen siehe unter 2.2'Er-
mittlung der Steuerschuld durch Veranlagung'.

4.3 Kapitalertragsteuerl )

Steuerabzug durch den Schuldner der Kapital-
ertrege im 2eitpunkt des Zufließens der Ka-
pitalerträge an den GIäubiger; Abf'rlhrung an
das Finanzamt bis zum 10. cles fglgenden Mo-
nats.

*) Standardangaben ohne Berücksichtigung von
Sonderr eg elungen.

1 ) Die Kapitalertragsteuer stellt den ilberwie-
genden Aufkommensanteil der nicht veran-
Iagten Steuern vom Ertrag; demgegenüber
spielt die - jeweils bei beschränkter steuer-

-19-

Progressionstarif (Die tatsächliche Belastung
mit Einkommensteuer ist ein Durchschnitt aus
der Besteuerung zum O-Satz, mit 19 oder 53 t
und der Grenzbesteuerung in der Progressions-
zone )

Splittingverfahren bei Ehegatten.

- Grundfreibetrag von 5 616/11 232 Dü zu
versteue rndes Einkommen

- Untere Proportionalzone mit Steuersatz von
19 vH auf zu versteuernde Einkommens-
beträge von 5 617/11 234 Du bis I 153/
'r5 307 DM,

- Geradlinig ansteigende Grenzsteuerbelastung
(Progressionszone) mit von l9 vH bis unter
53 vH steigenden Grenzsteuersätzen auf
zu versteuernde Einkommensbeträge von
8 154/16 308 DM bis 120 OA1/240 082 DIr,l,

- obere Proportionalzone (53 vH).

Berücksichtigung einer Reihe von Abzugsbeträ-
gen und Sonderausgaben, die - vielfach ohne
Rticksicht auf die den Steuerpflichtigen tat-
sächlich entstehenden Kosten - die Höhe des
zu versteuernden Einkommens beeinflussen;
hierzu zählen insbesondere versorgungs-,
Kinderfreibetrag, Iterbungskosten (Arbeit-
nehner-Pauschbetrag), Freibetrag für Lancl-
und Forstwirte, Vorsorgeaufwendungen (Ver-
sicherungs- und Bausparbeiträge) , Aufwen-
dungen für Spenden uncl Beiträge, außergewöhn-
liche Belastungen.

I.al .R.25 vE
Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen Anrechnung
bei der Einkommen-/Körperschaftsteuerveran-
lagung.

pflicht erhobene - Aufsichtsratsteuer (30 vH)
und Abzugssteuer für Künstler, Berufssportler,
Schrift,steller usw. (bei Ausübung der Tätig-
keit im Inland oder verwertung von Rechten
15 bzw. 25 vH ) eine untergeordnete Rolle.

4 Zahlungslveise,/-termine und Tarife bei den finanziell
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Tarif

4.4 Körperschaftsteuer

Vorauszahlungen am 10. März, 10. Juni,
10. September und 10. Dezember. Abschluß-
zahlungen gewöhnlich 8 bis '16 Monate nach Ab-
lauf des Veranlagungszeitraumes. Das Auf-
kommen folgt dem Wirtschaftsverlauf mit durch-
schnittlich einjähriger Verzögerung. weitere
Erläuterungen siehe unter 2.2. 'rErmittlung
der Steuerschuld durch Veranlagung".

4.5 Steuern vom Umsatz

4.5. 1 [lehrwertsteuer

Voranmeldungsverfahren mit späterer Jahresver-
anlagung. Vorauszahlungen i.d.R. am 10. Tag

nach Ablauf jeden Kalendermonats (99f. Kalen-
dervie,rteljahres, wenn die Steuerschuld im letz-
ten Kj nicht mehr als 6 000 DItt betragen hat).
ltöglichkeit, von der voranmeldung,/Vorauszahlung
befreit zu werden, wenn die Steuer für das
vorangegangene Kj nicht mehr als 600 DM be-
trägt. Auf Antrag Fristverlängerung um 1 Monat
für üonatszahler unter der Voraussetzung einer
Sondervorauszahlung. Das Steueraufkommen folgt
der wirtschaftlichen Entwicklung in der Regel
mit I bis 2-monatiger Verzögerung.

4. 5. 2 Einfuhrumsatzsteuer

Sinngemäße Anwendung der Vorschriften für die
ZöLLe/ggf . des Abschöpfungserhebungsgesetzes.
Das Steueraufkommen fo19t der Einfuhrentwick-
lung mit. einmonatiger Verzögerung.

50 vH generell; ermäßigte Steuersätze u.a. für
Körperschaften, deren Gewinne beim Empfänger
nicht zur Anrechnung berechtigen.

Durch das Anrechnungsverfahren: Vereinheit-
tichung der Ausschüttungsbelastung auf 36 vH

des Ausschüttungsbetrages (die der unbe-
schränkt steuerpflichtige Anteilseigner auf
seine Steuerschuld anrechnen kann). Die Kör-
perschaftsteuer des ausschüttenden Unterneh-
mens mindert,/erhöht sictr, je nachdem die Ta-
rifbetastung der für die Ausschüttung als
verwendet geltenden Kapitalteile über oder
unter der Ausschüttungsbelastung Iiegt.

14 vH; ermäßigter satz von 7 vH (vor allem
für Lebensmittel, zeitschriften,/Bücher, Per-
sonennahverkehr usw. ) ; Steuerbefreiungen für
Ausfuhrlieferungen, Geschäftsvorfäl-le im
GeId- und Kapitalverkehr usw.

Vorsteuer- und sonstige Kürzungsbeträge min-
dern die Steuerschuld.

Sonderregetung u.a. für Berliner Umsätze,
Land- und Forstwirtschaft.

14 bzw. 7 vH (ermäßigter Satz);
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4.6 Versicherungsteuer
Die Steuer wird zwei Wochen nach ihrer Entste-
hung fällig. Der versicherer hat innerhalb von
fünfzehn Tagen nach Ablauf eines jeden Anmel-
dungszeitraums die Steuer zu entrichten. Anmel-
dungszeitraum ist der Kalendermonat (das Kalen-
derjahr, wenn die Steuer für das vorangegangene
Kalenderjahr insgesamt nicht mehr als 6 000 DItl

betrug). Das Aufkommen folgt somit der Entwick-
lung der Prämieneinnahmen mit meist einmonatiger
Verzögerung.

4.7 ZöIIe und Verbrauchsteuern (ohne Bier-
steuer )

4.7. 1 zöttb
Entstehung und Fä1ligkeit bei Abfertigung zum

freien Verkehr. Auf Antrag wird ilie Zahlung
des Zolls bis zum 15. des auf die Entstehung
der Zollschuld folgenden Monats aufgeschoben;
ebenso bei einer Sammelzollanmeldung. Das Auf-
kommen folgt der Einfuhr somit durchschnitt-
Iich nach einem Monat.

4.7.2 Tabaksteuer

Die Tabaksteuer ist durch Verwendung von
Steuerzeichen (Banderolen) zu entrichten, die
vom Hersteller vor Entfernung der Tabakvraren
aus dem HersteJlungsbetrieb2) anzubringen
und zu entwerten sind. Sie wird fäl1ig bei
Zigaretten, Rauchtabak und zigarettenhüllen
- für die bis zum 15. eines Monats bezogenen

Steuerzeichen am 12. des nächsten Monats (für
die vom 1 . -1 5. 1 2. bezogenen zigarettensteuer-
zeichen jedoch am 27.12.1,

- für die nach dem 15. eines Monats be-
zogenen Steuerzeichen am 27. des nächsten
Monats;

bei Zigarren und Zigarillos
- bei einem Steuerzeichenbezug wie oben -

am 10. bzw. 25. des übernächsten Monats.

2) Der Entfernung aus dem (Herstellungs-)
Betrieb steht der Verbrauch im Betrieb
gleich; bei der lvlineralölsteuer: Sofern
er zu anderen Zwecken als der Aufrechter-
haltung des Betriebes dient.

Tarif

7 vH der Prämie bei Sachversicherung
(bei Seeschiffskaskoversicherung 2 vH und bei
der Unfallversicherung mit Prämienrückgewähr
1,4 v.H)
0,02 vH der Versicherungssumme bei HageI-
versicherung 1

A11e gesetzlichen und privaten Lebens- und
Krankenversicherungen sowie die Arbeitslosen-
versicherung sind steuerfrei.

Differenzierte Sätze. Gemeinsamer Außenzoll-
tarif der EG-Länder; keine Binnenzölle inner-
halb der EG. Begründung von Freihandelszonen,
mit den Rest-EFTA-Ländern, Einräumung von
Zo11präferenzen gegenüber einem wachsenden
Kreis von Staaten (hauptsächlich Entwick-
lungsländer). Wegen des Beitritts von Spanien
und Portugal zur EG am 1.1.1986 Verwirklichung
der Zo1lunion zwischen alten und neuen [lit-
gliedstaaten durch schrittweise Senkung der
Zollsätze ab 1.3.1986 in I unterschiedlichen
Schritten zwischen 10 und 15 t (für einige
landwirtschaftliche Erzeugnisse letzte
Senkungsstufe 1. 1. 1996).

Differenzierte Steuersätze für zigaretten,
Feinschnitt (1990 95,5 t bzw.3,7 t der ge-
samten Tabaksteuereinnahmen), Zlgatten, ZLga-
rillos, Pfeifen-, Schnupf-, Kautabak und Zi-
garettenhü11en.
- zigaretten: 6,18 P?/SL + 31,5 vH des Klein-

verkaufspreises, mindestens 1 0 Pf/SE.
- Feinschnitt: i6 DM/kg + 30 vH des Kleinver-

kauf spreises, mindestens 37 Dl'l/k9 .
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4.7.3 Kaffeesteuer
Die Vorschriften für Zö11e gelten sinngemäß;
die Steuer ist durchschnittlich 2 }lonate nach
Einfuhr zu zahlen.

4. 7. 4 Branntweinabgaben

Die Abgaben sind zu entrichten:
- bei Branntwein, der durch die üonopolver-

waltung übernommen wurde, durch den Bezieher
des Branntweins im Kaufgeld an die Brannt-
weinmonopolverwaltung ( Branntweinsteuer ),

- bei Abfindungsbrennereien binnen einer Vloche
nach Schluß des üonats, in dem der Brannt-
wein hergestellt worden ist, bei Verschluß-
brennereien binnen einer Woche nach Bekannt-

Tarif

Unterschiedliche Sätze zwischen 3,50 DU je k9
Rohkaffee, nicht entkoffeiniert, und DM 9r90
je kg Trockenmasse fIüssiger Auszüge, Essenzen
oder Konzentrate aus entkoffeiniertem Kaffee.

2 550 DM,/hl für Trinkbranntwein,

1 200 DI'f,/hI für Branntwein zu medizini-
schen Zwecken (unvergä}It),

600 DM,/hI für Branntwein (einschl. Substitu-
tionsalkohole) zur Herstellung von HeiLmitteln,
die vorwiegend zum äußerlichen Gebrauch dienen,
und Kosmetika (vergä11t) I

Für eine ganze Flasche (0,75 I)
- Schaumwein 2r- DM

- Schaumweinähnliche cetränke 0r40 Dll

Differenzierte Steuersätze u.a. :
- Bleiarmes Benzin 57,- Dlt/hl
- Bleihaltiges Benzin 65r- Dlillh1
- Dieselkraftstoff und Schmierö1

53,25 Dr{/l00 kg
- Ermäßigte Sätze: Leichtes HeizöI 6,85 DU/

100 k9
Schweres HeizöI
- Zur Wärmeerzeugung 3r- DMll00 kg
- Zur Stromerzeugung 5,50 DMll00 k9
Erdgas 0,26 D$/100 KWh.

BranntwMonc (die auch für den Monopolaus-gleich gelten) vermindert sich der Abgabe-
bet rag .4) Fußnotentext unter 4.7.2

gabe des Betr
we inaufschlag

a9
3)

s an den Schuldner (Brannt-
t,

- bei der Einfuhr entsprechend den Vorschrif-
ten des Zollgesetzes (Monopolausgleich).

Unter bestimmten Voraussetzungen Zahlungsauf-
schub bis zum 15. des dritten auf die Fä11i9-
keit (Übergang des Branntweins in den freien
Verkehr) folgenden Monats; für Branntwein,
der im Oktober in den freien Verkehr überge-
gangen ist , spätestens bis zom 27. Dezember.

4. 7. 5 Schaumweinsteuer

Die Steuer entsteht mit der Entfernung des
Schaumweins aus dem Betrieb4). ,a"o"r"na-
richtung bis zum 25. des auf die Entstehung
der Steuerschuld folgenden trlonats.

4. 7. 6 lrlineralölsteuer
Die Steuer entsteht mit der Entfernung des tti-
neralöls aus dem Betrieb4). sa"o.r"ntrich-
tung entweder je zur HäIfte spätestens am letz-
ten Werktag des folgenden und am 20. des zwei-
ten folgenden Monats o d e r in einer Sum-
me spätestens am 10. des zweiten folgenden Mo-
nats. Zahlungen für die im November entstande-
ne Steuerschuld spätestens am 27. Dezember.
Das Aufkommen folgt dem Absatz mit ein- bis
zwe imonatiger Verzöge rung .

3) Branntweinaufschlag ist für den von derAblieferungspflicht ausgenommenen Brannt-
wein vom Hersteller zu entrichten. Unter
den Voraussetzungen des § 79 Abs. 2
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4.8 Vermögensteuer

Teilbeträ9e bzw. Vorauszahlungen am 10.
Februar, 10. Mai, 10. August und 10. November
oder Jahressteuer am 10. November nach zuletzt
durchgeführter Haupt-, Nach- oder Neuveran-
lagung. Abrechnung der Vorauszahlungen i.d.R.
im Bescheid der Hauptveranlagung, die gewöhn-
lich 1-2 Jahre nach dem Hauptveranlagungsstich-
tag durchgeführt wird. Das Aufkommen folgt
deshalb der wirtschaftlichen Entwicklung in
etwa mit 1 1/2-jähriger Verzögerung.

4.9 Erbschaftsteuer
Binnen 3 Monaten anzumelden, FäIligkeit einen
Monat nach Zustellung des Steuerbescheids.
Ggf. lange Stundungsfristen, daher unter Um-.

ständen größere zeitliche Abstände zwischen
dem Erwerb und dem Steueraufkommen.

4.10 Grunderwerbsteuer

Fälligkeit einen Monat nach Zustellung des
Steuerbescheids. Das Finanzamt kann }ängere
Zahlungsfristen setzen. In der Regel folgt
das Aufkomnren dem steuerpflichtigen Vorgang
ohne größere Verzögerung.

4.11 Kraftfahrzeugsteuer
Festsetzung durch Steuerbescheid. I.d.R. jähr-
liche Vorauszahlungen; bei mehr als 1 000 bzw.
2 000 DM Steuer sind halb- bzw. vierteljähr1i-
che Zahlungen mit einem Aufgeld von 3 bzw. 6 vH

mögIich. Das Aufkommen folgt mit mindestens
einmonatiger Verzögerung der Entwicklung des
Kraftf ahr zeug bestandes .

Tarif

0r5 vH des steuerpflichtigen Vermögens für na-
türliche Personen,

0r6 vll für juristische Personen,
Grundfreibetrag für jedes Mitglied einer Ver-
anlagungsgemeinschaft (natürliche Personen)
70 000 DM; außerdem unter bestimmten Voraus-
setzungen zusätzlicher Freibetrag rilegen Alters
oder Behinderung bis 50 000 DM; Freibetrag für
Betriebsvermögen für jeden Steuerpflichtigen,
dem Betriebsvermögen zugerechnet wird, von
125 000 DM, der übersteigende Teil wird mit
75 t (Handelsschiffsvermögen 50 t) seines
steuerlichen liertes angesetzt.

Vier Steuerklassen nach dem Verwandtschafts-
verhältnis des Erwerbers zum Erblasser (Schen-
kenden) ; dementsprechend persönliche Freibe-
träge zwischen 2 000 und 250 000 Dl{, daneben
ggf . besondere Freibeträge.
Steuersätze je nach Höhe des Erwerbs und Steu-
erklasse des Erwerbers zwischen 3 und 70 vti.

2 vH des Wertes der Gegenleistung (2.B. Kauf-
preis)i wenn eine Gegenleistung nicht vorhan-
den oder nicht zu ermitteln ist, des hertes
des Grundstücks. Ausnahmen von der Besteuerung
u.a. für den Grundstückserwerb von Todes wegen
oder durch den Ehegatten des Veräußerers.

Jahressteuer für
- Krafträder: 3,60 Dll je 25 .rn3 Hub."o*
- Pkw mit Hubkolbenantrieb (außer Diesel):

- herkömmliche (nicht-schadstoffarme) Pkw

- bei Erstzulassung rlor dem 1.1.1986
18, 80 DIrt je 1 00 cm'

- bei Erstzulassung lach dem 31.'l2.1985
2l , 60 DIr{ je 100 cm-

- schadstoffarme oder bedingt schadstoffarme
Pkw unter bestimmtgn Voraussetzungen
13,20 Dl4 je 100 cm-

Pkw mit Dieselmotor:
- schadstoffarm oder

bedingt schadstoffarm 21,60 je 100 cm 3

- nicht schadstoffarm
1. zulassung vor 1.1.86 27,20 ie 100 cm3 .
1 . Zulassung nach 31 . 1 2.85 30, - je 1 00 cm-

- alle anderen Fahrzeuge je nach Gewichts-
klasse zwischen 22,- und '124,- Dltt )e200 k9 Gesamtgewicht.

Ab 1.7.1985 zeitlich unterschiecllich befriste-
te Steuerbefreiungen, gestaffelt nach Hubraum-
größen und Anerkennungs- bzw. Zulassungszeit-
räumen. Ergänzung der steuerlichen Förderung
durch Gewährung von Einanzhilfen für die lrach-
rüstung von Altfahrzeugen mit Katalysatoren.

I
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Tar if

4.12 Rennirett- und Lotteriesteuer

A.12.1 Renn- und Sportwettsteuer

3 bis 5 Tage nach Wettannahmeschlußtag.

4.12.2 Lotteriesteuer
Vom Finanzant festgelegte Fristen.
Das Aufkommen an Rennwett- und Lotteriesteuer
folgt der lilett- und Lotteriebeteiligung mit
meist einmonatiger verzögerung.

{.'l 3 Biersteuer
Bis zum 20. des lilonats, der auf die Ent-
stehung der Steuerschulcl (Entfernung aus dem

Betrieb5)) folgt. Das Aufkommen folgt dem

Bierausstoß mit gut einmonatiger Verzögerung.

undsteuer AundB

Das Finanzamt wendet auf den Einheitswert der
Bet,riebe der Land- und Forstwirtschaft (Grund-
steuer A) bzw. der Grundstlicke (Grundsteuer B)

die Steuermeßzahl (StUZ) an und ermittelt so
clen jeweiligen steuermeßbetrag, auf den die
Gemeinde den durch Satzung festgesetzten Hebe-
satz anwendet.

Die fär das Kalenderjahr festgesetzte Grund-
steuer wird je zu einem Viertel ihres Jahres-
betrags an 15. Ebbruar, 15. Mai, 15. August
und 15. November fäI1ig. Abweichungen bei
Kleinbeträgen oder auf Antrag.

4.15 Gewerbesteuer nach Ertrag und Kapital
Das Finanzamt rrendet auf den Gewerbeertrag
und das Gewerbekapital6) die steuermeßzah-
len an und ermittelt so die Steuermeßbeträge
nach dem Gewerbeertrag und -kapital, die zun
sog. einheitlichen Steuermeßbetrag addiert
werden; auf ihn wendet die Gemeinde - unter
Berlicksichtigung der Freibeträ9e - den durch
Satzung festgesetzten Hebesatz an. Erstreckt
sich ein Unternehmen ilber mehrere Gemeinden,
so wird der einheitliche Steuermeßbetrag zer-
Iegt und der tsebesatz auf den Zerlegungsanteil
angewendet.

5) Fußnotentext unter 4.7.2.
6) cewerbeertrag und -kapital werden aus dem

einkommensteuerrechtlichen Gewinn bzw. aus
dem Einheitswert des gewerblichen Betriebs
d urch gewerbesteue r rechts spe zi f ische Hi nzu-
rechnungen und Kürzungen abgeleitet.

5)
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16 2/3 vH der wetteinsätze.

20 vH des Nennwertes sämtlicher Lose aus-
schließlich Steuer.

Je nach Höhe des Bierausstoßes und der Bier-
gattung zwischen 5 DM und 22,50 Dvl/hl-; Vergün-
stigungen für Hausbrauer.

Grundsteuer A

- StMZ: 6 vTr
- Hebesätze gemeindeweise unterschiedlich

(gewogener Bundesdurchschnitt 1989: 252 t).

Grundsteuer B

- StMZ: 3,5 vT, glinstigere Regelung f lir Ein-
und Zweif amilienhäuser,

- Hebesätze gemeindeweise unterschiedlich
(gewogener Bundesdurchschnitt 1989: 304 B).

StMZ: 5 vH des Gewerbeertrags und 2 vT des
cewerbekapitals.

Freibeträge beim
cevrerbeertrag: 36 000 DM für nattirliche
Personen und Personengesellschaften
Gewerbekapital: 120 000 DI'r.

Hebesätze : Gemeindeweise unterschiecllich
(gewogener Bundesdurchschnitt 1989: 362 t).
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Vierteljährliche Vorauszahlungen jeweils am

15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. No-
vember. Abschlußzahlungen nach Festsetzung
der Jahressteuer. Das Steueraufkommen folgt
dem wirtschaftsverlauf mit ein- bis zweijäh-
riger Verzögerung.

4.15 Gemeindeanteil an der Einkomnensteuer
( Einnahme )

Der Betrag ist den Gemeinden jährlich bis zurn

1. Februar des auf das Erhebungsjahr folgenden
Jahres (Schlußabrechnung) - unter Anrechnung
der geleisteten Abschlags-/Vorauszahlungen -
zuzuweisen. Kassenmäßiger Nachweis: Abschlags-
zahlung bis zur 1. Itlai, 1. August und 1. No-
vember unter zugrundelegung des Binkomnensteuer-
Istaufkommens des jeweils vorangegangenen Quar-
tals. Sog. Vorauszahlung auf clie SchIußabrech-
nung im Dezember in Höhe der Zahlung für das
3. vierteljahr 7).

4.17 Gerrerbesteuerumlage

Das für den Gemeindeanteil (ziff. 4.15) Ausge-
führte gilt hinsichtlich der Termine für tlie an
Bund und Länder abzuführende Gewerbesteuerumla-
ge entsprechend. Der Berechnung der viertel-
jährlichen Abschlagszahlungen wird das Gewer-
best,euer-Istaufkommen des jeweils vorangegange-
nen Quartals zugrundegelegt. Besonderheit: Die
Dezembervorauszahlung einer Gemeinde ist nur
bis zur Höhe iler Vorauszahlung auf den Gemein-
deantell an der Einkommensteuer zu leistenT).

7) lgegen des zum TeiI abweichenden statisti-
schen Nachweises siehe unter 2.3 'Über-
schneidungen zlrischen Steuereinnahmen vor
und nach der Steuerverteilungn. Unbeschadet
der rechtlichen Regelung in einigen Ländern
werden die Vorauszahlungen des Gemeindean-
teils an der Einkommensteuer und der Ge-
werbesteuerumlage in der Statistik brutto
ausgewiesen.

Tarif

Berechnung3 siehe unter 2.4 'Regionaler Vertei-
Iungsnodus'.

Berechnung: siehe unter 2.4 iRegionaler Vertei-
Iungsmodus'.
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5 B€Eerkeqse! zu qqlElgebnisse4l )

Nachstehend wird die Einnahmeentwicklung der
finanziell bedeutendsten Steuern kurz kommen-

tiert. Sofern nichts anderes vermerkt, bezie-
hen sich die Angaben auf das Jahresergebnis.

Lohnsteuer (- 213 t)

Die Entlastungen durch die dritte Stufe der
steuerreforro filhrten zu ltlindereinnahrnen bei
Lohn-, veranlagter Einkommen- und Körper-
schaftsteuer. In entgegengesetzter Richtung
wirkte bei der Lohnsteuer neben den gestiege-
nen Effektivlöhnen auch die kräftige Zunahme

der Beschäftigung; insgesant war das Aufkommen
um - 2,3 t geringer als im vorjahr. Es ergab
sich nach Abzug folgender Zulagen und Prämien:

- Arbeitnehmer-zulagen nach dem Berlinförde-
rungsgesetz:
3, 25 Mrcl . Dl{ ( 1 989: 2, 85 Mrd. DM) ,

- Bergmannsprä,mien:
0r 1 7 Hrcl. DM ( 1 989 0, I 9 Mrd. DM) .

Das Lohnsteueraufkommen wurde durch den Lohn-
steuerjahresausgleich filr das Jahr 1989 im
Jahr 1990 nach vorläufigen Ergebnissen um 5,58
Itrd. DM (Vor jahr t 5,44 l.lrd. DM) gemindert.

Die Arbeitnehmer-Sparzulage nach dem 3. Vermö-
gensbildungsgesetz wurde nicht mehr durch den
Arbeitgeber ausgezahlt, sondern wird beim
Lohnsteuerjahresausgleich bzw. bei der Veran-
lagung zur Einkommensteuer vom Finanzamt berück-
sichtigt.

Die Lohnsteuer aIs besondere Erhebungsform der
Einkommensteuer llberschneidet sich mit den Ein-
nahmen aus der veranlagten Einkommensteuer bei
der Veranlagung von Arbeitnehmern gemä8 § 46
EStG: Erstattungen und Nachzahlungen werden
nicht bei der Lohnsteuer, sondern bei der veran-
lagten Einkommensteuer gebucht. Um diese und an-
dere 0berschneidungen zu eliminieren, empfiehlt
es sich, die Einnahmen aus der Lohnsteuer und
aus der veranlagten Einkommensteuer in einer

1 ) Siehe auch Bericht cles Bundesministeriums
flir Finanzen I A 6 - \IW 4610 - 1,/91 vom 18.
Februar 1991 'Die Steuereinnahmen des Bundes
und der Länder im Haushaltsjahr 1990 und im
Dezember 1990 (vorläufige Ergebnisse)' und
Gemeindefinanzbericht 1991 cles Deutschen
Städtetages lBeft 2/1991 "Der Städtetag").

Summe darzustellen. Die Summe belief sich auf
214 110 MiIl. DM, womit das Ergebnis von 1989
um 4 522 I'{iIl. DM - - 2,1 t gemindert wurde.

Veranlagte Einkommensteuer (- 0,8 t)

Unter dem Einfluß der Anrechnung von Lohnsteuer,
Körperschaftsteuer und Kapitalertragsteuer ist
das kassenmäßige Aufkommen aus der veranlagten
Einkorunensteuer in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten immer mehr zu einer Restgröße geworden.
Rechnet man zu den Ist-Einnahmen von 36r5 Mrd.
DIrt (Vorjahr: 36r8 Uril . DM) die Investitionszu-
lagen gernäß §S l, 4, 4a und 4b Investitionszu-
Iagengesetz und § 19 Berlinförderungsgesetz in
Höhe von 1,2 Mrd. DM (1r0 Mrcl. Dlt) und die Er-
stattungen gemäß § 45 EStG von 19,7 Mrd. Dlil

( 17r5 Mrd. Dtrt) hinzu, so ergibt sich ein rech-
nerisches Bruttoauf kotnmen von 57r 4 l'trd. DIt{

(5513 ttrd. Dlil) r rcmit das Aufkommen von 1989

um 3r8 t libertroffen wurde. Die Entwicklung
des Aufkommens im Vorjahresvergleich war von
gegengerichteten Faktoren geprägt: Einerseits
sorgten vor allem die Zahlungen für Vorjahre,
insbesondere filr Veräußerungsgewinne aus 1989r
filr Mehreinnahmen. Da Anpassungen von Voraus-
zahlungen an die allgemein gute Umsatz- und
Gewinnentwicklung andererseits auf der Basis
des neuen Steuertarifs erfolgen, blieben clie
kassenmäßigen Einnahmen knapp unter dem vor-
jahresniveau (- 0rB t).

Nicht veranlagte steuern vom Ertrag (- 1414 t)

Der ausgewiesene Rückgang von - 14t4 i wird
durch den Basiseffekt der nur 1989 erhobenen
und hier verbuchten nkleinei Kapitalertrag-
steuer" verursacht. Bereinigt ergibt sich für
die "große Kapitalertragsteuer" eine Zunahme
von + 2815 t, worin sich die steuerliche Ytir-
kung der hohen Gewinnausschüttungen zeigt.

K6rperschaftsteuer (- 12r0 t)

Bei der Körperschaftsteuer stellten sich neben
der Reformwirkung weitere aufkommensmindernde
Einflüsse ein. Gesarntwirtschaftlich betrachtet
kam es zu einer deutlichen Verschiebung von Er-
trägen aus Ausfuhr'überschüssen mit der übrigen
Welt hin zu Lieferungen in das Beitrittsgebiet
mit investivem Charakter und Anfangsverlusten
in der Steuerbilanz. Verstärkt wurde dies zu-
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letzt durch die Risiken im zusammenhang mit
der Golfkrise. Daneben stancl die Entwicklung
in enger Verbinclung mit der ungewöhnlich hohen
Ausschüttung von Gewinnen aus dem Vorjahr. Da

die Körperschaftsteuerbelastung auf ausgeschüt-
tete Gewinne niedriger ist a1s auf einbehalte-
ne, führte dies zu einem geringeren durchschnitt-
Iichen Körperschaftsteuersatz und nachträgti-
chen Vorauszahlungsherabsetzungen für das Jahr
1989; gleichzeitig wurden die Vorauszahlungen
für 1990 auf dieser niedrigeren Basis festge-
setzt.

Rechnet man zu den Ist-Einnahmen von 3011 llrd.
DM (Vorjahr: 34,2 Mrcl. Dll) die Investitionszu-
lagen gemaß S§ 1, 4, 4a und 4b Investitionszu-
Iagengesetz und § 19 BerlinFG in Höhe von 2,1
Mrd. DM (118 llrcl. DM) hinzu. so ergibt sich
ein rechnerisches Bruttoaufkornmen von 3212 ltrd.
Dl,l ( 36 r 0 }lrd. DM) , womit das Vor jahresergebnis
um - 1015 t unterschrltten wurde.

vom Umsatz +12 2X

Die kräftige zunahme der Steuern vom Umsatz
(+ '12,2 t) spiegelt neben der guten verbrauchs-
konjunktur in den alten Bundesländern auch zum
großen TeiI Nachfrage aus den neuen Bundeslän-
dern wider. Vor Abzug des Umsatzsteuerausgleichs
errechnet sich eine Zunahme von + 1313 t.

Für Lieferungen westdeutscher an ostdeutsche
Unternehmen wird die vereinnahmte Umsatzsteuer
beim Finanzamt des westdeutschen Unternehmens
abgeführt, während das ostdeutsche Unternehmen
bei seinem Finanzamt im Beitrittsgebiet den
Vorsteuerabzuggeltend machen kann. Für diese
Art von Aufkommensverlagerungen ist für das

2. Halbjahr 1990 ein Umsatzsteuerausgleich in
drei Raten vereinbart worden (Rechtsgrundlage:
Durch Briefwechsel vom 13./24. September ge-
troffene Vereinbarung über den Umsatzsteueraus-
gleich nach Art. 31 Abs. 2 des Staatsvertrages
vom 18. Mai 1990). Der Gesamtbetrag der drei
Raten beläuft sich auf insgesamt 1 13 ürd. Dü.

Ve rbrauchsteuern

Weil seit Inkrafttreten des Vertrages über die
Schaffung einer Währungs-, ltirtschafts- und
Sozialunion zum 1. JuIi 1990 auch Lieferungen
in die ehemalige DDR steuerpflichtig und viele
Verbrauchsteuern als DOduzentensteuern ausge-
staltet sind, Iäßt sich der Verbrauch ver-
brauchsteuerpflichtiger Waren den beiden Teil-
gebieten nicht mehr eindeutig zuordnen. Die
zum Teil kräftigen zuwachsraten dürften nicht
zuletzt auf den Einfluß der Nachfrage aus den
neuen Bundesländern zurückzuführen sein.

Kraftfahrzeugsteuer (- 9r3 t)

Die Mindereinnahmen gehen auf die Steuersenkun-
gen für IJtw zurück.

Gerrerbesteuer (+ 5r7 t)

Das Gewerbesteueraufkomnen bildete im Steuerre-
formjahr 1990 die Stütze der gemeindlichen
Steuereinnahmen. Der Zuwachs beruhte bei
schwacher Zunahme der Vorauszahlungen vor allem
auf guten Veranlagungsergebnissen für frühere
Jahre.
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Tabellenteil
1 KasLen4äLi9e !!eqeleiqqahnleq des Bundes, der Länder und der Gemeinden/Gv. im 4. Vj 1990

Steuerart

Steuereinnahmen insgesamt .....

Gemeinschaftsteuern nach Art. 106 Abs. 3 GG.....
Lohnsteuer

Veranlagte Einkormensteuer ... .

Kapi tal ertragsteuer
Körperschaftste
Ums atzsteuert )

Einfuhrumsatzsteuer .

Bundessteuernz) ....
Gese l lschaftsteuer
Börsenums atzsteuer
Versicherungsteuer.
!'lechsel steuer . .. . .

Tabaksteuer
Kaffeesteuer
Teesteuer
Zuckersteuer
Sa I zsteuer
Br anntwe i nabg aben

Schaumweinsteuer . ..
Leuchtmittelsteuer .......
Mineralölsteuer . ..
Ergänzungsabgabe ...
Pauschal ierte Ei ngangsabgaben

Sonsti ge Bundessteuern2)

Vermögensteuer

Grunderwerbsteuer ..
Kr aftfahrze ugs teuer
Rennwett- und Lotteriesteuer .

dar.: Lotteriesteuer
Bi ersteuer
Feuerschutzsteuer. ..

Zölle (100 t)

Gemeindesteuern . ..
Grundsteuer A (Land- und Forstwirtschaft) .....
Grundsteuer B (Sonstige Grundstücke)
Gewerbesteuer .....
Grunderwerbsteuer ..
Sonstige Steuern und steuerähnliche Einnalmen

1.1 Nach Steuerarten v o r der Steuerverteilung

Steuere i nn almen

157 894,4

Veränderung

r

150 311,9 + 7 582,5 + 5,0

uer

115 174,6

54 419,9
10 787,6
L 477,8
7 048,5

2L 544,6
19 896,3

22 4ü,3
L29,0

L34,7
7?5,6
71, g

6 90L,2

5 30,3
10,1
50,3
12,9

1 704,6
357 ,6
45, 5

11 812,8
0'1

- 0'3
0'0

6 185,9
L 759,2

814,3
900,9

1 705,5
560, 5

515,4
361,2
94,3

2 036,7

971 ,5

20 528,8
146,8

?24,6
7L2,6
72,5

5 612,0
446,5
14,2
47 ,5
LL,2

L 218,7
283,5

38 ,9
11 699,4

0'5
- 0,?

0'1

4 755,3

642,2
41 7,8
369,0

2 292,6
3 607,3
? u7,2

I 957,5
L7,g
89,9
13,1
0,7

L 289,2

83,8
4r1
2r7
lr7

485,9
7 4,0
6'6

113 ,3
0,4
0'1
0r1

144,8
208,6
230,9

x

308,6
46,0
46,5
64,5

4r7

+ 9r5
- 12,2

- 40,0
+ 1,8
- 0'9
+ 23,0
+ 18,8
- 28,6
+ S,l
+ 1S,4
+ 39,9
+ 26,L
+ 17,1
+ lr0
- 80,9

x

- 99,1

+ 2,4
+ 13,5
+ 39,6

.x
- 15,3
+ gr9
+ 9r9
+ ZL,l
+ 519

110 419,3

53 777,7
11 205,4
1 108,7
9 341,1

L7 937,3
17 049,1

+ 4,3
+ Lrz
- 3r7
+ 33,3
- 24,5
+ Zo,L
+ LO,7

+

+

+

+

+

+

+

+

+

+.

+

+

+

+

+

6 041,1
1 550,6

583,4
1 002,1
2 014,1

5 14,6
468,9
296,7
79,6

+

+

+

12 011,0
118,9

L 722,5
9 923,9

70,6
175,1

+ 4,4
- 0'5
+ Lrl
+ 4r9

x
+ gr0

1 823,3

11 499,5
119,5

1 693,1
9 457,7

67 ,2
162,0

+

+

+

+

+

+

+

+

+

213,4 + 11,7

511,5
0'5

29,4
466,?

x

13,0

97,8 9r2nachrichtl ich: Grunderwerbsteuer insgesamt

1) Bereits vermindert un den Umsatzsteuer-Ausgleich nach
Art. 31 Abs. 2 des Staatsvertrages vom 18. tlai 1990
in Höhe von 1,3 Mrd. DM. _ Zg _

I 069,3

2) Einschl. EGKS-ZöIle (nur noch Restbeträge aus vor-
j ahren ) .

4. Vj 1990 4. Vj 198e
I

Mi l l. Dlr,l

Landessteuern



1 Kassenmäßi qe Steuerei nnahmen des Bundes, der Länder und der Gemeinden/Gv. im 4. Vj 1990
1 .2 Nach Steuerarten n a c h der Steuervertei 1 ung

Steuere i nnahmen

Steuerart

Steuerei nnahmen insgesamt

EG-E igenmittel insgesamt
Zöl Ie .

Mehrwert steuer-E i germi ttel
BSP-Eigenmittell ).

Steuerei nnahmen des Bundes2)
Bundessteuern 3 )

Antei I an:

Lohn- und veranlagter Einkomrrcnsteuer (42,5 X)
Kapitalertrag- und Körperschaftsteuer (50 X) ...
Steuern vom umsatz4) (6s ß) ....
Gewerbesteuerumlage (50 X)

Zuweisungen an EG nach BSP-Schlüssel (Ausgabe)

Steuerei nnahmen der Länder
L andes steuern
Anteil an:
Lohn- und veranlagter Einkomnensteuer (42,5 X)
Kapitalertrag- und Körperschaftsteuer (50 X) ...
Steuern vom Umsatz (35 X) ..
Gewerbesteuerumlage (50 X)

Es entfallen auf:
St adtst aaten
Länder ohne Stadtstaaten

Steuerei nnahmen der Gemeinden

Gewerbesteuer (brutto)
Gewerbesteueruml age (Ausgabe)

Gewerbesteuer (netto)
Gemeindeanteil an der Lohn- und veranlagten

E i nkomnpnsteuer

Ubrige Gemeindesteuern ..

Es entfal len auf:
Stadtstaaten
Gemei nden/Gv.

Kreisfreie Städte
Krei sangehöri ge Geneinden zusamnn

mit weniger als 10 000 Einwohnern
mit 10 000 Einwohnern und rnehr ..

Landkreise ..

Außerdem:

L asten ausg I e i chs abgaben

27 713,2
4 263,t

23 489,5
I 435,5

58, 3

27 6t7,8
5 ?24,9

19 229,9
1 345,9

399,2

+ 95,4
- 961,8
+ 4 259,6
+ gg,5

- 340,9

Veränderung

%

+ 6 555,7 + 4,?163 265,0

5 542,1
2 036,7
3 447,L

58,3

79 329,2
?2 486,3

54 102,0
6 185,9

3 854,4
50 247,6

?4 291,8
9 923,9
2 787,0
7 136,9

15 067,8
2 087,1

156 709,3

5 733,6
| 823,?
3 511,2

399,2

73 548,2
20 528,8

52 475,0
6 041,1

3 777 ,2
48 697,8

L6 727,7
2 04L,8

+ 5 781,0
+ I 957,5

+ 1627,0
+ 144,8

+ ll ,Z
+ 1 549,8

I 060,0
45,3

+ 0r3
- 18,4
+ 22,?
+ 6rl
- 85,4

+ 7,9
+ 9r5

+ 3,1
+ ?,4

+ Zr0
+ 3r2

- 6,6
+ Z,z

+

191,5
213,5

64 ,1
340,9

- 3'3
+ 11,7
- 1,9
- 85,4

27 7L3,2
4 263,1

14 504,3
1 435,5

27 6L7,8
5 224,9

l? 245,?
1 345,9

+ 95,4
- 961,8
+ 2 259,1
+ gg,5

+ 0,3
- 18,4
+ 18,4
+ 6rl

24 952,6
I 457,7

2 674,7

6 783,0

660,8
466,2

112 ,3
353,9

- ?,6
+ 4r9
+ 4,2
+ S,z

+

+

+

+

I 458,4
22 833,4
I5?2,6

L4 259,2
4 745,0
9 5L4,2

51,5

81,6
742,5
326,0
419 ,5
242,1
L77 ,5

3,0

+ 5r9
- 3,?
- 3,7
- ?,9
- 4r9
- 1'8
+ 613

L 376,7

23 575,8
I 848,6

14 678,7
4 987 ,L
9 691,6

48,5

+

+

+0 0,0 0r0 +

1) Eigenmittelbeträqe auf der Basis des Brutto-
sozialprodukts zu Marktpreisen (Spitzen-
fi nanzi erung ) .2) Ohne BSP-Eiqenmittel.

3)Einschl. EGKS-ZöI1e (nur noch Restbeträge aus
Vorj ahren ) .4) Nach Abzug der EG-Anteile Umsatzsteuer.

4. Vj 1990 4. Vj 1989

MilI.Dr4
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1 Kasse,nmäßi oe Steuereinnahmen des Bundes. der Lände r und der Gemeinden/Gv. im 4. Vi 1990
1. 3 Nach Ländern

MilI.DM

Land

Bundes geb i et

Nach der
Steuervertei I ung

entfal len auf

Geme i nden

4.190
4' /89

4. l90
4. /89

115 174,6
110 419,3

22 496,3

20 528,8
6 185,9
6 041,1

2 036,7
1 823,3

54 102,0
52 475,0

24 291,8
24 95?,6

12 011,0 157 894,4
11 499,5 150 311,9

Schleswi g-Hol stei n 190

/89

Ni edersachsen 4.190
4.189

Nordrhei n-l,lestf al en 4.190
4.189

Hessen ...

Rheinl and-Pfalz 4. /90
4./89

Baden-Württemberg . ... 4./90
4./89

Bayern

4

4

3 620,7
3 213,7

8 582,5
I 670,5

37 649,4
33 728,7

11 291,0
11 475,9

4 990,0
4 979,7

18 760,2
18 471,8

49,7
154,6

785,6
871, 5

229,2
213,3

546, 4

563,4

25,9
30,1

83,2
92,4

335,2
340,7

4 259,7
3 952,4

1 982,6
1 938,6

5 548,9
5 4t6,7

L5 072,4
14 574,0

5 106,9
5 167,1

2 819,9
2 847,7

9 157,8
8 515,4

9 751,6
9 446,6

807,5
791 ,6

1 909,5
1 841,3

576,0
559,4

1 368,9
I 377,5

9t7,6
938,8

2 529,3
2 5L7,6

7 150,4
7 24?,4

2 497,2

2 445,4

L 077,6
t 161,7

3 953,1
4 189,8

4 424,7

4 667,6

293,6
312,6

817,0
746,4

263,9
25?,5

377,4
377,8

7 L42,2
1 109,7

11 139,9
11 307,6

5

5

838,8 1 666,0
486,8 I 627,0

I 207,8
669,8

3 622,8
3 376,1

50 984,8
44 888,4

/e0
/89

4

4

687,5
757,7

33 5,4
480,0

L ?00,?
t 270,3

638, 1

585,0

252,0
276,L

1 107,4
988,2

145, 5

191 ,3
L 259,0
1 112,1

14 021,0
L4 L?2,0

39,3
37,7

L57,2
265,9

1 870,9
1 799,1

23 050,8
22 670,5

648,7 6 265,3
759,3 6 532,6

112, I
141,1

19 047,3
18 767,1

1 258,8
L ?93,3

1 166,0
1 170,1

1 958,8
I 922,0

23 588,2
23 418,5

Saarl and 4./50
4.189

Hanüurg 4.190
4. /89

Bremen .. ... 4.190
4.189

Ber'l in (lrJest) 4. /90
4.189

I 576,5
1 435,1

6 272,2
6 248,2

23,5
23,8

5 564,0
5 443,2

76,2
68, I

226,1

?62,4

2L7,0
225,L

4r9

176, I
295,2

9,8
2L,0

572,5
501,3

1 822,8
1 681,7

12 811,5
t2 740,3

717

141,6
146, 1

1 521,3
1 498,3

1 863,5
1 930,2

345, g

268,L

5 396,9
4 479,3

61,4
61,8

74,4
81,0

2 L74,1
2 068,3

170,1

159,0

289,?
274,0

7 776,4
6 929,6

1) Einschl. EGKS-Zölle (nur noch Restbeträge aus Vorjahren).

Steuereinnahmen v o r der Steuerverteilung
V i ertel -

j ahr Gemei n -
sch aft -
steuern

Eundes -
steuern 1)

L andes -
steuern

Zöl le
(1oo *)

Gemei nde-
steuern

i ns-
ge s amt Länder
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1 Kassenmäßi qe Steuerei nnahmen des Bundes '
1.4 N ach Steuerarten

I 000

Lfd.
Nr.

Hes sen

vor der

2 Lohnsteuer ...

I Gemeinschaftsteuern nach Art. 106
Abs. 3 GG

GeselIschaftsteuer.

Börsenumsatzsteuer .

Vers i cherungsteuer

Ilechsel steuer

Tabaksteuer

Kaffeesteuer

Teesteuer

Zuckersteuer ..
Sal zsteuer . ...
Branntweinabgaben ..
Schaumweinsteuer ..

Leuchtmi ttel steuer

Mineralö1steuer ....
Ergänzungsabgabe ...
Pauschal i erte Ei ngangsabgaben

Sonstige Bundessteuern2)

115 174

54 419

L0 787

L 477

7 048

2L 544

19 896

2? 486

128

134

725

7L

6 901

530

10

50

L2

1 704

357

45

11 812

48 703

- 105

1 302

5 514

674

78

3 839

81i

1 946

50

824

779

67

31 858

9

57

37 649 393

ls 253 195

3 513 962

405 406

1 997 360

s 618 161

10 861 309

6 838

22

25

238

18

1 573

42

2

i5

2

1 666

L7

L7

3 L97

603

866

590

753

461

588

345

256

961

702

621

846

229

305

142

255

881

596

578

546

793a )

90

301

L2

3 520

1 698

625

37

285

633

340

695

094

165

992

695

0s0

699

I 582

4 839

825

70

4?4

I 523

899

511

494

222

547

648

409

191

11 290

5 922

692

173

680

2 139

L 682

995

681

656

656

882

098

0L2

3 Veranlagte Einkommensteuer .

4 Kapitalertragsteuer

5 Körperschaftsteuer

6 lJmsatzsteueri )

7 Einfuhrumsatzsteuer

I Bundessteuern2)

9

10

11

L2

13

14

15

16

17

18

19

20

?L

?2

23

24

785

I
4

55

4

613

623

036

775

735

65

5L2

773

116

9?L

816

875

096

160

52

58

0

787

302

7L4

240

457

728

911

533

967

004

583

394

664

679

2L

418

8

687

26

43

84

13

1

1

2

t24

2

384

459

648

920

540

802

28

234

78

635

5

993

?6L

959

92L

93

528

0

30

2

11

5

3

2

3

6s9

-2

l) Bereits vermindert um den Umsatzsteuer-Ausgleich
nach Art. 31 Abs. 2 des Staatsvertrages vom
18. l,hi 199ü in Höhe von 1'3 Mrd. Dll.

2) Einschl. EGKS-Zölle (nur noch Restbeträge aus
Vorjahren ).

a) Darunter 591 022 (000) DM Heizölsteuer und
394 220 (000) DM Erdgassteuer.

Ni eder-
sach sen

Nordrhe i n -
tJestfal en

Bundes -
gebi et

Sch l eswi g-
Hol ste i nSteuerart
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der Länder und der Gemeinden /Gv. im 4. Vierteljahr 1990
und Ländern
Dt4

Baden-
lJürttemberg Eayern Saarl and

Bundesgebi et
ohne

St adtstaaten
Hamburg Bremen Berl i n

(lJest )

Stadt -
staaten

Rheinl and-
Pfal z

Steuervertei I ung

4 989 969

2 330 281

566 095

51 i73

338 171

1 163 090

540 759

L9 047 3?7

9 747 348

1 899 754

260 876

1 089 563

4 163 898

1 885 888

Lfd.
Nr.

18 760

I 478

1 837

259

I s77

3 654

L 952

?Lt

668

L37

694

898

767

u7

1 576

735

70

64

41

327

335

480

9?5

979

584

504

550

938

581

686

980

328

7?L

023

843

6 272

2 653

524

75

500

I 534

983

L74

340

813

289

458

904

370

L 52L

757

110

13

70

236

33?

326

485

557

774

585

443

48?

9 657

4 4L4

756

153

6L2

2 32L

I 398

019

179

609

4?4

739

564

504

105 517

50 005

10 030

L i24

6 435

L9 223

18 497

1 863 519

I 003 354

LzL 239

64 361

41 696

550 2L7

82 652

1

2

3

4

5

6

7

335

2

1

7

1

437

L47

997

390

641

51

335

0

55

L79

514

550

98

360

19

101

154

365

976

376

399

658

Lt2

97

450

836

732

5?4

128

205

15

268

2

824

540

026

993

764

181

370

zLL

863

670

337

148

533

362

16

810

0

23 543

1 708

540

3 239

583

6

3

0

304

L75

503

8 335

307

7 874

-75
40

1

520

2?9

511

067

0s5

805

316

503

336

840

302

866

85?

419

36

556

11

11 307

14

14

107

6

5 154

433

3

734

733

191

554

789

423

990

639

920

42

298

7Lt

692

374

L24

2s3

1

11

8

9

10

11

L2

13

14

15

16

L7

18

19

20

2l

22

?3

24

I 200

19

13

54

13

L72

1

1 258

40

29

L67

11

5

11 178

114

L20

618

65

L 746

96

6

49

L2

1 699

354

39

6 ?55

5 564 015

4 859

8 148

94 377

4 092

39

58 587

? 579

879

2L

2 436

I 876

384

5 385 460

119

158

1

345 82s

2 L26

1 076

4 926

I 855

20

235 816

1 048

84

19

89

431

204

99 102

7

22

5 396 894

7 748

4 967

I 251

u2
5 154 364

139 587

12

_43
2

2 773

404

5 104

72 8L2

-2
73

2

161

146

14

1

19

19

1

868

3

2

2

20

14

959

5

2

5

5 557
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1 Kassenmäßi g e Steuerei nnahmen des Bundes,
1.4 Nach Steuerarten

1 000

N i eder-
sachsen

Nordrhe i n -
l,lestf al en

Bundes -
geb i et

Schl eswi g-
HolsteinSteuerartLfd.

Nr.
Hes sen

Yor der

25

26

27

?8

29

30

31

32

33

34

35

36

37

38

39

40

41

42

229

43

22

38

93

20

i81
737

595

700

146

371

577

50

744

638

209

90

103

155

53

50

1

26

093

439

324

042

550

Ltz
743

533

333

502

278
904

Vermögensteuer . .. .. ..
Erbsch aftsteuer
Grunderwerbsteuer ..
Kraftfahrzeugsteuer .

Rennwett- und Lotteriesteuer .

Totalisatorsteuer ..
Andere Rennwettsteuer ... ..
Lotteri esteuer
Sportwettsteuerl )

Feuerschutzsteuer .

Bi ersteuer
Sonst i ge

6 185 900

L 759 222

8i4 302

900 863

1 705 466

560 517

27 774

6 4L2

515 376

10 954

84 331

361 199

-1
2 036 7L7

12 010 980

-1 841 393

9 923 901

24s 685

157 894 444

546 448

150 074

37 279

80 102

190 004

58 466

1 091

569

56 805

5 848

24 675

666 002

494 603

232 070

213 753

447 ML
156 279

11 914

2 733

137 988

3 645

7 602

114 654

L 207 764

3 622 812

516 482

3 035 507

70 823

50 984 750

x

15 072 400

1 666 002

9 140

3 877

388

7 150

3 622

777

4 305 329

x

19

1 863

I 769

Zölle (100 i) ......
Gemeindesteuern ....

25 897

335 196

78 687

244 087

L2 422

4 259 672

x

1 982 565

2?9 LgL

L 297 278
413 971

42 736

917 598

335 i96
84 270

666 672

x

83 L72

I 142 196

?18 652

895 355

145

1 258

1s0

1 096

t?
14 02,|

nach

500

966

054

739

173

013

der

x

x

x

x
x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

44

45

46

47

48

49

50

51

52

53

54

55

56

57

58

59

60

61

62

Gewerbesteuer (brutto) ...
Sonst und steuerähnliche

Ei nn

43 Steuereinnahmen insgesamt

EG-Eigenmittel insgesamt .....
Zöl1e ..
Itlehrwertsteuer-Ei genmitte'l . .. ..
BSP-Ei genmittet2 ).. .. .. .

Steuereinnahmen des Bundes
a\

Bundessteuern'' ....,.,.
Steuern vom Einkonmen

(42,5 bzw. 50 l)
Steuern ,o, *r.,r5) 165 x)
Gewerbesteuerumlage (50 t)
Zuweisungen an EG nach BSP-Schlüsse'l

(Ausgabö )

Steuereinnahmen der Länder

Steuern vom Einkonmen
(42,5 bzw. 50 *) ...

Steuern vom Umsatz (35 f) .

Gewerbesteuer.uml age (50 X)

Steuereinnahmen der Gemeinden/Gv.

Gemei ndesteuern
Gewerbesteuerumlage (Ausgabe) .......'..
Gemeindeanteil an der Lohn- und
Yeranl agten Einkommensteuer . ..

63 Steuereinnahmen insgesamt
Außerdem:

64 Lastenausgleichsabgaben

1) Soweit von den Länderfinanzverwaltunqen oetrennt
nachqewi esen.

2) Eiqenmjttelbeträqe auf der Basis des Bruttosozial-
produkts zu Marktpreisen (Spitzenfinanzieruno).

3)

5 542

2 036

3 447

58

79 329

22 486

088

704

083

301

2t3
256

277

327

457

750

980

999

28 189

11 139 940

x

5 548 858

546 448

2 897 861

1 987 731

115 818

2 529 276
i 142 196

?33 617

| 620 697

x

110

409

879

381

812

760

3 031

1 283

154

2 487

I 258

308

x

5 106 904

638 093

483

?67

061

152

966

LL7

1 536 303

x

x

x

x

x

x

x

x
x

x

x
x

x

x

x

x
x

x

x

x

x

x

3L 976 277

23 489 524
1 435 457

58 301

54 101 961

6 185 900

31 975

14 504

1 435

24 29L

12 010

2 786

15 067 769

163 26s 012

52 3I
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der Länder und der Gemeind Gv m 4. Vi erte l.i ahr 1990
und Ländern
DM

Rheinland-
Pfalz | :::fiii:::: | '*"' I ''-"' I ?i:lli | '::*:; lhl:

Steuerverte i I ung

25 I 993

7l t62
19 486

L00 ?97

35 581

?

35 579

1 107

320

200

168

289

84

3

1

77

2

5

38

427

323

563

226

134

962

293

156

602

9L2
613

607

0

058

929

3s1

067

5 6LL 477

2 180 573

258 282

3 953 101

L 870 929

476 197

2 558 369

x

i 166

292

148

202
?97

86

4

024

092

034

772

386

505

805

543

731

427

548

687

78

2

50

88

157 152

I 958 825

350 557

1 59s 684

12 584

23 588 152

5 681 396

L 595 492

755 L82

810 121

L 602 250

504 259

22 426

5 595

465 753

10 486

81 418

332 677

-1
L 775 758

10 979 178

1 659 825

9 094 012

225 y0
135 13? 42?

50 247 571

5 681 396

14 403 633

x

27

226 059

84 885

31 218

34 621

38 646

27 058

I 983

793

23 814

469

255

9 377

L76 768

572 508

96 451

47L 724

4 332

12 811 523

1 909 505

226 059

I 252 253

368 660

62 533

817 046

572 508

L25 067

369 605

x

?3

61 415

18 147

5 570

5 47L

16 624

5 565

3s1

26

5 189

584

9 453

74 426

170 094

34 654

126 108

9 332

2 174 086

576 0L7

61 415

887

824

891

904

094

782

109 592

x

504 504

163 731

59 121

90 741

103 215

56 259

5 349

819

49 624

469

2 9L?

28 523

260 959

1 031 802

181 567

829 889

76 2?8

14 052

4 831

3 526

29 692

I 983

1

11

8 971

217 030
60 699

22 333

50 649

47 945

?3 636

3 015

20 6?L

2 073

9 693

9 765

?89 200
50 462

?32 057

9 343

16 t?s

39 266

648 663

96 609

497 063

54 991 21 511

6 265 328 ?3 050 777

Steuervertei 1 ung

xx
xx
xx
xx
xx
x-x

2 819 946

251 993

I t57 759

L 107 427

tlz
1 870

2L7

L 632

14

4

141

31

97

879

256

1

949

591

434

510

L2 647

L 82? 790

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x
x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

6 681 20 345

7 776 408 22 76? 0L7

x

1 368 866
217 030

3 854 388

504 504

1 638

856

72

L 077

648

72

501

9 75L 625
1 166 024

5 718 520

2 596 543

270 538

4 424 67L
1 9s8 82s

570 752

3 036 598

x

5

807 513

76 228

4L6 207

301 741

13 337

293 569

141 591

26 ?36

178 2L4

x

610 475

493 011

48 350

377 438

289 200

96 701

184 939

x

2

2 224
I 006

118

1 458

1 031

237

725

597

531

614

663

500

4s1

x

29 75L

13 497

1 316

22 833

10 979

? 549

561

832

682

362
178

449

361

144

7

263
170

15

615

495

774

388

802

550

11 0

664 136

x

0hne BSP-Eiqenmittel.
Einschl. EKGS-Zöl le (nur noch Restbeträqe aus
Vor.i ahren ) .

5) Nach Abzug der EG-Anteile Umsatzsteuer.3
4
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Steuerart V i ertel -
j ahr

Bundes-
geb i et

Sch'l eswi g-
Hol stei n

Ni eder-
sachsen

Nordrhei n-
l{estf al en

Lfd.
Nr.

2 Kassenmäßige Steuereinnahmen der Gemeinden/Gv.
2. 1 Nach Steuerarten

Mi il.

Hes se n

1 Steuern insgesamt 4./e0
3. /90
4.189

24 29L,8
L8 774,8
24 952,6

I 722,5
2 349,2
1 593.1

9 923,9
10 205,8
I 457,7

2 787,0
1 334,8
2 674,7

7 136,9
8 871,1
6 783,0

15 067,8
7 185,4

L6 t27,7

70,5
61,8
67,?

9L7,6
601,3
938,8

244,L
263,L
248,7

94,3
36, 6

80,0

2 529,3
1 552,5
2 6L7,6

895,4
776,4
859, 5

233,5
L22,7
232,9

66L,7
653,7
625,6

27.6
30,0
26,L

7 150,4
5 339,0
7 242,4

504,1
683,8
487,9

3 035,5
2 935,0
2 808,1

2 487,2

1 991,1
2 M5,4

1 096,7
1 178,1

951, I

308,1
142,4
301, 3

799,6
1 035,7

649,9

1 536,3
751,9

1 634,6

0'9
Lr7
3'6

LL,2
10,7
9'5

2

3

4 Grundsteuer A .. 4./90
5 3./90
u 0.,r,

7 Grundsteuer B ... 4.190
8 3./90
9 4. /89

Gewerbesteuer (brutto)

13 Gewerbesteuerumlage
(Ausgabe )

Gewerbesteuer (netto) 4./s0
3. /90
4.189

19 Gemeindeanteil an der
Lohn- und veranlagten
Ei nkommensteuer . .. .. .. 4./90

3. /90
4.189

Grunderwerbsteuer .. 4.190
3. /90
4. /89

Sonstige Steuern und steuer-
4./90
3. /90
4.189

118,9
115,1
119,5

7rL
8'1
712

23,3
?5,6
25,1

L2,4
15,3
11, 1

6,4
9'3
6'6

7L,6
91 ,4
72,4

195,4
264,6
L97,7

L43,7
181 ,8
L4L,2

10

11

L?

4./90
3./e0
4. /89

14

15

4.1s0
3.190
4.189

16

L7

18

777,8
373,4
777,?

159, 8

226,5
L68,7

2 257,7
? 561,6
2 030,8

70,8
81,9
69,1

20

2L

22

?3
24

25

26

27

666,7
260,3
678,1

L 620,7
677,L

1 740,8

4 305,3
1 996,5
4 543,'5

0r6
1r4
214

175,1
L92,?
162, 0

ähnl iche Einnahmen
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n a c h der S euerve rtei lunq im 4. Vierteliahr 1990t
und Ländern
D l.'l

Rhei n l and-
Pf a'l z

89,5
117,5
87,7

501, 5

388,6
490, 5

L 077,6
1 001,3
1 161,7

3 953,1
3 037,9
4 189,8

Lfd.
Nr.

4 424,7
3 472,8
4 667,6

31 ,3
40,1
32, g

3L9,2
402,2

310,6

570,8
223,5
483, 4

I 024,9
1 706,9

1 087,3

3 036,6
1 314,8
3 229,0

293,6
220,5
31 2,6

97,5
105, I
107,9

26,2
L2,L
26,?

817,0
873,4
746,4

96, 0

135,5
93, 1

125, I
45,0

108,6

346,7
454,1
295, 1

369,6
?77,5
353,7

263.9
239,?
252,5

377,4
346,0
377,8

50,4
88, I
49,5

1

2

3

7r0
916

715

30,6
5,9

28,4

0'4
0'8
0,5

0,4
0,3
0,1

0rt
0'1
0'1

0'0
0'0
0,0

4

5

6

186, g

303, o

187, 9

31, I
34,8
30, I

34,6
46,3
34,3

7

8

9

10

11

L2

13

14

15

19

20

2l

22

?3

24

497,L

504,4
607,5

1 595,7
1 930,3
1 570,8

47L,7
499,1
403,7

| 632,I
1 713,0
1 565,4

1 155,9
L 472,L

1 092,0

2 558,4
1 236,1
2 864,0

2L,5
20, g

t7,4

L?6,1
1 14,6
115, g

15,8
14,4
14,5

232,L
186,0
220,2

96,7
50,4
89,0

135,4
135,5
131,3

184,9
115,2
192 ,8

72,5
73, 3

88, I

476,?

240,9
473,4

424,6

431, I
519,4

71, 3

93,7
81, 7

16

L7

18

t79,2
82, 5

L92,7

109,6
85,0

108,0

41, 1

4L,2
43, 3

11,4
7'0
7rL

9r2
5'0
411

713

5'4
6'8

110,3
100,2
101, 2

2r0
2r2
2rl

617

7rt
412

13,9
13,1
13,4

t,?
1'9
0'7

3'4
317

219

4'3
6'0
4'3

25

?6

27

Baden -
lJürt temberg Bayern Saarl and Hamburg Brernen Eerl i n

(Hest )

-37-



2 Kassenmäßi ge Steuerei nnahmen der Gemei nden/Gv.
2.2 Nach Steuerarten, Körper

1 000

Lfd. I*". 
I

Hes sen

I Grundsteuer A (Land- und Forstwirtschaft)

2 Grundsteuer B (Sonstige Grundstücke)

3 Gewerbesteuer(brutto)

4 Gewerbesteuerumlage (Ausgabe) ...

5 Gewerbesteuer (netto)

6 Gemeindeanteil an der Lohn- und veranlagten
Ei nkommensteuer . .. .

7 Grunderwerbsteuer

8So und steuerähn'liche

23

195

89s

?33

661

1 620

27

2 529

Ins

352

702

739

117

622

303

949

224

L52

E

118 913

L 722 480

9 923 901

2 786 999

7 L36 902

15 067 769

70 619

175 066

24 ?9t 750

4 427

634 716

4 195 137

1 057 250

3 137 887

4 661 279

18 672

65 663

I 522 il4

7 089

71 598

244 087

84 270

159 817

666 672

L? 4?2

917 598

35

23 2L2

72 718

?4 279

48 439

156 001

2 843

?73

379

355

617

738

697

638

551

276

514

63 246

335 333

83 844

252 489

389 007

127

LO 72L

716 104

L2 416

504 066

3 035 507

777 760

2 257 747

4 305 329

70 823

7 1s0 381

6

143

1 096

308

788

1 s36

l1

2 487

Krei sfreie

198

944

748

754

994

880

?74

149

891

9 Insgesamt

Grundsteuer A (Land- und Forstwirtschaft)

Grundsteuer B (Sonstige Grundstücke)

Gewerbesteuer (brutto)

Gewerbesteuerum'l age (Ausgabe )

Gewerbesteuer (netto)

Gemeindeanteil an der Lohn- und veranlagten

Sonst rn und steuerähnliche
Ei nn

10

1l

12

13

14

15

16

17

084

727

438

041

397

198

37 750

1

260

I 613

391

L 222

I 995

62

616

L2?

493

409

5

97Ll8 Insgesamt . ..

-38-
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n a c h der Steuerverteilun im 4. Vi rt
schaftsgruppen und Ländern
DM

9 0

Baden-
l{ürttemberg Bayern Saarl and

Bundesgeb i et
ohne

St adtstaaten
Hamburg Bremen Berl i n

(l'lest )
St adt -

staaten
Rheinland-

Pfalz

gesamt

6 973

89 636

497 063

7? 5@

424 563

501 451

41 103

13 888

534

34 108

261 688

34 489

227 199

151 482

L2 979

5 477

431 779

31 320

3L9 237

1 595 684

570 752

1 024 932

3 036 598

11 408

1 176

4 424 67t

767

133 913

813 368

284 632

528 736

1 105 570

s 840

107

| 774 933

118 367

1 541 459

9 094 012

2 549 449

6 544 563

14 403 633

63 324

162 016

22 833 36?

103

34 551

126 108

L5 782

110 326

109 592

7 295

2 037

263 904

35

50 427

?32 057

96 701

135 356

184 939

546

181 021

829 889

237 550

592 339

664 136

7 295

13 050

Lfd.
Nr.

30

186

I 632

476

I 155

2 558

589

76?

067

197

870

369

31

97

26

7L

178

9

3

293

355

079

510

?36

274

2L4

226

42L

569

96

47t

L?5

345

369

408

043

724

067

657

605

1

2

3

4

5

6

7

21 511

I 295

56 566

480 844

116 211

364 633

453 141

3 616

4 33?

817 046

6 681

377 438 1 458 388 9I 077 614 3 953 101

Städte

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

10

11

L2

13

14

15

16

L7

l8

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x xx

xx879 251

-39-

x



2 Kassenmäßi qe Steuerei nnahmen der Gemei nden/Gv. n a c h d e r Steuervertei I un 4. vi 1990
2.2 Nach Steuerarten, Körperschaftsgruppen und Ländern

I 000 DM

Steuerart ääFt
and r

S

I

Krei sangehöri ge Gemei nden

Grundsteuer A

(Land- und Forst-
wi rtschaft )

Grundsteuer B

(Sonstige Grund-
stücke )

Gewerbesteuer (brutto)
Gewerbesteueruml age

( Ausgabe )

Gewerbesteuer (netto)
Gemeindeanteil an der
Lohn- und veranlagten
Einkommensteuer ......

Grunderwerbsteuer .....
Sonstige Steuern und
steuerähnl iche Ein-
nahmen ..

Insgesamt ..

Grundsteuer A

(Land- und Forst-
wi rtschaft )

Grundsteuer B

(Sonstige Grund-
stücke )

Gewerbesteuer (brutto)
Gewerbesteueruml age

( Ausgabe )
Gewerbesteuer (netto).
Gemeindeanteil an der
Lohn- und veranlagten
Einkommensteuer . ....

Grunderwerbsteuer ....
Sonstige Steuern und
steuerähnl iche Ein-
nahmen .

Insgesamt .

510 671 1 231 590 2 309 131 | L26 423

-1
34e e6e ? 105 228- ' "' r: 

178 214_

3 248

?84 1 70

113 909 7 054 22 760 11 332 6 154 6 439 29 ?94 30 521 355

906 747

4 898 796

1 492 198

3 406 598

9 74? 354

393

89 191

4 259 192

48 386

171 369

59 991

111 378

8 554

686 043

132 133

559 02?

149 773

409 249

243 339

I 422 069

385 719

1 03s 3s0

80 7s8

479 991

185 363

294 628

55 529

?35 376

38 010

197 366

130 196

I LsL 223

359 986

79L 237

185 327

782 ?36

286 L?0

496 116

31 079

97 510

26 ?36

7L ?74

L6 L27

1 811 960

32 305

3 631 457

5 969 4 987a) L6 g32 1 069

1 513 932 614 290 3 072 887 2 644 453

Landkrei se

1) Bei kreisangehörigen Gemeinden: einschl. Landeshaupt-
stadt Saarbrücken; Landkreise: einschl. Stadtverband
Saarbrücken.

31

I 223 28 124 5 175 9 226

768 106 3 42s 964 - 173

768 L 329 31 549 964 5 ?84 9 399

a) Einschl. 1 663 (000) DM der Verbandsgemeinden.

31

3

80

3

80

8080

44 260

7 164 1 025

51 532 1 025

511

703

L 214
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2 Kassenmäßi qe Steuerei nnahme n der Gemeinden/Gv. n a c h der Steuerverteilunq im 4. V.i 1990

L and

SchIeswig-Holstein

N i eders ach sen

tlessen . . ..

Rheinland-Pfalz ....... 4

Baden-trlürttemberg ..... 4

Bayern

Saarl and

Bundesgebiet ohne
Stadtstaaten' . ..

4

3

4

190

/90
/89

leo
/90'
/89

le0
190

/89

/90
190

189

190

/90
/89

4

3

4

Nordrhei n-üJestf alen . . . 4. /90
3. /90
4. /89

4.190
3. /90
4./89

4

3

4

3

4

3

4

4. /90
3./90
4./89

4. /e0
3. /90
4.189

2.3 Nach Körperschaftsgruppen und Ländern
1 000 DM

Gemeinden und Gemeindeverbände

Land-
krei se

917 598

601 251

938 762

2 5?9 276

L 652 469

2 6L7 614

7 150 381

5 338 996

7 24? 37L

2 487 L5?

1 991 052

? 445 356

L 077 6L4

1 001 270

I 161 698

3 953 101

3 037 855

4 189 817

4 4?4 67L

3 47? 822
4 667 607

293 569

?20 454

312 593

22 833 362

17 315 169

23 57s 818

230 530

171 888

245 958

716 104

544 429

756 42L

3 5i8 156

2 768 533

3 552 411

971 891

787 07L
881 637

431 779

419 878

520 343

879 25L

841 124

982 4?3

L 774 933
I 676 366

1 909 420

I 5?2 644

7 ?09 289

8 848 613

686 043

428 490

691 311

1 811 960

1 104 633

1 8s7 96s

3 631 457

2 564 378

3 689 310

1 513 932

I 202 833

1 s60 989

614 290

553 400

610 452

3 072 887

2 194 509

3 206 873

2 644 453

1 791 109

2 753 381

284 L70

215 303

308 428

L4 259 19?

10 054 655

L4 678 709

339 743

224 640

338 892

L 269 277

782 6L3
1 296 139

3 453 133

2 446 600

3 503 515

1 108 185

922 085

1 120 876

156 141

154 941

153 706

1 891 828

1 381 712

1 967 690

1 032 795

701 631

1 023 348

263 07L

200 023

287 473

9 514 173

6 814 ?45

9 591 639

346 300

203 850

352 4L9

542 684

322 018

561 826

L78 324
LL7 778

185 795

405 747

280 748
440 113

458 148

398 459

456 745

1 181 059

812 797

I 239 183

I 611 659

1 089 477

1 730 034

21 099

15 280

20 955

4 745 0?0

3 240 407

4 987 070

31 549

27 993

30 902

L 2L4

3 408

3 230

768
6 085

650

1 025

873

1 493

1 329

1 148

2 730

964

2 2?2

521

5 284

5 348

4 806

9 399

5 151

4 165

51 532

52 228

48 497

Kreisangehöri ge Gemei nden

zus amflEn

ri ger
000

E i nwoh nern

mit 10 000
und mehr

mit wen
als 10

Vi ertel -
j ahr i nsges amt Kre i sfrei e

Städte
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3 K as senmäß e Steuereinnahmen des Bun des der Länder und der Geme i nden Gv. im Jahr 1990

Steuerart

Steuereinnahmen insgesant

Gemeinschaftsteuern nach Art. 106 Abs. 3 GG ....
Lohnsteuer
Veranlagte Einkonmensteuer ....
Kap i talertragsteuer
Körperschaftsteuer .

Umsatzsteuerl )

Ei nfuhrumsatzsteuer

Bundessteuern2)
Gesellschaftsteuer.

Vers icherungsteuer
tlechselsteuer ..........
Tabak steuer
Kaffeesteuer .....
Teesteuer

Sal zsteuer
Branntweinabgaben .......
Schaumweinsteuer ...
Leuchtmittelsteuer..
i{ineralölsteuer ...
Ergänz ungs abgabe

Pauschal i erte Eingangsabgaben
Sonstige Bundessteuern2) ....

Landessteuern . . . . . . . . . .
Vermögensteuer .....
Erbschaftsteuer
Grunderterbsteuer ..
Kraftfahrzeugsteuer .

Rennwett- und Lotteriesteuer .

dar.: Lotteriesteuer . .....
Bi ersteuer
Feuerschutzsteuer

zö1le (100 I)

Gemeindesteuern ...
Grundsteuer A (Land- und Forstwirtschaft) ....
Grundsteuer B (Sonstige Grundstücke)
Gewerbesteuer
Grunderyerbsteuer ..
Sonstige Steuern und steuerähnliche Einnahmen

nachrichtlich: Grunderwerbsteuer insgesamt .....
1) Bereits vermindert um den Umsatzsteuer-Ausgleich

nach Art. 31 Abs. 2 des Staatsvertrages vom
18. Mai 1990 in Höhe von I,3 ltlrd. DM.

4 197,9 3 886,6 + 311,4 + B,O

2) Einsch'|. EGKS-ZöIle (nur noch Restbeträge aus
Vorjahren ) .

3.1 Nach Steuerarten v o r der Steuerverteilung

Steuere i nnahmn

549 667,1

Veränderung

535 525,4 + 14 141,7 + 216

402 6t7,2
177 590,5
36 519,4
10 832,4
30 090,2
78 011,9
69 572.9

65 879,8
752.6
825,9

4 432,5
290,5

17 401,8
I 929,5

60,8
153,7
45,0

4 ?29.1
966,3
163,1

34 621,3
1'1
6r6
0'1

25 368,4
6 333,1
3 021,8
3 909,4
8 313,5
? 044,7
1 890,7
I 355,3

390,7

7 L62,7

48 640,1
440,7

8 282,8
38 795,6

288,6
832,3

396 940,9
181 832,4
36 799,?
L2 648,4
34 181,3
67 995,5
63 483,9

61 338,3
562, 1

831,4
4 189,6

303,5
15 508,7
| 793,2

58,2
143,1
42.0

3 920,0
856,7
L54,2

32 964,7
- 0'1

7.8
3'1

+ 4 540,5
+ 190,5
- 5'5
+ ?42,9
- 13,0
+ 1 993,1
+ 135,3
+ ?,6
+ 10,6
+ 3,0
+ 309,1
+ 109,6
+ gr9

+ 1 656,6
+ 1rl
- L,?
- 3'0

+ l14
+ 33,9

'0.7
+ Srg

- 4'3
+ LZrz
+ 7r5
+ 4rs
+ 7r4
+ lrz
+ lr9
+ L?,8
+ 5r7
+ Sr0

x

- 15,5
- 95,9

+ 4rg
+ 9.7
+ 45,1

x

- 9'3
+ Sr7
+ 616

+ 116
+ 116

+

-1
-4
+10
+6

+ 1r4
- 2r3
- 0'8
- 14,4
- t?,0
+ L4,7
+ 9,6

5

4

676,4
24L,9
279,9
815,0
091 ,2
016,4
088,9

24 208,6
5 774,7
? 082,4
3 605,8
9 166,9
I 934,5
I 764,9
1 259,8

384,6

6 795,3 +

46 ?45,5
452,7

8 037,4
36 705,7

280,8
769,0

+ I 159,9
+ 559,4
+ 939,3

x

- 953,3
+ 110,2
+ 115,9
+ 95,5
+ 612

367,5 + 5r4

+ ? 394,6
- 12,0
+ Z4S,S
+ 2 0gg,g

x
+ 53,3

+ 5rz
- 216
+ 3r1
+ 5rl

x
+ grz

1990 1989
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3 Kassenmäßiqe Steuereinnahmen des Bundes, der Länder und der Gemeinden/Gv. im Jahr 1990

3.2 Nach Steuerarten n a c h der Steuerverteilung

Steuere i nnahmen

Steuerart

Steuereinnahmen insgesamt .....
EG-Eigenmittel insgesamt ...

Zöl le .

Mehrwertsteuer-E i genmi ttel
BSP-Eigenmittel 1 )

Steuereinnahmen des Bundes2)

Bundessteuern3 )

Anteil an:

Lohn- und veranlagter Einkommensteuen (42,5 X)

Kapitalertrag- und Körperschaftsteuer (50 S) .

steuern vom umsatz4) (65 1) ......
Gewerbesteueruml age (50 I) . . . .

Zuweisungen an EG nach BSP-Schlüssel (Ausgabe)

Steuereinnahmen der Länder .,..
Landessteuern ....
Antei I an:

Lohn- und veranlagter Einkommensteuer

Kapitalertrag- und Körperschaftsteuer
Steuern vom Umsatz (35 X) .

Gewerbesteuerumlage (50 1)

Es entfallen auf:
St adtstaaten
Länder ohne Stadtstaaten

Steuereinnahmen der Gemeinden

Gewerbesteuer (brutto)
Gewerbesteuerumlage (Ausgabe) ..
Gewerbesteuer (netto)
Gemeindeanteil an der Lohn- und veranlagten

Einkommensteuer . ...
Ubrige Gemeindesteuern

Es entfallen auf:
Stadtstaaten . ... .

Gemei nden/Gv.

Kreisfreie Städte
Krei sangehör'i ge Gemei nden zusamnen

mit weniger als 10 000 Einwohnern

mit 10 000 Einwohnern und mehr ...
Landkrei se

Außerdem:

L astenausg 1e i ch sabgaben

1) Eigenmittelbeträge auf der Basis des Brutto-
sozialprodukts zu Marktpreisen (Spitzen-
fi nanzi erung ) .

2) Ohne BSP-Eigenmittel.

21 383,6
7 L62,6

L4 L62,7

58,3

- t 411,5
+ 310,4
- 337,9
- 1 444,1

- 612
+ 5,5
- 2r3
- 96,1

Veränderung

535 445,9 + 13 660,0 + 216

?2 795,L
6 79?,2

14 500,6
L 502,4

90 996,7
20 46L,3

8L 767,4
2 785,9

58,3

- 2,L
- 12,6
+ t',z
+ 4r9
- 96,1

549 105,9

261 83L,7
65 878,8

tgL ?67,0
25 368,4

90 996,7
20 461,3
51 654,7
2 785,9

L3 ?82,4
L77 984,6

7 4 623,6
38 795,6
5 519,3

33 276,2

31 502,8
9' 844,5

0,8

249 785,5
61 338,3

92 918,4
23 4L4,9

70 961,1
2 655,2
1 502,4

189 214,8
24 208,6

92 9L8,4
23 414,9

46 017,8
2 655,2

13 143,4
L76 07L,5

73 650,4
36 705,7
5 323,8

31 381,9

32 728,7

9 539,8

0,2

+ L7 046,?
+ 4 540,5

- I 92t,7
- 2 953,6
+ 10 906,3
+ 130,8
- 1 444,1

+ 2 05?,?
+ 1 159,9

- L 225,9
+ 304,7

+ 4r8
+ 714

+ 1r1
+ 4rg

(42,5 %J

(so r) .

L 92L,7
2 953,6
5 636,9

130,8

- ?,1

- 12,6
+ L?,2
+ 4r9

+

+

+ 139,0
+ I 913,1

+ 1r1
+ 1r1

.+ 973,?
+ 2 089,9
+ 195,5
+ 1 894,4

+ lr3
+ 5,7
+ 3r7
+ 6,0

5 468,0
69 155,6
?7 7L6,5
4L 222,2
L3 237,0
27 985,2

2L6,9

5 421,7

68 228,8
27 087,9
40 935,6
13 454,8
27 480,9

205,2

46 ,3
925,8
628, 5

?86,6
2L7 ,7
504 ,3
I1,7

+ 0,9
+ 1r4
+ 2,3
+ 0,7
- 1'6
+ lrg
+ 5r7

+

+

+

+

+

+

3r7
+ 3,2

0,6 +357,1+

3)Einschl. EGKS-Zölle (nur noch Restbeträge aus
Vorj ahren ) .4) Nach Abzug der EG-Anteile Umsatzsteuer.

19891990

Mi I I.DM
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3 KassenmäBi qe Steuerei nnahmen des Bundes. der Län de und der Gemeinden/Gv. im Jahr 1990r

Steuereinnahmen v o r der Steuerverteilung

Jahr Geme i n-
sch aft-
steuern

Bundes-..
steuernr J

Landes-
steuern

Zöl Ie
(1oo x)

Geme i nde-
steuern

'ins-
ges amt Länder

3.3 Nach Ländern
MiII.DM

r
Steuervertei 1 ung

entfal len auf

Geme i nden

Land

Bundesgeb i et 1990

i989

Schleswig-Holstein ... 1990

1989

Niedersachsen .... 1990

1989

Nordrhei n-I'lestf a len 1990

1989

Hes sen 1990

1989

Rheinland-Pfalz ... . .. 1990

1989

B aden-!lürttembe rg 1990

1989

Bayern . .. . .. . 1990

1989

Saarl and 1990

1989

Hamburg 1990

1989

Bremen...... 1990

1989

Berl in (},lest) 1990

1989

402 617,2

396 940,8
65 878,8
61 338,3

23 368,4
24 208,6

7 L62,7
6 795,3

48 640,1
46 245,5

549 667,1
535 525,4

Lgl 267,0
189 214,8

74 623,6
73 650,4

11 475,3
11 528,8

29 334,9

31 492,0

L34 320,2

119 802,3

220,4
570, 3

2 618,3
2 887,L

20 305,6
16 998,1

855,3
848,7

2 36L,2

2 325,4

6 985,8
6 442,7

93,4
108,8

?65,?

36 7,0

4 106,6

? 148,4

I 358,8
1 335,9

14 003,1
L4 392,6

7 011,6
6 993,5

19 619,6
19 525,1

2 430,8
? 445,0

6 965,7
7 030,3

21 783,1
2L 260,4

4 400,0
4 233,5

38 979,6
41 306,0

14 343,1
13 658,0

180 061,2
159 046,7

53 078,4
52 389,6

40 612,9
4? 768,5

17 315,9
18 266,1

66 263,4
65 702,7

65 204,9
67 442,8

5 269,5
5 308,2

21 748,3
22 647,5

2 345,2
2 568,1

966 ,5
| 437,7

3 822,5
4 139,8

4 2L9,4
3 739,0

2 481,1
2 383,5

1 098,8
1 198,0

4 319,2
3 957,4

4 852,4
4 754,3

566 ,8
8L2,4

5 251,4
4 818,7

5t 257,5
53 351,2

L8 892,2

19 138,9
7 857,9
7 544,4

3 950,0
4 036,8

L2 221,6
12 163,0

L42,5

191,8
2 551,8
2 631,7

22 07 5,4
23 7?5,3

10 135,5
10 344,3

412,0

592,2

594,8
1 018,2

7 882,6
7 449,7

82 699,7
81 841,7

32 159,0
30 623,2

I 344,1
7 80?,9

83 2L5,7

84 757,0
34 24L,4
34 203,7

13 017,6
l2 808,9

15 483,6
15 556,0

325,0
297,0

958,6
908,0

15 ,8
26,5

698,9
1 080,4

605 ,7
585, 7

2 115,4
2 024,7

6 302,3
5 334,7

42 @4,8
4? 2L6,5

2 847,0
2 853,2

6 613,7
6 503,3

2 031,0
2 018,1

4 637,7
4 622.0

929,0
940,0

3 072,5
3 001,6

957 ,3
932,3

1 438,1
1 487,8

86, 1

LL7 ,4

5 198,0
5 535,4

5 874,0
6 446,6

1 092,8
947 ,1

13 718,3
L2 377,7

263,6
243,5

857,3
849,1

2?9,1
359,2

666 ,1
6?5,7

1 121,0
1 079,0

7 449,8
7 7L0,8

21 618,0
20 842,8

1) Einschl. EGKS-ZöIle (nur noch Restbeträge aus Vor-
jahren).
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3 Kqssenmäß i ge Steuerei nnahmen des Bundes,
3.4 Nach Steuerarten

1 000

Lfd.
Nr. Hes sen

3

4

5

6

7

Gemeinschaftsteuern nach Art. 106
Abs. 3 GG

2 Lohnsteuer .... . .. .

Veranl agte Einkommensteuer

Kapita'lertragsteuer ......
Körperschaftsteuer .......
Umsatzsteuerl )............
Einfuhrumsatzsteuer .

Bundessteuern4 ...,
Gesel I schaftsteuer

Börsenunsatz steuer

Vers i cherungsteuer

Ilechsel steuer

Tabak steuer

Kaffeesteuer .... .

Teesteuer ....
Zuckersteuer

Sa l zsteuer

Branntwelnabgaben.

Sch aumwe i nsteuer

Leuchtmittelsteuer.

Mineralölsteuer ...
Ergänzungs abgabe

Pauscha'lierte Eingangsabgaben .......
Sonst ige Bundessteuern 2)

11 475

5 310

1 503

187

843

2 43L

I 198

?9 334 926

15 809 645

2 725 564

667 L64

I 661 424

5 440 600

3 030 529

i34 320

49 325

L? 344

3 041

I 569

23 513

37 5?6

40 612

19 615

2 534

I 813

3 986

6 743

5 919

40?

L77

36

10

30

78

69

617 214

590 484

519 439

832 395

090 177

011 853

57? 866

296

157

9L7

482

910

090

740

220 3s0

8 993

5 463

65 670

2 925

296

15 689

3 408

5 727

150

3 838

2 722

236

104 914

36

?83

?84

994

444

996

268

263

706

6?0

814

145

440

969

816

548

48

213

0

170

346

048

073

828

748

127

642

997

742

753

?LL

780

547

336

164

575

885

718

635

642

198

65?

111

20 305

180

172

I 456

76

4 048

135

28

53

6

3 968

54

55

10 068

-1

vor der

906

807

792

379

007

669

252

5

2L4

234

i10

565

200

654

5??

490

510

?6

667

156

003

36?

13

704

2

4

I
3?3

10

999

8

9

10

11

t?

13

14

15

15

L7

18

19

?0

2L

22

23

?4

65 878

- 752

825

4 432

290

17 401

1 928

60

153

44

4 229

966

163

34 62L

1

6

775

580

877

476

525

755

456

798

692

966

L32

337

108

330a )

053

564

126

2 618

52

?7

447

T7

2 345

143

?78

517

52

t25

12

34

?0

8

5

9

854

t) E,ereits vermindert um den Umsatzsteuer-Ausgleich
nach Art.31 Abs. 2 des Staatsvertrages vom
18. ilai 1990 in Höhe von 1,3 l{rd. DM.

2) Einschl. EGKS-ZöIle (nur noch Restbeträge aus
Vorjahren ) .

a) Darunter 2 215 269 (000) Heizölsteuer undI 364 664 (000) DM Erdgassteuer.
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Steuerart Bundes-
gebi et

Sch 1 eswi g-
Holstein

N i eder-
sach sen

Nordrhei n-
}lestf a I en

1



der Länder und der Gem einden/Gv. im Jahr 1990
und Ländern
DM

t

Baden-
IJürttemberg Bayern Saar'land

Bundesgebi et
ohne

Stadtstaaten
Hanburg Bremen Berl i n

(l{es t )
St adt-

staaten
Rhei n I and-

Pfalz

Steuervertei I ung

Lfd.
Nr.

17 315

7 967

1 388

442

1 s28

4 072

1 917

966

11

11

?L

6

46

861

235

L44

298

286

543

355

5 269

2 425

84

L75

?L9

L 2L6

L L47

546

550

92L

510

351

741

363

908

833

300

932

510

754

579

5 197

2 467

467

91

?42

795

1 134

998

4L4

328

309

118

102

7?7

5 874

3 005

142

383

164

I 882

295

008

440

266

843

993

137

329

66 263 351

3i 160 639

6 605 914

1 783 508

7 t02 6t4

L2 606 842

7 003 834

65 ?04 852

31 607 344

6 792 000

I 668 518

4 309 090

L3 9?9 52L

6 898 379

4 2L9

180

152

911

47

447

073

194

844

961

536

167

515

822

952

949

154

735

792

153

595

5

l8

10

9

74

54

59

? 694

3

369 796

L63 22L

33 979

9 778

28 220

69 954

64 641

21 748 302

8 895 797

1 930 545

578 313

1 462 555

5 379 862

3 501 230

16 483

36

55

514

16

587

788

999

401

59?

350.

?24

349

611

25

983

498

087

965

194

518

3

230

9

4

52

5

I
15 554

32 820 308

14 368 651

2 540 139

I 053 465

1 869 666

8 057 101

4 931 286

1

2

3

4

5

6

7

444

414

8

9

10

11

t?

13

14

15

16

17

18

19

20

2L

22

23

?4

7

486

?41

070

678

951

174

650

13

395

677

82L

163

294

931

33

395

3 822

91

80

396

53

539

4

37

6

72

50

3

2 484

49i

?49

781

036

835

886

I?L

448

484

737

404

871

687

103

67

910

6

86 129

3 857

3 993

?5 643

2 513

?0

14

1

845

527

L L7?

?l 977

I t?4

?4 ?80

9

ls1

3

043

638

797

185

864

609

416

831

761

789

L76

730

530

572

423

599

123

L 092

15

5

28

10

792

?

230

838

781

305

283

47L

44

500

6?0

442

80

685

004

620

891

26

86

13 718

27

3?

46

3

12 810

554

303

373

774

607

597

752

317

3

879

73

290

104

870

901

409

360

3L 294

79

94

589

30

12 811

L 577

14

5

728

942

078

291

660

146

041

966

932

178

958

606

577

757

629

964

3

34 584

672

73L

3 843

259

4 590

351

45

L47

44

4 146

957

140

18 645

5

29

1

20

189

82

8

22

15 975
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t

3 Kassenmäßi qe Steuerei nnahmen des Bundes,
3.4 Nach Steuerarten

1 000

Nordrhei n-
|'lestfalen

Bundes-
gebi et

Schl eswi g-
Holstein

Ni eder-
s ach senSteuerartLfd.

Nr.

25

26

27

28

29

30

31

3?

33

34

35

36

37

39

40

41

42

43

44
45

46

47

48

49

50

51

52

53

54

55

56

57

58

59

60

61

6?

Hes sen

Landessteuern ......
Vermögensteuer .... .

Erbschaftsteuer ... .

Grunderwerbsteuer ..
Kraftfahrzeugsteuer .

Rennwett- und Lotteriesteuer .

Totalisatorsteuer..
Andere Rennwettsteuer
Lotteriesteuer ... ..
Sportwettsteuerl )

Feuerschutzsteuer ....
B i ersteuer

447

066

785

366

501

742

474

?13

717

339

705

?70

11

855 294

148 898

72 799

tsz 702

361 418

74 793

1 345

125
73 322

2 361

541

214

336

934

?02

2

2

197

189

374

594

339

949

330

541

189

601

6 985

L 747

I 051

935

2 L97

569

45

11

499

13

81

401

25 368

6 333

3 021

,3 909

8 313

? 044

98

26

1 880

39

390

1 355

7 L62 706

48 640 077

8 7?3 573

38 795 588

1 120 915

549 667 087

93 388

I 358 772

336 537

965 684

44 144

87 458

0

265 208

4 400 041

1 047 390

3 232 589

L20 062

38 979 648

829

899

424

868

509

880

735

509

402

234

310

939

4 106 580

14 343 112

2 404 179

LL 622 212

316 72L
180 06L ?22

vor
2 481

7tL
269

416

7s5

178

2

2

168

4

40

108

566 837

s 25L 407

76L 4L2

4 434 359

55 636

sL 257 507

nach der

x

18 892 164

2 48L L47

3 185 002

x

47

13 235

31 450

der

147

644
728

199

724

233

984

352

089

809

630

988

Sonsti ge

38 Zö1 le (100 r) . .. ..
Gemeindesteuern ..........

Grundstetiern
Gewerbesteuer (brutto)
Sonstige Steuern und steuerähnliche

E i nnahmen

Steuerei nnahmen insgesamt

EG-Eigenmittel insgesamt
Zöl le
Mehrwertsteuer-E i genmi ttel
BSP-Eigenmittel2) .., .

Steuerei nnahnren des BundesS)

Bundes steuern4 )

Steuern vom Einkonmen
(42,5 bzw. 50 I)

Steuern vom Umsatzs) 165 x;
Gewerbesteuerumlage (50 l) ....

Zuweisungen an EG nach BSP-Schlüssel
(Ausgabö )

Steuereinnahmen der Länder ...
L andes steuern
Steuern -vom Einkonrnen

(42,5 bzw. 50 f) ....
Steuern vom Umsatz (.35 I)
Gewerbesteuerumlage (50 f) ....

Steuerei nnahmen der Gemeinden/Gv.

Gemeindesteuern ....
Gewerbesteuerumlage (Ausgabe) .........
Gemeindeanteil an der Lohn- und veran-

3 711 233

2 365 592

79 480

2 430 756

L 3s8 772

158 957

10 181

6 835

24L
6 965

4 400

482

062

861

513

65?

041

931

875

531

194

108

tL2
393

LL 674
4 447

289
7 857

5 251

578

682
281

054

873

407

s36

2L

7

14

383 585

162 574

L62 7lO
58 301

83i 739

878 775

56 ssl
i4 003 100

x

7 011 599

855 294

1 230 941

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

?61

65

111 458 003

8L 767 357

2 785 905

58 301

LgL 267 007

?5 368 447

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

111 458

51 654

2 785

74 623
48 640

5 519

003

652

905

572

077

345

31 502 841

549 105 903

x

19 619 625

2 361 189

3 048 542

x

741

x

53 078 429

6 985 829

31 900

13 437

754
2t 783

14 343

1 508

8 948 389

x

62

lagten Einkommensteuer ..
63 Steuereinnahmen insgesamt

Außerdem:

64 Lastenausgleichsabgaben

1) Soweit von den Länderfinanzverwaltunqen qetrennt
nachqewi esen.

800

-48-

2) Eiqenmittelbeträqe auf der Basis des Bruttosozial-
produkts zu Marktpreisen (Spitzenfinanzierunq).



der Länder und der Gemeinden/Gv. im Jahr 1990

und Ländern
DM

Berl i n
(lJes t )

Stadt-
staaten

Bundes gebi et
ohne

St adt st aaten
H amburg BremenBayern Saar'landBaden-

I'lürttemberg
Rhei n I and-

Pfalz

Steuervertei I ung

1 098 751 4

257 L84 I
86 012

515 s60

138 776

15

138 760

24 s18

76 70?

142 5?9

2 551 780 7

444 743 1

1 865 791 6

594 840

8 344 120

1 s60 438

6 725 223

58 459

83 215 698

325 033

54 346

28 285

20 486

L42 659

34 066

z

4?

34 022

5 017

40 L74

ls 806

605 740

140 461

42L 407

43 871

6 30? 25L

6 L97 234

44 737 588

7 9L2 085

35 800 295

1 025 208

478 594 553

958

328

135

155

186

101

I
3

89

1

L2

37

621

948

330

408

933

995

329

042

027

597

012

996

698 925

2 tls 352

392 836

1 701 362

2L L54

42 004 784

11 996

32 439

37 403

1 121 001

?54 677

837 571

965 472

3 902 489

811 488

2 995 ?93

Lfd
Nr.

319

t23
523

782

360

311

6

4

289

10

68

148

222

936

853

5?7

737

s32
370

511

896

753

441

185

11

4 85?

1 132

481

904

1 563

3?4

18

?

294

8

85

359

444

522

6s4

479

970

518

386

347

840

94s
519

783

23 278

5 7L7

2 728

3 548

7 832

1 834

77

23

1 695

37

362

| zsq

909

803

349

600

526

L28

378

075

932

74L

814

679

1i

263
74

30

26

78

2L

19

646

LL7

246

L7L

059

012

961

95

956

867

2L2

t27
179

2t5
87

11

75

271

L97

860

187

984

608

805

803

2 089

615

293

360

480

2L0

2L

3

184

1

27

100

538

262

436

766

976

615

09s

137

786

597

892

592

25

26

27

28

29

30

31

32

33

34

35

36

37

38

39

40

41

4?

43

44

45

46

47

48

49

50
51

ls2

53

54

55

56

57

58

59

60

61

qLz 046

882 616

2L6 925

533 030

3 884

30 157

229 L44

665 136

163 975

456 360

24L 246 132 661

22 075 407 82 699 720

45 801

7 449 762

28 752

21 617 986

95 707

7L 072 532

Steuervertei 1 ung

x

10 135 456

1 098 751

5 837 934

3 050 623

148 148

3 950 002

2 551 780

273 013

L 67L 235

x

3

x

32 158 971

4 3L9 ?2?

194

982
573

574

616

896

x

34 241 388

4 852 444

x

2 846 989

325 033

x

L77 984 62L

23 278 909

x

6 613 683

958 621

x

2 031 043

263 646

x

4 637 658

867 271

x

13 282 384

2 089 538

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

L9 778
7 556

504

l? 221

7 882

973

104

48
2

59,

44

5

19 644

9 ?47

497

13 017

8 344

1 001

1 351 301

1 143 740

26 915

9?9 0L4

605 740

53 841

377 lls
x

4 270

L 277

106

3 072

2 LLs

2L2

L 202

535

28

957

565

57

1 905 327

L 755 775
109 285

1 438 144

1 121 001

218 571

535 716

x

7 378 516

3 569 903

244 327

5 467 985

3 902 489

488 657

2 054 154

x

105

138

701

608

120

t2t

079

084

541

155

737

030

386

748

578

587

588

688

991

631

440

515

352

881

298
497

602

3?6

136

205

5 312 854

x

6 11

Ohne BSP-Eiqenmittel.
Einschl. EKGS-ZöIle (nur noch Restbeträoe aus
Vorj ahren ) .

5 674 609

x

29 448 687

x

1 170 044

x

23

348 394

x

0

62

63

773 2

4

-49-

5) Nach Abzuq der EG-Anteile llmsatzsteuer.

25 64



4 Kassenmäßiqe Steuereinnahmen der Gemeinden/Gv.
nach Steuerarten, Körper

1 000

Steuerart Bundes -
gebi et

Sch 1 eswi g-
Holstein

Ni eder-
s ach sen

Nordrhei n-
t.le stfa I en

Lfd.
Nr.

1 Grundsteuer A (Land- und Forstwirtschaft)

2 Grundsteuer B, (Sonstige Grundstücke)

3 Gewerbesteuer (brutto)

4 Gewerbesteuerumlage (Ausgabe)

5 Gewerbesteuer (netto)

6 Gemeindeanteil an der Lohn- und veran-
1 agten Ei nkommensteuer

7 Grunderwerbsteuer.

Hes se n

Ins

Sonsti
Einna

9e
rhme

Steuern und steuerähnliche

440

I 282

38 795

5 519

33 ?76

31 502

. 288

832

74 6?3

729

844

588

345

?43

841

574

341

572

L7 233

3 100 369

16 584 917

2 059 4?0

14 625 496

9 615 ?77

79 798

?78 294

27 716 468

30 230

306 307

965 684

158 957

806 7?7

1 230 941

56 551

2 430 756

427

92 985

32? 7?2

46 ?49

276 473

288 039

11 026

668 950

99 346

948 044

3 232 589

482 931

? 749 658

3 048 542

3 873

116 189

6 965 652

2 623

307 t79

1 231 986

168 290

I 063 696

731 725

896

43 086

? L49 ?05

8 948 389

3L6 7?L

21 783 108

55

? 348

11 62?

.1 
508

10 113

585

594

?12

393

819

33

728

4 434

578

3 855

3 185

7

48

7 857

?71

141

359

536

8?3

002

157

479

8739 I nsges amt

6rundsteuer A (Land- und Forstwirtschaft)

Grundsteuer B (Sonstige Grundstücke)

Gewerbesteuer ( brutto)

Gewerbesteuerumlage (Ausgabe) ..

Gewerbesteuer (netto)

Gemeindeanteil an der Lohn- und veran-
I agten E i nkommensteuer

Grunderwerbsteuer ..

und steuerähnliche

I nsges amt

Kre i sfrei e

l0

11

12

13

14

15

t6

L7

5

I 263

5 280

747

5 532

4 148

110

844

?3?

696

536

989

I

340

2 274

241

2 033

849

1

15

3 24L

L72

200

311

083

?28

745

9?L

139

40518

162 060

11 112 539

-50-



n a c h der Steuervertei'l ung im Jahr 1990

schaftsgruppen und Ländern
DM

Runde§gebtetRheinland-
Pfalz

Lfd
Nr.

ges amt

32 356

4I? 387

I 865 791

273 0i3

L 592 778

I 67L 235

179 030

62 ?16

3 950 002

Städte

?

163

974

128

845

s04

6?

19

1 597

45 542

383

030

896

i34

854

139 759

L 1m 679

6 725 223

1 001 121

5 7?4 L0?

5 674 609

36 433

. 22 026

13 017 608

3

6?6

3 637

484

3 153

2 066

14

6

5 871

658

959

871

315

556

022

82?

683

700

? 607

137 854

4?L 407

53 841

367 566

377 115

27 186

16 585

929 014

438 696

7 473 389

35 800 295

5 030 688

30 769 607

29 448 687

253 679

77L 529

69 155 587

I 440

391 396

L 701 362

212 881

1 488 481

1 170 044

21 154

3 072 515

x

140

?54 537

837 571

218 571

619 000

535 716

28 752

I 438 144

x

2 033

809 455

2 995 293

488 657

2 506 636

2 054 is4

34 895

60 812

5 467 985

1 i71

6 533

973

s 559

5 312

163

456

57

399

348

34

10

957

453

522

360

?05

155

394

895

905

326

I

2

3

4

5

6

7

132 661

L2 2?L 574

2 l0?

305 621

1 963 517

24? 880

I 720 637

1 025 897

2L t02

3 075 359

I

9

141

581

278

907

371

860

159

198

310

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

10

l1

72

l3

l4

l5

16

t7

l8

-51-
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4 Kassenmäß i qe Steuer ei nnahmen der Gemei nden/Gv. n a c h der Steuerverteilun im J ahr 1990

Rhe i n-
I and-
Pfal z

Baden-
!.lürttem-

berg
BayernBundes -

gebi et

Schl es-
t{i g-
Hol-

stein

N i eder-
s ach sen

Nord-
rhei n-
l,,lest-
fal en

Hes sen

nach Steuerarten, KörP erschaftsqruppen und Ländern
1 000 DM

Steuerart

Grundsteuer A

(Land- und Forst-
wirtschaft) ....

Grundsteuer B

Krei sangehöri ge Gemei nden

419 973 29 803 96 725 50 47s 3? 099 30 215 43 439 134 610 ? 607

S aar-
I and 1)

137 854

421 407

53 841

367 566

( Sonsti ge
stücke )

Grund-

Gewerbesteuer (brutto)
Gewerbesteueruml age

( Au sgabe )

Gewerbesteuer (netto).
Gemeindeanteil an der
Lohn- und veranlagten
Einkommensteuer , ... .

Grunderwerbsteuer. . .. .

Sonstige Steuern und
steuerähnliche Ein-
nahmen .

Insgesamt ..

Grundsteuer A

(Land- und Forst-
wi rtsch aft )

Grundsteuer B

( Sonsti
stücke

ge
r)

Grund-

Gewerbesteuer (brutto)
Gewerbesteueruml age

( Au sgabe )

Gewerbesteuer ( netto). .

Gemeindeanteil an der
Lohn- und veranlagten
Einkommensteuer ......

Grunderwerbsteuer .....
Sonstige Steuern und
steuerähnl iche Ein-
n ahmen

Insgesant . ..

19 833 408 942 902

1 857

2 316 816 4 799 400 2 335 257

18

1 166 37s 4 285 es6'-: 
H 

377 tt5_

I 084 750 387 941

5 341 980 2 160 048

760 697 337 453

4 581 283 L 82? 595

865 763 793 665

4 569 513 3 087 030

731 0L7 516 806

3 838 496 ? 570 2?4

248 808

891 513

144 106

747 407

4 372 968

19 1i5 057

2 97L 269

16 143 788

213 322

642 962

1i2 708

530 254

640 855

2 000 604

314 64i
1 685 963

450 206 39 7L2

41 22? 200 1 755 993

1 490

323

L72 027

56

323

68 746 L4r 2?2 32 67s 33 o77a) LOs 522 i5 343

4 809 133 10 657 130 4 610 567 2 225 882 9 140 176 7 124 268

Landkrei se

1 490

55

323

2 961 5 236 Ll6 872

13 908

899 051

L9 772 27 186

- ?777
?L 642 29 963

323

43 030

2L6 927

5 813

5 813

4 356

7 317

13 439

13 439

665

5 901

9 942

126 814

5 038

6 038

1) Bei kreisangehörigen Gemeinden: Einschl. Landeshaupt-
stadt Saarbrücken; Landkreise: einschl. Stadtverband
Saarbrücken.

a) Einschl . 6 2L? (000) DM der Verbandsgemeindeir.
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5 Kassenmäßi ge Steuerei nnahmen der krei sangehöri qen Gemei nden n a c h der Steuerverte i'l unq
im Jahr 1990 nach Ländern bzw. Steuerarten

1000 Dt,l

Krei sangehöri ge Gemei nden

L and mit
weniger als

10 000

E i nwohnern

Sch I eswi g-Ho I s tei n I 755 993 904 377 851 616

Ni edersachsen 4 809 133 3 419 872 1 389 258

Nordrhei n-tr'lestfa l en 10 657 130 L0 t72 47L 484 659

4 610 567 3 47i 043 1 139 524

Rheinland-Pfalz .... ? 225 882 587 589 1 638 295

Baden-Uürt temberg 9 140 176 5 765 819 3 374 357

Bayern 7 t24 268 2 823 454 4 300 813

Saar'l and 899 051 840 530 58 s21

Bundesgebi et 4L 22? 200 27 985 155 13 237 043

davon

Grundsteuer A 4i9 973 t27 ?65 292 7@

Grundsteuer B 4 372 968 2 929 528 I 443 439

Gewerbesteuer 19 115 057 13 e09 685 5 205 370

Gewerbesteueruml age (Ausgabe) 2 97L 269 2 094 663 876 606

Gewerbesteuer (netto) 16 143 788 11 815 023 4 328 764

Steuerart

Gemeindeantei l an der Lohn- und ver-
anlagten Einkommensteuer .......... 19 833 408

452 063

12 798 885 7 034 523

mit
10 000

und mehr'i nsges amt

Ubri ge Gemei ndesteuern
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314 454 137 608



6 Aus ewählte ih
6.1 Entwickl ung der volkswirtschaftl ichen Steuerquote 1986 bis 1990

Steueraufkommen insgesamt

Jahr

1986

1987

i988
1989

1990

i) Ab 1988 vorläufiges Ergebnis.

L 945,2
2 015,6
2 t23,2
2 26t,3
2 447,7

452,6
468, 5

488,2

535,4
549, 1

23,3
23,2
23,0
23,1
22,4

?)

'in I des Brutto-
sozi a1 produkts

+ lrz
- 3r7
+ 33,3
- ?4,5
+ 20,1
+ 16,7

- L2,2
+ lrg
- 0'9
+ 11,7
+ 23,0
+ 18,8
+ 3g,g
+ 26,L
+ 1r0
+ Zl,7
+ 13,5
+ 39,6
- 15,3
+ gr9
+ 5,9

2) 0hne Lastenausgleichsabgaben.

6.2 Entwicklung ausgewählter Steuerarten
in den einzelnen Vierteljahren 1990

x

Zu- (+) bzw. Abnahme (-) gegenüber
dem VorjahresviertelJahr in ISteuerart

Lohnsteuer
Veranlagte Einkonmensteuer ....
Kapitalertragsteuer
Körpersch aftsteuer

Einfuhrumsatzsteuer .,..
Gesel lschaftsteuer .

Versicherungsteuer .

I'lechse I steuer
Zöl le
Tabak steuer

Branntwe i n abgaben

vi

n

- 1'3
+ 11,4
- 39,3
+ 0r9
+ 1r0
+ l,s
+ 87,1
+ 19,6
- 5r7
- 3'3
+ 3r1
+ 1r3
- 21,1
+ 9r1
+ 13,5
+ 616

+ ?,0
+ 2?,7
+ 6,0
+ 614

- 1'0

- 5'3
+ 9r9
- 35,5
- 15,5
+ L?,7
+ 0r7
+ 64,6
- 16,6
- 5'8
+ zrs
+ 6,9
- 7r7
- 14,1
- 0'0
+ 3rz
+ ?,3
+ 9rz
+ 87,0
- 9r4
+ 1r1
+ 12,9

- 4r7

- 16,6
+ 16,5
- 7r2
+ 27,9
+ 1?,9
+ 916

+ 4r0
- 4,4
+ 10,1
+ lr3
+ Zlr9
+ 17r1
+ gr7

+ 116

+ lr4
+ 13,9
+ 32,9
- 18,9
+ 612

- 716

Schaumweinsteuer ..
Mineralölsteuer

Vermögensteuer ....

Kraftfahrzeugsteuer .
Rennwett- u. Lotteriesteuer ..
Feuersc hutzsteuer
Grunderwerbsteuer (staatliche und kommunale

Anteile zusafiolen) . ... + 32,9
+ gr3

+ Zr9

Bruttosozi al-
produkt 1 )

Mrd. DM

Grundsteuer B

-54-

+ l14
+ ZrL
+ Zrg

+ 316

+ l15
+ 4r4

- 9,?
+ 4r9
+ Lr7

Erbschaftsteuer ...



6 Ausgewählte Zeitreihen
6.3 Aus dem Lohnsteueraufkommen geleistete Beträ9e 1981 bi s 1990

Mrd. Dll

Erstattungenin Lohnsteuer-Jahr

19 81
1982
1983
19 84
1985
19 86
19 87
1988
19 89
1990

6
6
6
5
5
5
5
5
5
5

90
78
43
92
79
82
72
82
44
58

23
24
22
24
23
2?
20
19
19
L7

35
35
35
45
60
65
80
85
85
25

2
?
2
2
2
2
2
2
2
3

3,37
1,90
1,90
1,95
2,05
2,05
2,L5
?,?0
2,25

0
0
0
0
0
0
0
0
0
0

I'lrd. Dl,l

Körpersch aftsteuer

darunter
§ 4a I

InvZulG

Jahres- ^.ausgleichz'

§4b

1) Hochrechnung des Bundesministeriums der
F i nanzen.

Jahr

2) Soweit Angaben vorhanden

6.4 Aus dem ESt-Aufkommen gelei.stete Erstattungen an Lohnsteuerpfl'lchtige
nach § 46 ESIG 1981 bis 1990

19 81

L982
1983
1984
19 85

10,39
11,87
L?,94
11,20
15,25

19 86
19 87
19 88
1 989
19 90

16,83
17 ,67
20 ,13
17 ,51
19,71

6 .5 Investitionszulagen*) 1981 bi s 1990
tlill.0l.l

Jahr

veranl agter
Ei nkommensteuer

Aus dem Aufkommen an

I

geleistet

Insgesamt

19 81
1 982
19 83
19 84
19 85
1986
19 87
1 988
1989
19 90

614
565

1 366
2 562I 514

779
801
824
998

1 185

11
28
13
23
15

8
51
?4
?6
18

5
7

839
2 0?7

986
206

28
4
4
5

94
154
2L9
255
207
L74
?02
170
223
295

-4
6

508
2 066I 166

258
78- 33-6-21

L 2?4
L 214
L 797
3 505
2 587
1 668
1 863
2 0?2
1 804
2 103

* ) Gemäß I
Ber I i nf

Arbe i tnehmer-
sparzul age(3. Vermögehs- r r

bi ldungsgesetz)'/

Arbeitnehmer-
zulage

(Berl införderungs-
gesetz)

Bergmanns-
prämi en

Mrd. Dlt{ Jahr

darunter
§ 4a I

InvZulG
§4b Insgesamt

nvestitionszulagengesetz und § 19
örderungsgesetz.
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Anhang

Steuereinnahnen im Gebiet der ehemaliEen DDR, 2. Hj. 1990
1 000 DM

steuereinnatunln insgesamt
Lohnsteuer
Globale Steuerabf ührungen
und Sonstige Steuern
Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag
Umsatzsteuer
umsatzsteuer-eusg Ie ich 1 )

Ei nf uhr r.utsatzs teuer
Zöl Ie
ui ne raI öI steuer
Tabaksteuer
Br anntweinabgaben
Versicherungsteue r
Kaffeesteue r
Scharrmrreinsteue r
WechBel steuer
Z ucke rs teue r
Teesteuer
Salzsteuer
Ieuchtmittelsteue r
Kraftfah rze ug steue r
Bi er ste uer
Gr und e rwe rbs teuer
Erbschaftsteuer
Rennt ett- und Lotteriesteuer
Fe uerschutzsteue r

17 402 176
3 481 115

3 316
6

5 290
1 336

376
15

2 016
885
285

51
38
I

59
5

030
292
565
593
275
708
573
533
933
842
434
427
754
786
464
698
033
833
837
776
449
857
358

1

2

108
57

15

2

35

2

1) Nach Art. 3l Abs. 2 des Staatsvertrages vom
18. uai 1990.
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Fachseri 14: Finanzen und Steu rn

Beihe I : Haushaltsansätze
Reihe eingestellt (es wird jährlich nur noch eine Kornmentie-
rung in .Wirtschaft und Statistik" veröffentlicht).

Reihe 2: Vierteljährliche Kassenergebnisse
der öffentlichen Haushalte
Der vierteljä hrliche Bericht gliedert die kassenmäßigen Aus-
gaben und Einnahmen von Bund, Lastenausgleichsfonds,
ERP-Sondervermögen, Ländern. Gemeinden und Gemeinde-
verbänden nach Arten und Körperschaftsgruppen. Darüber
hinaus werden die Ausgaben für Baumaßnahmen nach aus-
gewählten Aufgabenbereichen aufgeschlüsselt; die kassen-
mäßigen Steuereinnahmen und der Schuldenstand der
Gebietskörperschaften sind in gesonderten Übersichten dar-
gestellt.

ln dem Bericht für das 2., 3. und 4. Vierteljahr werden auch
kumulierte Ergebnisse (Halbjahr, Dreivierteljahr, Jahrl ver-
öffentlicht.

Reihe 3: Rechnungsergebni§se
ln dieser Reihe erscheinen jährlich nach Aufgabenbereichen.
Ausgabe-/Einnahmearten und Ländern gegliederte Berichte
über die Bechnungsergebnisse

des öffentlichen Gesamthaushalts (Reihe 3.1) und der kom-
munalen Haushalte (Reihe 3.3).

Daneben erfolgt für einzelne wichtige Aufgabenbereiche eine
tiefere f unktionale Aufgliederung der Jahresrechnungsergeb-
nisse der öffentlichen Haushalte, und zwar für

Bildung, Wissenschaft und Kultur (Reihe 3.4), Soziale Siche-
rung und Gesundheit, Sport, Erholung (Reihe 3.5).

Ergebnisse der Hochschulfinanzstatistik werden in der Fach-
serie 1 1 .Bildung und Kultur", Reihe 4.5 ,,Finanzen der Hoch-
schulen" veröffentlicht.

Reihe 4: Steuerhaushalt
Die vierteljährlichen Berichte (4. Vierteljahr mit Jahres-
ergebnis) enthalten Angaben über die kassenmäßigen
Steuereinnahmen des Bundes, der Länder und der Gemein-
den und Gemeindeverbände nach Ländern und Steuerarten
sowie über die Verteilung im Rahmen des Steuerverbundes.
Zum Jahresergebnis werden ergänzend methodische
Erläuterungen mit Hinweisen auf Zahlungsweise, Zahlungster-
mine und Tarife der ergiebigsten Steuern gebracht.

Reihe 4.S: Sonderbeiträge
Reihe 4.S.1: Kassenmäßige Steuereinnahmen 1977 bis
1987
Dieser Bericht enthält für die Jahre 1977 bis 1987 nach
Ländern gegliederte Angaben über das jährliche Aufkommen
an Einzelsteuern und deren Verteilung auf die Körperschaften

Bund, (Europäische Gemeinschaften) Länder und Gemeinden/
Gv. Für den gemeindlichen Bereich sind die Daten darüber
hinaus nach kreisfreien Städten, kreisangehörigen Gemeinden
und Landkreisen unterteilt. ln langen Reihen wird ein Überblick
über die Einnahmeentwicklung seit 1950 gegeben.

Reihe 5: Schulden der öffentlichen Haushalte
ln der jährlichen Veröffentlichung werden Angaben über den
Stand der Schulden von Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-
Sondervermögen, Ländern, Gemeinden, Gemeindeverbänden,
Zweckverbänden und sonstigen juristischen Personen zwi-
schengemeindlicher Zusammenarbeit nach Arten und Fällig-
keit sowie über Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewähr-
leistungen dieser Körperschaft en gebracht. Außerdem werden
die Schuldenaufnahmen und Tilgungen nachgewiesen.

Reihe 6: Personal des öffentlichen Dienstes
Die jährliche Veröffentlichung enthält Angaben über die Zahl
der Beschäftigten am Stichtag 30. Juni bei Bund, Ländern,
Gemeinden und Gemeindeverbänden, kommunalen Zweckver-
bänden, der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bun-
despost (unmittelbarer öffentlicher Dienst); bei der Bundesan-
stalt für Arbeit, den Sbzialversicherungsträgern und den Trä-
gern der Zusatzversorgung von Bund, Ländern und Gemein-
den/ Gemeindeverbänden (mittelbarer öffeötlicher Dienst).
sowie bei rechtlich selbständigen Einrichtungen für Wissen-
schaft, Forschung und Entwicklung des öffentlichen oder pri-
vaten Rechts, die auf Dauer überwiegend öffentlich finanziert
werden, sofern die Zuwendungen den Betrag von 300 000 DM
jährlich übörsteigen, und rechtlich selbständigen öffentlichen
Versorgungs-, Entsorgungs- und Verkehrsunternehmen.

Ab 1986 wird das Personal iährlich nach Art, Umfang und
Dauer des Dienstverhältnisses, Aufgabenbereich. Geschlecht,
Laufbahngruppe, Einstufung und Alter erfaßt. Uber die Emp-
fänger von Versorgungsbezügen nach beamtenrechtlichen
Vorschriften werden für Bund und Länder Eckzahlen darge-
stellt. ln jedem dritten Jahr werden zusätzlich die ehemaligen
Besoldungsgruppen erfaßt, in jedem sechsten Jahr der kom-
munale Bereich.

Reihe 7: Einkommen- und Vermögensteuer
ln dreijährlicher Folge werden - unter Auswertung der
steuerlichen Veranlagungsergebnisse - folgende Steuersta-
tistiken herausgegeben :

7.1 Einkommonstouer
Der Bericht gibt Aufschlüsse über die Höhe und Struktur der
Einkünfte, die Besteuerung des erfaßten Einkommens sowie
über Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastungen und
Sondervergünstigungen der zur Einkommensteuer veranlag-
ten natürlichen Personen. Ferner sind die Einkünfte aller Lohn-
und Einkommensteuerpflichtigen in einer steuerlichen Ein-
kommenspyramide dargestellt. Dandben werden aufgrund
einheitlicher Gewinnfeststellung die Einkünfte und Sonderver-
günstigungen von Personengesellschaften/ Gemeinschaften
nachgewiesen.
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Fach ie 14: Fina nzen und Steuern

7.2 Körperschaftsteuer
Die Veröffentlichung gibt einen Uberblick über Höhe, Vertei-
lung und Besteuerung des steuerlich erfaßten Einkommens der
Körperschaften. Das Einkommen und die Steuerschuld der
Körperschaftsteuerpflichtigen werden u.a. in der Gliederung
nach Rechtsformen, Größenklassen des Gesamtbetrags der
Einkünfte und im 6-jährigen Turnus nach Wirtschaftszweigen
bis einschließlich 1977 (ab 1983 siehe Reihe 7.S. 1)veröffent-
licht.

7.3 Lohnsteuer
Die Angaben in dieser Veröffentlichung beziehen sich auf den
Bruttolohn und die Lohnsteuer der veranlagten und nichtveran-
lagten Lohnsteuerpflichtigen in der Gliederung nach Größen-
klassen des Bruttolohns und der Einkünfte aus nichtselbständi-
ger Arbeit, Steuerklassen und Geschlecht.

7.4 Vermögenstouel
Die Veröffentlichung (Erscheinungsfolge: 3jährlich) enthält
Angaben über Zusammensetzung und Höhe des Vermögens
der zur Vermögensteuer veranlagten Steuerpflichtigen. Die
Schichtung des Vermögens wird für die natürlichen Personen
u.a. in Verbindung mit ihrer Beteiligung am Erwerbsleben und
der Haushaltsgröße der Veranlagungsgemeinschaft darge-
stellt, für die nichtnatürlichen Personen in Verbindung mit
Rechtsformen. -

7.5 Einheitswerte
7.5.t Einheitsworte der gewerblichen Betriebe
Der in 3 jährlicher Folge erscheinende Bericht vermittelt einen
Einblick in Umfang und Struktur des bewerteten Betriebsver-
mögens. Auf der Grundlage der Vermögensaufstellung zur
Ermittlung des Einheitswerts des gewerblichen Betriebs oder
des einem freien Beruf dienenden Vermögens wird der nach
bewertungsrechtlicher Abgrenzung festgestellte Vermögens-
und Kapitalaufbau in tiefer Gliederung nach Wirtschaftszwei-
gen sowie nach Rechtsformen und Einheitswertgruppen nach-
gewiesen.

Reihe 7. S: Sonderbeiträge
7.S.1: Wirtschaftliche Gliederung der Einkommen- und
Körperschaftsteuerpflichtigen
Diese Veröffentlichung (Erscheinungsfolge: 6 jä h r I ic h ) enthält
Angaben über die steuerlichen Einkünfte und die Einkommen-
und Körperschaftsteuer von natürlichen Personen und Perso-
nengesellschaften/Gemeinschaften aus der Einkommen-
steuerstatistik sowie von juristischen Personen aus der Körper-
schaft steuerstatistik nach Wirtschaft sbereichen.

Reihe 8: Umsatzsteuer
Die zweijährlich erscheinende Veröffentlichung enthält
Angaben über Steuerpflichtige, steuerbaren Umsatz und
Umsatzsteuer in tiefer Gliederung nach Wirtschaftszweigen,
z.T. kombiniert mit Umsatzgrößenklassen und Rechtsformen.
Ferner werden u.a. Angaben über steuerfreie und steuer-
pflichtige Umsätze (nach Art der Steuersätze), über Umsatz-
steuer vor Abzug der Vorsteuer und abziehbare Vorsteuer
gemacht. Darüber hinaus erfolgt der Nachweis der Steuer-
pflichtigen, des Umsatzes und der Umsatzsteuer nach kreis-
freien Städten und Landkreisen.

Reihe 9: Verbrauchsteuern

9.1 Tabaksteuer
9.1.1 Absatz von Tabakwaren und Zigarettenhüllen (vier-
teljährlich). lm Bericht für das 4. Vierteljahr wird auch das
Jah resergebnis veröffentl icht.

9.1.2 Tabakgewerbe (jährlich). Mit einem Überblick über
Herstellung, Einfuhr und Absatz von Tabakwaren.

9.2 Biersteuer
9.2.1 Absatz von Bier (monatlich). ln den Berichten für
September und Dezember wird auch das Ergebnis für das
Braujahr (1 . 10. - 30.9.) bzw. Kalenderjahr veröffentlicht.
9.2.2 Brauwirtschaft (jährlich). Mit Angaben über Brau-
stätten und ihre Erzeugung.

9.3 Mineralölsteuer
Der jä h rl ic h erscheinende Bericht bringt Nachweisungen über
die versteuerten Mengen und die Veruvendung von
steuerbegünstigtem Mineralö1.

9.4 Branntweinmonopol
ln jährlicher Folge werden Brennereien, Alkoholerzeugung
und -absatz, Ein- und Ausfuhr von Branntwein und Brannt-
weinerzeugnissen sowie Einnahmen aus dem Brannt-
weinmonopol nachgewiesen.

9.5 Schaumweinsteuer
Der Jahresbericht enthält Angaben über die Schaumwein-
hersteller, ihren Absatz sowie über das Steuersoll.

9.6 Kleinere Verbrauchsteuern
Je ein Bericht wird jährlich über die Besteuerung von Salz
und Zucker veröffentlicht.

Reihe 1O: Realsteuern

1 0. t Realsteuervergleich
Der jährliche Bericht umfaßt Angaben über lstaufkommen,
Grundbeträge, gewogene Durchschnittshebesätze und Hebe-
satzstreuung bei den einzelnen Realsteuern sowie über den
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und die an Bund und
Länder abgeführte Gewerbesteuerumlage. Außerdem werden
Steuerkraftberechnungen für die einzelnen kreisfreien Städte,
die kreisangehörigen Gemeinden mit 50 0OO Einwohnern und
mehr und die nach Landkreisen zusammengefaßten kreisan-
gehörigen Gemeinden veröffentlicht.

STAT]STISCHES BU N DESAMT
GUSTAV-STRESEMANN-RING 11

6200 WIESBADEN 1

Veröffentlichungen und Prospekte sind durch den Verlag
METZLER-POESCHEL, Verlagsauslieferung Hermann Leins.
Postfach 11 52, 74OB Kusterdingen, erhältlich.
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Sta$stischss

Statistisches Bundesamt

Gehören auch Sie zu
dem Kreis der Befragten
der amtlichen Statistik

o für unsere viorteljährliche Produktionserhebung?
o fur die Erhebung des innerdeutschen Warenver-

kehrs?. fr.rr die Proisstati§tik?a und... ?

Dann kennen Sie sicherlich das s€it dem 01.01.90 in
Kraft getretene Systematische Gutervezeichnis für
Produktionsstatistiken, Ausgabe'1989.
Um lhnen nunmehr fur uns€rs Erhebung das Auf-
finden der Guter innerhalb disesverzeichnisses so-
wie die Zuordnung zu den entsprechenden Güter-
gruppen, -zweigen und -klassen zu erleichtem'
6ieten wir lhrren jetrt das soeben erschlenene
Alphabetische Güterverzeichnis für
Produktionsstatistikeß in seiner überarbeite-
ten Fassung, Stand 1989, zu einem Verkaufspreis
von DM 28,50 an.

o Best.-Nr.3&n2

o Ausgabe 1989

a g)2 S€iten

o turmat 17x24cm
Benotigen Sie auch die Buchausgabe des Systemati-
schen Gutervezeichnisses fur Produktionsstatistiken'
Ausgabe 1989? Dann bestellen Sie ebenfalls bei
unserem Verlag Metrler-Poschel unter

Best.-Nr. 3200201
596 S€iten
Format 17 x24cm

Preis: DM 23,--

GilteFYsteroatik

$r
Arrssabo

1989

Gütersystematik

Alphabetisches Güterverzeichnis
für Produktionsstatistiken

Stalistische§ Bundesamt

Ausgabo 1989

Metzler-Poeschel Stuttgart

W

Bestelf -Nr. 21 4O4OO - 9O7 24

M

,


	Inhalt
	Textteil
	1 Allgemeine Hinweise zur Statistik 
	2 Methodische Erläuterungen zur Statistik
	3 Wichtige Änderungen des Steuerrechts und der Steuerverteilung 1990
	4 Zahlungsreise,/-termine und Tarife bei den finanziell ergiebigsten Steuern,Stand Ende 1990
	5 Bemerkungen zu den Ergebnissen
	Tabellenteil
	Ergebnisse für das 4. Vierteljahr 1990
	1 Kassenmäßige Steuereinnahmen des Bundes, der Länder und der Geneinden/Gv.im 4. VJ 1990
	1.1 Nach Steuerarten v o r der Steuervertellung
	1.2 Nach Steuerarten n a c h der Steuerverteilung
	1.3 Nach Ländern
	1.4 Nach Steuerarten und Ländern
	2 Kassenmäßige Steuereinnahmen der Gemeinden/Gv. n a c h der Steuerverteilung im 4. VJ 1990
	2.1 Nach Steuerarten und Ländern
	2.2 Nach Steuerarten, Körperschaftsgruppen und Ländern
	2.3 Nach Körperschaftsgruppen und Ländern
	Ergebnisse für clas Kalenclerjahr 1990
	3 Kassenmäßige Steuereinnahmen des Bundes, der Länder und der Geneinden,/Gv.im Jahr 1990
	3.1 Nach Steuerarten v o r der Steuerverteilung
	3.2 Nach steuerarten n a c h der Steuerverteilung
	3.3 Nach Ländern
	3.4 Nach Steuerarten und Länclern
	4 Kassenmäßige Steuereinnahmen der Gemelniten,/Gv. n a c h der Steuerverteilung im Jahr 1990 nach Steuerarten, Körperschaftsgruppen und Ländern
	5 Kassenmäßige Steuereinnahmen der kreisangehörigen Gemeinden n a c h der Steuerverteilung im ilahr 1990 nach Ländern bzw. Steuerarten
	6 Ausgewählte Zeitreihen
	6.1 Entwicklung der volkswirtschaftlichen Steuerquote 1986 bis 1990 
	6.2 Entwicklung ausgewählter Steuerarten in den einzelnen Vierteljahren 1990
	6.3 Aus dem ESt-Aufkommen geleistete Erstattungen an Lohnsteuerpflichtige nach § 46 EStG 1981 bis 1990
	6.4 Aus dem EST-Aufkommen geleistete Erstattungan Lohnsteuerpflichtige nach § ESTG 1981 bis 1990
	6.5 Investitionszulagen 1981 bis 1990
	Anhang
	Steuereinnahmen im Gebiet der ehemaligen DDR, 2. Halbjahr 1990

